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Sie lesen in dieser Ausgabe

Das neue Schuljahr geht los,
und traditionellerweise tref-
fen zeitgleich auch immer
neue Wünsche beim Bürger-
meister ein. Viele bildungspo-
litische Baustellen erfordern
zahlreiche finanzielle Zu-
wendungen, gerade auch der
Kommunen. Diese sind meist
durchaus sinnvoll - ein Lob
für die Kommunen gibt es
aber selten. Seite 15
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GZ lädt zum Breitband-Forum
Am 6. November 2014 lädt die Bayerische GemeindeZeitung

zum 2. Bayerischen Breitbandforum in die Loisachhalle nach
Wolfratshausen ein. Ziel ist es, den Besuchern aus Kommunen
und Behörden Lösungsmöglichkeiten und Handlungsspielräume
für die optimale Internetanbindung aufzuzeigen und Kontakte zu
Dienstleistern und Netzbetreibern herzustellen.

Hochkarätige Referenten erläutern die Problemstellung und
technische Umsetzungsbeispiele sowie juristische Fachfragen;
ebenso erörtert werden Finanzierungsmöglichkeiten des Breit-
bandausbaus in Bayerns Städten und Gemeinden. 

Für Besucher aus Kommunalpolitik, kommunalen Verwaltun-
gen, kommunalen Spitzenverbänden, kommunalpolitischen Ver-
bänden, Behörden und Ministerien ist die Teilnahme am Breit-
bandforum kostenfrei.  
Mehr Infos unter: www.bayerisches-breitbandforum.de

V. l.: Jörg Kunstmann, Alois Rainer, Stefan Rößle, Dr. Ludwig
Spaenle, Berthold Rüth, Herbert Püls. Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Aktuelles zur
Bildungspolitik

Einen Überblick über das bayerische Schulwesen zu
Beginn des Schuljahres 2014/15 gab Bildungs- und
Wissenschaftsminister Dr. Ludwig Spaenle, MdL, im
Rahmen der jüngsten KPV-Landesvorstands- und
Hauptausschuss-Sitzung in München unter dem Vor-
sitz von Landrat Stefan Rößle. Dabei verwies er dar-
auf, dass der Freistaat Bayern im nationalen Vergleich
nicht zuletzt aufgrund seiner „Systemkonstanz und
Verlässlichkeit“ sehr gut positioniert sei.

Ziel der Bayerischen Staatsre-
gierung sei es, den Eltern mit
ihren Kindern eine flächen-
deckende und bedarfsorientierte
Versorgung mit verschiedenen
Ganztagsangeboten zu unter-
breiten, so Spaenle. Vor dem
Hintergrund einer erheblichen
Divergenz zwischen Stadt und
Land würden unterschiedliche
Antworten und ein differenzier-
tes Angebot benötigt.  

Gemeinsam mit den Schulen
und den Kommunen habe das Bil-
dungsministerium deshalb ver-
schiedene Formen von Ganztags-
angeboten an Schulen eingerich-
tet: die gebundenen Ganztagsklas-
sen mit rhythmisiertem Unterricht
ebenso wie die offenen Ganztags-
angebote und die Mittagsbetreu-
ung in unterschiedlichen Formen.
Bei der finanziellen Förderung der

gebundenen und offenen Ganz-
tagsangebote stehe Bayern in der
Bundesrepublik mit an der Spitze.

Vielerorts stünden neben den
schulischen Ganztagsangeboten
auch Plätze in Tagesheimen und
Kinderhorten für jüngere Schüler
zur Verfügung. Die Kooperation
sei sehr sinnvoll. In der Regel
werde sie sehr eng gepflegt, wie
Beispiele Innovativer Projekt-
schulen in München zeigten. Die-
se und ähnliche Modelle könnten
auch andernorts sinnvolle Ent-
wicklungen ermöglichen.

Zu den Kernherausforderungen
des Schulwesens zählt für Spaenle
die inklusive Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit sonder-
pädagogischem För-      derbe-
darf. Erste Er-                     folge
seien sicht-
bar: So

steigt die Zahl der Schülerinnen
und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf, die die
Regelschule besuchen. Im Schul-
jahr 2012/2013 waren es rund
18.200 Schülerinnen und Schüler,
im vergangenen Schuljahr 2013/
2014 waren es bereits knapp
19.300. Zum neuen Schuljahr
wird auch die Anzahl der Schulen
mit dem Profil „Inklusion“ um
rund ein Drittel erhöht.

Kompetenzzentren

„Förderschulen bleiben in
Bayern als Kompetenzzentren
und Lernorte auch künftig beste-
hen“, stellte der Minister klar.
Sie könnten nun selbst das Profil
„Inklusion“ erhalten. Insgesamt
würden auch in diesem Schul-
jahr eigens für die Inklusion 100
zusätzliche Lehrerstellen zur
Verfügung gestellt. 

Beim Thema Schuleinschrei-
bungen konnte Spaenle auf eine
„stabile Situation“ verweisen.
Der Anteil der Gymnasien liegt
hier bei 40 %, Real- und Mittel-
schulen verzeichnen einen  Anteil
um die 30 %.

Bildungsmonitor

Wie der neue Bildungsmonitor
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft ausweist, erwarben in
Bayern aktuell rund 95 Prozent
der Jugendlichen einen Schulab-
schluss und in etwa der gleiche
Anteil konnte mit einem Ausbil-
dungsplatz ins Berufsleben star-
ten. Mit beiden Werten liegt der
Freistaat nach Spaenles Worten
an der Spitze aller Bundesländer.
Die jungen Menschen hätten in
Bayern mit der verstärkten indi-

viduellen Förderung im differen-
zierten Schulwesen besondere
Chancen, eine stabile Basis für
ihre spätere berufliche und priva-
te Zukunft zu erhalten, wertete
der Minister die Ergebnisse,
wies aber auch darauf hin, dass
man gerade junge männliche
Migranten in den Blick nehmen
müsse; sie bedürften intensiver
Zuwendung. 

Weiterentwicklung

Bei seinen konzeptionellen
Überlegungen zur Weiterentwick-
lung des bayerischen Gymnasi-
ums werde das Bayerische Bil-
dungs- und Wissenschaftsministe-
rium sowohl die Situation kleiner
wie auch großer Gymnasien und
die Situation von Gymnasien in
Städten und auf dem Land
berücksichtigen, machte der Mi-
nister deutlich: „Wir setzen den
Dialog zur Weiterentwicklung des
Gymnasiums fort.“ Auf seine Ein-
ladung diskutieren seit Frühjahr
Vertreter der gymnasialen Schul-
familie, Schulaufwandsträger so-
wie Bildungspolitiker aus allen
Fraktionen des Landtags z. B. den
gymnasialen Bildungsbegriff,
damit verbundene pädagogische
Grundsatzfragen, Erwartungen an
den Lehrplan, organisatorische
Fragen und Fragen der Schulzeit-
dauer. „Wir wollen unsere jungen
Menschen in ihrer Vielfalt mög-
lichst optimal fördern. Ein G 9 für
alle ist ebenso überholt wie ein G
8 für alle Schülerinnen und
Schüler“, erklärte Spaenle und
räumte ein: „Die Einführung des
G8 war suboptimal.“

Als Grundkonturen des Gym-
nasiums der Zukunft nannte der

(Fortsetzung auf Seite 4) 

„Eine tolle Sache und ein super Spiel“, fasste der Coach des Fußballteams des Landratsamtes 
Fürstenfeldbruck, Charly Stecher, das Spiel seines Teams gegen eine Auswahl von Asylbewerbern
zusammen. Mehr dazu auf Seite 15. 

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Pflege und Asyl
Um Asylbewerber und Flüchtlinge angemessen zu
versorgen, hat der Deutsche Städtetag ein Sofortpro-
gramm von Bund und Ländern gefordert. Wie der
Präsident des Deutschen Städtetages, Nürnbergs
Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, nach einer Prä-
sidiumssitzung in Münster mitteilte, „tun die Städte,
was sie können, um schutzbedürftigen Menschen zu
helfen. Wir fühlen uns ganz klar dem Grundrecht auf
Asyl für politisch Verfolgte und der Genfer Flücht-
lingskonvention verpflichtet. Die dramatisch gestie-
genen Asylbewerberzahlen stellen die Städte aber
auch vor erhebliche praktische Probleme.“

Nach Auffassung des Deut-
schen Städtetags müssten die
Asylverfahren verkürzt und die
Kapazitäten der Länder für die
Unterbringung deutlich aufge-
stockt werden. Außerdem be-
nötigten die Kommunen in allen
Ländern Investitionshilfen, um
genügend Aufnahmemöglichkei-
ten schaffen zu können sowie ei-
ne zeitnahe Erstattung ihrer Ko-
sten, da die Flüchtlingsversor-
gung Aufgabe der Länder sei.

Zahlreiche Kriege und Kon-
flikte in verschiedenen Regionen
der Welt führen Maly zufolge
dazu, dass immer mehr Asylbe-
werber in Deutschland Zuflucht
suchen. Allein in den ersten sie-
ben Monaten dieses Jahres ha-
ben fast 100.000 Menschen in
Deutschland Asyl beantragt, et-
wa 60 Prozent mehr im Ver-
gleich zum Vorjahr. Seit dem
Wegfall der Visumspflicht sind
auch die Asylbegehren aus den
Westbalkanländern sprunghaft
gestiegen, anerkannt wurden in
diesem Jahr allerdings nur 0,3
Prozent.

Kapazitäten

Maly: „Bei Bund, Ländern
und Kommunen verringern sich
durch die Asylbewerber aus die-
sen Staaten die Kapazitäten für
viele, tatsächlich schutzbedürfti-
ge Asylsuchende. Deshalb ap-
pellieren wir an den Bundesrat,
den Weg frei zu machen für die
Gesetzesinitiative, um die West-
balkanstaaten Serbien, Mazedo-
nien, Bosnien und Herzegowina
zu sicheren Herkunftsstaaten zu
erklären.“

Der Deutsche Städtetag be-
grüßt die im Gesetzentwurf ent-
haltene Regelung, die Wartefrist,
nach der Asylbewerbern und
Ausländern mit einer Duldung
die Aufnahme einer Beschäfti-
gung grundsätzlich erlaubt wer-
den kann, von gegenwärtig neun

auf drei Monate zu verkürzen
und ihnen einen erleichterten
Zugang zu Integrationsleistun-
gen zu verschaffen.

Verfahrensverkürzung

Darüber hinaus wird der Bund
aufgefordert, die Dauer von Asyl-
verfahren – wie im Koalitionsver-
trag vereinbart – auf drei Monate
zu verkürzen. „Einen guten An-
fang dafür hat der Bund mit der
Zusage von 300 zusätzlichen
Stellen beim Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF)
gemacht. Damit die Anträge
schneller bearbeitet werden kön-
nen, muss diese Personalauf-
stockung rasch vollständig umge-
setzt und bei Bedarf auch erhöht
werden“, hob der Städtetagspräsi-
dent hervor. Denn die Dauer der
Asylverfahren, die derzeit im

(Fortsetzung auf Seite 4) 
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ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hans Hawlitschek
83457 Bayerisch Gmain

am 4.10.

Bürgermeister Karl-Willi Beck
95632 Wunsiedel

am 25.9.

Bürgermeister Georg Klöppl
92507 Altendorf

am 28.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Oswald

94508 Schöllnach
am 2.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Karg

86925 Fuchstal
am 29.9.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Bruckmüller
97618 Wollbach

am 5.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Sebastian Seemüller
86842 Türkheim

am 7.10.

Bürgermeisterin Birgit Erb
97656 Oberelsbach

am 30.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Tag des offenen Denkmals:

Jahresmotto
„Farbe“

Weit mehr als 7.500 historische Bauten, Parks und archäologi-
sche Stätten, davon mehr als 750 allein in Bayern, öffneten am
Tag des offenen Denkmals in ganz Deutschland ihre Türen für
Kultur- und Geschichtsfans. Viele Veranstalter griffen dabei das
Jahresmotto „Farbe“ auf: Bei jedem Denkmal, bei jeder ar-
chäologischen Fundstelle, spielen Farben eine zentrale Rolle,
prägen sie doch neben der Form unsere Wahrnehmung von Ar-
chitektur und Bodendenkmalen ganz wesentlich. 

Am Denkmaltag konnten die
Besucher erfahren, wie Farben
nach historischem Vorbild herge-
stellt und am Bau verwendet
werden. Sie erlebten in kompe-
tenten Führungen, wie die Wir-
kung von Farbe zu allen Zeiten
von den Erbauern gezielt einge-
setzt wurde, um unsere Sinnes-
eindrücke zu prägen.

Zahlreiche Besucher

In München hatten die Alte
Münze, der Hauptsitz des
Bayerischen Landesamtes für
Denkmalpflege, und der Info-
point Museen & Schlösser in
Bayern im Alten Hof geöffnet.
Die Führungen in den Dachbo-
den des Alten Hofes waren
schon im Vorfeld ausgebucht,
zahlreiche Besucher strömten in
den Infopoint und die Ausstel-
lung „Münchner Kaiserburg“.

In der Alten Münze wurden mit
weit mehr als 2.000 Besuchern
trotz des regnerischen Wetters al-
le Besucherrekorde gebrochen.
Die Führungen zur Geschichte
des Gebäudes und durch die Aus-
stellung „Großbaustelle 793 - Das
Kanalprojekt Karls des Großen
zwischen Rhein und Donau“ wa-
ren gut besucht, ebenso die Info-
stände im Innenhof und die Prä-
sentation zur experimentellen Ar-
chäologie.

Kostenlose Führungen

Auch die Bayerische Schlös-
serverwaltung beteiligte sich in
diesem Jahr wieder mit vielfälti-
gen Veranstaltungen in verschie-
denen Häusern. Besucher in Lin-
derhof konnten im Rahmen ko-
stenloser Führungen den Schloss-

park sowie unter dem Motto
„Ludwig II. und der Orient“ den
Maurischen Kiosk und das Ma-
rokkanische Haus erkunden. Im
Schloss Höchstädt fand eine Fa-
milienführung mit Bastelaktion
zum Thema „Kinderliteratur –
Geschichte(n) von Kindern, Ge-
schichten für Kinder“ statt. 

Im Künstlerhaus Gasteiger in
Holzhausen am Ammersee wur-
den Führungen durch das Haus
und den Garten sowie eine Ver-
anstaltung für Kinder von 6 bis
10 Jahren mit dem Thema „Was-
serwelten am Ammersee - Ein-
tauchen in die Welt der Wasser-
tiere mit Kescher und Mikro-
skop“ angeboten. Im Künstler-
haus Exter in Übersee-Feldwies
hatten Interessierte bei freiem
Eintritt die letzte Möglichkeit,
die Ausstellung „Julius Exter
(1863-1939) – Sommerimpres-
sionen“ zu besuchen. Es wurden
Führungen angeboten und auf
Entdecker wartete ein Antik- und
Trödelmarkt zu Gunsten des Ex-
ter-Hauses.

3.500 Jahre altes 
Grabhügelfeld

In Ingolstadt waren sowohl
das Feldkirchner Tor im Neuen
Schloss als auch das Georgia-
num in der Altstadt zu besichti-
gen. In Mühldorf am Inn hatte
unter anderem die Turmbrauerei
geöffnet. Bei Eichenkofen im
Landkreis Erding bot der archäo-
logische Verein Erding Führun-
gen durch ein 3.500 Jahre altes
Bronze- und eiszeitliches Grab-
hügelfeld an. 

In Schrobenhausen waren
mehrere Türme der Stadtmauer
für Besichtigungen geöffnet, wie
der Hartlturm, der Pflasterturm
oder der Bürgerturm. In Fisch-
bachau (Landkreis Miesbach)
konnten Gäste einen der be-
rühmtesten Bauernhöfe Altbay-
erns besichtigen - den Jodlerhof
mit seiner Lüftelmalerei aus der
Barockzeit. Der Jodlerhof wurde
um 1790 errichtet. Das denkmal-
geschützte Haus ist noch immer
bewohnt und zugleich eine Tou-
ristenattraktion.

Bunte Keramik

Dinkelsbühl wiederum warte-
te mit der Ausstellung „Als die
Farbe nach Dinkelsbühl kam“
auf. Bilder von Malern von 1900
standen dabei Werke von Malern
aus dem Jahr 2014 gegenüber.
Im Nürnberger Archäologiede-
pot lockte „Bunte Keramik von
Renaissance bis Barock“: Bei ei-
nem Rundgang durch das reich-
haltig gefüllte Archäologiedepot
konnte man dabei die schönsten,
von Nürnberger Stadtarchäolo-
gen ausgegrabenen Scherben un-
terschiedlichen Alters bestaunen. 

„Eckig, rund und bunt“ lautete
der Titel des Kinder- und Famili-
enprogramms zum Jahresmotto
des Denkmaltages im Ingolstäd-
ter Museum für Konkrete Kunst.
Und das Michaelauer „Deutsche
Korbmuseum“ lockte mit einer
Ausstellung mit 2.000 Expona-
ten aus aller Welt – und einer
neuen Außenfassade, die für eine
einheitliche Farbgebung sorgte.

Im Landkreis Bayreuth konn-
ten zum einen das Schloss Fan-
taisie (Gartenkunstmuseum mit
Park) in Eckersdorf sowie der
Blaue Turm („Kunst- und Muse-
um“) in Hollfeld besichtigt wer-

den. Schloss Fantaisie war von
1761 bis 1765 Sommersitz von
Herzogin Friedrike, Markgräfin
Wilhelmines Tochter. Umfas-
send wurde das Schloss von
1995 bis 1998 saniert, das Gar-
tenkunstmuseum kam im Jahr
2000 dazu. Bei dem sogenannten
Blauen Turm in Hollfeld handelt
es sich um das ehemalige Ge-
bäude der Brauerei Weiße Taube
in der Eiergasse, die 1974 ihren
Betrieb beendet hat. Hier hat der
Goldkronacher Künstler Volker
Wunderlich vor kurzem das
Bildnis von Mona Lisa geschaf-
fen. Das Ideenhaus wurde einst
von Thomas Brix künstlerisch
gestaltet. Es beinhaltet ein
Künstlerzentrum mit Ideenhaus,
Ausstellungen, Ateliers und eine
Töpferei. 

Herzstück

Die bayernweite Eröffnung
fand im ehemaligen Kloster
Thierhaupten (Landkreis Augs-
burg) statt. 750 nach Christus
wurde es durch Bayernherzog
Tassilo III. gegründet; damit
zählt es zu den ältesten Klöstern
Bayerns. Heute ist dort unter an-
derem das Bayerische Bauarchiv
mit seinen archäologischen
Werkstätten untergebracht. Es ist
ein Herzstück der Denkmalpfle-
ge im Freistaat und mit rund
5.000 Exponaten aus über 2.000
Jahren eine der größten Bauteile-
sammlungen Deutschlands.

„Denkmäler sind lebendige
Zeugen der besonderen Ge-
schichte unseres Landes“, beton-
te Kunstminister Dr. Ludwig
Spaenle in seiner Eröffnungsre-
de. Sie seien historische Kon-
stanten in einer sich stetig wan-
delnden Welt. Denkmäler könn-
ten in einem besonderen Maß
Orientierung vermitteln. Die
Denkmalpflege übernehme da-
her eine sehr wertvolle Aufgabe,
indem sie dafür Sorge trägt, die
Zeugnisse der Geschichte auch
für künftige Generationen zu be-
wahren. Spaenle: „Das Bayeri-
sche Landesamt für Denkmal-
pflege ist uns dabei im Freistaat
ein kompetenter Ratgeber – bei
über 112.000 Bau- und Kunst-
denkmälern und über 55.000 Bo-
dendenkmälern. Denkmalpflege
ist aber auch in vielen Fällen oh-
ne das ehrenamtliche Engage-
ment zahlreicher Bürger nicht
denkbar. Dieses Engagement gilt
es an einem solchen Tag auch
ganz besonders zu würdigen.“

Großes Engagement

Dipl.-Ing. Architekt Mathias
Pfeil, Generalkonservator des
Bayerischen Landesamt für
Denkmalpflege erklärte: „Ich bin
überzeugt davon, dass in Bayern
das Bewusstsein für Denkmal-
pflege groß ist und zwar quer
durch alle Regionen Bayerns.
Das große Engagement zahlrei-
cher Bürgerinnen und Bürger ist
hierfür ein sehr gutes Beispiel!“
Bezirkstagspräsident Jürgen Rei-
chert (Bezirk Schwaben) hob
hervor: „Denkmäler sind mit die
wichtigsten Bausteine der kultu-
rellen und historischen Identität
eines Landes. Für den Bezirk
Schwaben ist Denkmalpflege
gelebte Heimatpflege.“ 

Für Toni Brugger, 1. Bürger-
meister vom Markt Thierhaup-
ten, ist das Bayerische Bauarchiv
ein Glücksfall: „Ein besseres
Nutzungskonzept für unser Klo-
ster hätten wir uns nicht wün-
schen können! Für Bayern ist
das Kloster heute ein Leucht-
turmprojekt aufgrund seiner ein-
zigartigen Sammlung.“ 

Der Tag des offenen Denk-
mals ist der deutsche Beitrag zu
den European Heritage Days un-
ter der Schirmherrschaft des Eu-
roparats. Alle 50 Länder der eu-
ropäischen Kulturkonvention
beteiligen sich im September
und Oktober an diesem Kultur-
event. Seit 1993 koordiniert die
Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz den Tag des offenen
Denkmals in Deutschland. DK

Von Kommunen 
für Kommunen 

Handlungsleitfaden für strategisches Personalmanagement entwickelt
Praktische Hilfestellung für Kommunen und Kreise: Im Rahmen
des Projektes DAQkommunal – Demografieaktive Qualifizierung
in Kommunen und Kreisen wurde ein Instrumentarium für die
strategische Ausrichtung des Personalmanagements und insbe-
sondere der Personalentwicklung im öffentlichen Sektor erarbei-
tet. Das Besondere: Es schlägt den Bogen von derAnalyse der Ist-
Situation über die Ermittlung künftiger Anforderungen bis zur
Konzeption von Qualifizierungsprogrammen. „Mit unserer Ar-
beit haben wir im Grunde genommen Neuland betreten“, blickt
Prof. Dr. Gottfried Richenhagen auf die zweijährige Analyse- und
Entwicklungstätigkeit zurück. „Bislang war die Personalarbeit
vieler Kommunen beim Personalamt angesiedelt, wir positionie-
ren sie als integralen Bestandteil moderner Verwaltungsführung“,
so der wissenschaftliche Leiter des KompetenzCentrums für Pu-
blic Management an der FOM Hochschule. 

Hintergrund des Projektes, das
gemeinsam mit den Kommunen
Aachen, Oldenburg und Wiesba-
den sowie dem Rheinisch-Bergi-
schen Kreis und unterstützt von
der Prospektiv GmbH und der
Prognos AG durchgeführt wur-
de: „Der demografische Wandel
stellt den öffentlichen Dienst vor
große Herausforderungen“, so
Richenhagen. „In den kommen-
den sieben Jahren gehen ca. 33
Prozent des Führungspersonals
in Westdeutschland in den Ruhe-
stand, in Ostdeutschland sind es
rund 25 Prozent. Zudem sind ca.
52 Prozent der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter älter als 44 Jah-
re, 33 Prozent älter als 50 Jahre.“
Dadurch erhalte die Qualifizie-
rung und Weiterbildung in den
Kommunen und Kreisen einen
völlig neuen Stellenwert, denn
die zukünftig fehlenden Fach-
und Führungskräfte müssten zu
einem Großteil aus den eigenen
Reihen rekrutiert werden.

Um das zu gewährleisten, sieht

der erste Schritt des DAQ-Hand-
lungsleitfadens eine Anwendung
des Job-Familien-Konzeptes vor.
Dabei werden Verwaltungsstellen
einer Job-Familie – zum Beispiel
„Obere Führung“ oder „Gewerb-
lich-technische Tätigkeiten“ – zu-
geordnet und mit einer Liste von
Kompetenzen verknüpft, die zur
Erledigung der Aufgaben benötigt
werden. 

Personalstrukturanalyse

Darauf folgt die Personal-
strukturanalyse. In ihrem Rah-
men werden Alter, Geschlecht
und weitere Daten der Mitglie-
der einer jeden Job-Familie er-
mittelt und zukünftige Personal-
bedarfe sichtbar gemacht. Im
Zuge einer Trendanalyse werden
dann kommunenspezifische Ent-
wicklungen ermittelt, die für die
jeweiligen Job-Familien von Be-
deutung sind und sich auf den
zukünftigen Personalbedarf aus-
wirken. Die DAQ-Kompetenz-

analyse führt alle Schritte zu-
sammen: In welchen Job-Famili-
en sind in Zukunft welche Kom-
petenzen verstärkt oder verän-
dert gefragt? Und von welchen
Personalstrukturen muss man in
den einzelnen Job-Familien aus-
gehen? „Auf der Basis der Er-
gebnisse haben wir abschließend
12 Lernsettings bzw. Seminar-
konzepte entwickelt“, erklärt
Prof. Dr. Richenhagen. „Ange-
fangen bei einer Schulung zum
alternsgerechten Führen über
Resilienztrainings bis zu kolle-
gialer Beratung und Mentoring.“ 

Förderung

Kommunen, die diesen Pro-
zess ebenfalls durchlaufen
möchten, finden im DAQ-Leit-
faden die einzelnen Schritte und
Instrumente erklärt. Gefördert
wurde das Projekt im Rahmen
der Initiative „weiter bilden“
durch das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales sowie
den Europäischen Sozialfonds. 

Die gemeinnützige FOM
Hochschule gehört zur Stiftung
BildungsCentrum der Wirtschaft
(BCW) in Essen. Aktuell zählt
die Hochschule in 31 Städten in
Deutschland über 26.000 Studie-
rende. Das Besondere: Sie absol-
vieren die staatlich anerkannten
und akkreditierten Bachelor- und
Masterstudiengänge berufsbe-
gleitend parallel zu Job oder
Ausbildung. 
Weitere Informationen unter:
www.daq-kommunal.de 

Kassenstatistik im 1. Halbjahr 2014:

Steuereinnahmen bayerischer
Gemeinden steigen um 2 Prozent 

Die Summe der gemeindlichen Steuereinnahmen im 2. Quartal
2014 liegt mit 4.103 Mio. Euro um 2 % (+ 80 Mio. Euro) über dem
Vorjahresergebnis von 4.023 Mio. Euro. Der Zuwachs im 2. Quar-
tal ist vor allem den höheren Einnahmen im Bereich der Grund-
steuer B, dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und dem
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer geschuldet. So weist die
Grundsteuer B einen Zuwachs um 33 Mio. Euro (+ 7,1 %) auf. 

Besonders erfreulich ist der
Zuwachs des Gemeindeanteils
an der Einkommensteuer um 7,8
% (dies entspricht + 118 Mio.
Euro) auf 1.625 Mio. Euro. Da-
bei entwickelt sich der Gemein-
deanteil an der Einkommensteu-
er im kreisfreien wie im kreisan-
gehörigen Bereich identisch mit
einem Plus von 7,8 %. Die Ge-
werbesteuer (netto) ist im 2.
Quartal rückläufig und weist ge-
genüber dem Vorjahr ein Minus
von 3,7 % auf. Der aktuelle Wert
liegt um 69 Mio. Euro unter dem
des Vorjahres. Besonders festzu-
stellen im 2. Quartal, dass gerade
bei den kreisfreien Städten ein
Rückgang um 19,9 %, dies ent-
spricht 187,3 Mio. Euro, zu ver-
zeichnen ist, während sich die
Gewerbesteuereinnahmen der
kreisangehörigen Gemeinden
um 12,9 %, dies entspricht 118,9
Mio. Euro, erhöht haben. 

Die Summe der gemeindli-

chen Steuereinnahmen im 1.
Halbjahr 2014 liegt mit 6.675
Mio. Euro um 1,6 % (+ 104 Mio.
Euro) über dem Vorjahresergeb-
nis von 6.571 Mio. Euro. Ge-
schuldet ist dies vor allem der
positiven Entwicklung des Ge-
meindeanteils an der Einkom-
mensteuer, der einen Zuwachs
um 12,5 %, dies entspricht ei-
nem Plus von 180 Mio. Euro,
aufweist. Der Gemeindeanteil an
der Einkommensteuer hat sich
im kreisangehörigen wie im
kreisfreien Bereich gleicher-
maßen um 12,5 % erhöht. Die
Tendenz der Entwicklung der
Gewerbesteuer (netto) im 2.
Quartal 2014 bildet sich auch für
das 1. Halbjahr ab. So sind die
Gewerbesteuereinnahmen (net-
to) um minus 2,8 %, dies ent-
spricht 114 Mio. Euro auf 3.961
Mio. Euro zurückgegangen.
Auch hierbei ist eine deutlich un-
terschiedliche Entwicklung zwi-

schen den kreisangehörigen Ge-
meinden und den kreisfreien
Städte festzustellen. Während im
kreisangehörigen Bereich die
Gewerbesteuer (netto) einen Zu-
wachs um 4,4 %, dies entspricht
einem Plus von 87 Mio. Euro
und damit 2.094 Mio. Euro auf-
weist, sind die Gewerbesteuer-
einnahmen (netto) im kreisfreien
Bereich um 9,8 %, dies ent-
spricht einem Minus von 202
Mio. Euro auf 1.866 Mio. Euro,
zurückgegangen. 

Anderen Steuereinnahmen,
wie die Grundsteuer B und der
Gemeindeanteil an der Umsatz-
steuer entwickeln sich leicht po-
sitiv. Insgesamt ist als Zwi-
schenergebnis für das 1. Halb-
jahr festzustellen, dass die Ge-
meinden im kreisangehörigen
Bereich einen Zuwachs ihrer
Steuereinnahmen um 6,7 % (+
239 Mio. Euro) auf 3.820 Mio.
Euro zu verzeichnen haben,
während die Steuereinnahmen
der kreisfreien Städte um 4,5 %
(- 135 Mio. Euro) auf 2.853 Mio.
Euro zurückgegangen sind. 

Auch wenn die Zahlen des 1.
Halbjahres 2014 für die Gemein-
den insgesamt noch einen leicht
positiven Trend aufweisen und
dabei festzustellen ist, dass sich
die Einnahmen der kreisan-
gehörigen Gemeinden erfreulich
stabil und positiv entwickelt ha-
ben, bleibt die weitere Entwick-
lung, insbesondere auch im Hin-
blick auf die Situation der kreis-
freien Städte, kritisch zu beob-
achten. Insoweit wird es für die
weitere Entwicklung der Steuer-
einnahmen im kommunalen Be-
reich vor allem auf die gesamt-
wirtschaftliche Situation im
2.Halbjahr ankommen. Dabei
werden die Zahlen des 3. Quar-
tals 2014 einen entscheidenden
Fingerzeig für die weitere Ent-
wicklung der kommunalen
Steuereinnahmen geben.

Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) in Bayern
Ab sofort können junge Menschen noch schneller ihren Wunsch-

platz im FSJ finden. Die neue internetbasierte Platzsuche unter
http://www.freiwillig.Bayern.de#suche zeigt alle angebotenen FSJ-
Stellen vor Ort. Dort finden sich auch Kontaktdaten für Anfragen
oder Bewerbungen. „Mit der neuen Datenbank erleichtern wir den
Jugendlichen, die sich im FSJ engagieren wollen, die Suche nach ei-
ner passenden Stelle in Bayern“, freute sich Bayerns Sozialministe-
rin Emilia Müller  und ergänzte: „Gerade Schulabgängern bietet das
FSJ eine wertvolle und beliebte Orientierungs- oder Über-
brückungszeit.“

Das Freiwillige Soziale Jahr hat sich zu einer tragenden Säule im
Bürgerschaftlichen Engagement entwickelt. Sich in der prakti-
schen Arbeit zu erproben, Erfahrungen auszutauschen und Projek-
te auf die Beine zu stellen, um anderen zu helfen, macht nicht nur
großen Spaß, sondern gibt auch Kraft und Selbstvertrauen. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

das vom Kabinett beschlos-
sene Maßnahmenpaket zur 
Erstunterbringung von Asylbe-
werbern stößt allenthalben auf
viel Zustimmung. Der Präsi-
dent des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Christian
Bernreiter, zeigte sich ebenso
erleichtert wie der Vorsitzende
der Kommunalpolitischen Ver-
einigung, Landrat Stefan
Rößle. Die Möglichkeiten der
dezentralen Unterbringung
durch die Landratsämter sind erschöpft. 

Dass jetzt leerstehende Immobilien - Kaser-
nen beispielsweise - kurzfristig als Gemein-
schaftsunterkünfte zur Verfügung gestellt wer-
den, ist deshalb sehr zu begrüßen. Die kommu-
nalen Repräsentanten halten im Interesse einer
menschenwürdigen Bewältigung des Asylbe-
werberzustroms vermehrte Anstrengungen der
gesamten Gesellschaft - von Staat, Kommunen
aber auch von der Bevölkerung - für notwendig.
„Die weitere Schaffung von Kontingentkapa-

zitäten von ca. 2.000 neuen Plätzen bis Oktober
2014 und ein zusätzliches Kontingent von 1.100
Plätzen für unvorhergesehenen Bedarf ist drin-
gend notwendig”, forderte Bernreiter. Auch die
Beseitigung von bürokratischen Hemmnissen,
wie z. B. beim Vergabeverfahren und im Bau-
recht werde aus Sicht der Landrätinnen und
Landräte sehr begrüßt. 

Des Weiteren ist die bayernweite Verteilung
von unbegleiteten Minderjährigen nach dem
Abschluss des Erstaufnahmeverfahrens drin-
gend notwendig. „Es geht dabei unter anderem
um erweiterte Maßnahmen der Jugendhilfe und
eine gezielte Sprachförderung, die von den
Kommunen aus eigenen Mitteln nicht geschul-
tert werden können. Auch hier müssen wir den
Freistaat in Zukunft noch mehr in die Pflicht
nehmen“, so Rößle. Schließlich stünde den min-
derjährigen Asylsuchenden laut Gesetz ein
Recht auf Bildung zu und selbstverständlich
dürfen sie deutsche Schulen besuchen.

Dass Bayerns Innenminister bei der Zustim-
mung des Bundesrats zur Asylrechtsreform vor
allem die klare Grenze zwischen politisch Ver-
folgten und Wirtschaftsflüchtlingen lobt und bei
Letzteren von „Missbrauch“ spricht, ist ver-
ständlich. Politisch verständlich, wohlgemerkt.
Denn hinter jedem Fall steckt ein ganz indivi-
duelles Einzelschicksal. Wieviel Verzweiflung
und Mut - im wahrsten Sinn Todesmut - steckt
dahinter, wenn jemand seine Heimat verlässt!
Seine Familie, seine Freunde, seine Sprache,
sein Land! Wo liegt der qualitative Unterschied
für jemanden, wenn seine Zukunftsperspektive
erschießen, enthaupten oder verhungern lautet?
Der Abensberger Erste Bürgermeiste, Dr. Uwe
Brandl unterstützt die Initiative „Abensberg

schaut nicht weg“. Hoffen wir,
dass das Engagement des Prä-
sidenten des Bayerischen Ge-
meindetags viele Nachahmer
findet! Die Abensberger leis-
ten humanitäre Hilfe für syri-
sche Flüchtlinge. Einzelne
Projekte finden in Zusammen-
arbeit mit dem Verein Orient-
helfer e.V. des Kabarettisten
Christian Springer statt. Mit
den gesammelten Spenden
werden Flüchtlingsfrauen und
-kinder im Libanon und Jorda-
nien unterstützt, die von Chris-
tian Springer und den Orient-

helfern betreut werden. 
„Um Platz für die wirklich politisch Verfolg-

ten zu schaffen, müssen wir den Missbrauch un-
seres Asylrechts durch Wirtschaftsflüchtlinge
konsequent bekämpfen“, lässt Minister Herr-
mann verlauten.

Seine Forderung, die Westbalkanstaaten -
Serbien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowi-
na - zu sicheren Herkunftsländern zu erklären,
ist sicherlich berechtigt. Andererseits ist es eine
Tatsache, dass beinahe täglich viele Menschen
- oftmals sind es Hunderte! - ihr Leben riskieren
und/oder verlieren, weil sie sich in unendlicher
Verzweiflung in Nussschalen aufs Meer hinaus
wagen, um die rettenden Gestade Europas zu
erreichen.

Wir dürfen nicht länger zusehen. Und wir
können alle etwas tun. So wie die Abensberger,
wie Uwe Brandl und Christian Springer.

Jahrzehnte war es üblich, dass deutsche
Außenminister mit dem Scheckbuch durch die
Welt gereist sind und Geld verteilt haben. Viel
Geld. Wie sonst kommt eine Familie Arafat zu
einem Milliardenvermögen? Und wie kann es
angehen, dass ein in Israel im Gefängnis einsit-
zender Mann immer noch Millionenbeträge
kassiert, die eigentlich als Renten für die weni-
gen Überlebenden des Holocaust erstritten
wurden!

Ein Aufschrei ging seinerzeit durch das Land,
als der damalige Bundesinnenminister Otto
Schily forderte, man solle europäische Asylver-
fahren nach Tunesien, Libyen, Algerien und
Marokko auslagern. Der Tod vieler Menschen
könnte vermieden werden, so Schily, wenn man
Auffanglager in Nordafrika einrichtete, wo
Flüchtlinge Asyl beantragen könnten, ohne den
gefahrvollen Weg über das Mittelmeer zu riskie-
ren (FAZ, 22.07.2004). Die aus Seenot gerette-
ten Menschen sollten schon in Nordafrika ein
Asylverfahren durchlaufen. Was war daran ei-
gentlich schlecht?

„Das Boot ist voll!“ wird immer wieder ger-
ne argumentiert. Das mag stimmen. Aber wenn
unser Boot wirklich so voll ist, wie viele be-
haupten, dann haben wir die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit, dafür Sorge zu tragen, dass
weitere „Boote“ Rettung bringen. Oh ja, das ist
Sache der Außenpolitik; aber es ist auch Sache
jedes Einzelnen von uns. Schauen Sie z. B. doch
auf www.orienthelfer.de! Und tun Sie was! Ge-
meinsam mit Ihren Bürgern. So wie Dr. Brandl!

KolumneGZ Anne-Marie von Hassel

Das Boot ist voll - 
wir besorgen ein neues!

Ihre Anne-Marie von Hassel
Verlegerin der Bayerischen GemeindeZeitung

Neue Konzepte 
und Kooperationen

Das Fortbestehen vieler Kitas auf dem Land könnte gesichert werden

Gerhard Dix, Direktor des Referats Bildung und Soziales des
Bayerischen Gemeindetages, wird auf dem Zukunftskongress
für Bildung und Betreuung „Invest in Future“ am 27./28. Okto-
ber 2014 in Stuttgart Strategien vorstellen, mit denen sich ange-
sichts sinkender Kinderzahlen eine vielfältige und bedarfsge-
rechte Kinderbetreuung auch auf dem Land gewährleisten lässt.
Im Interview mit der Bayerischen Gemeindezeitung sprach er
über die zentralen Aussagen seines Vortrags.

GZ: Herr Dix, warum sehen
Sie das Fortbestehen besonders
von Kindertagesstätten im
ländlichen Raum in Gefahr?

Dix: Der demografische Wan-
del macht sich auf dem Land be-
reits deutlich bemerkbar. Viele
Kommunen klagen über drasti-
sche Geburtenrückgänge. Das
macht es für die Gemeinden im-
mer schwieriger, Familien vielfäl-
tige und qualitativ hochwertige
Kindertagesbetreuungsangebote
zu machen. Solche Angebote sind
jedoch wichtig, damit eine Kom-
mune als Wohnort sowie als Un-
ternehmensstandort attraktiv ist.

GZ: Gibt es ein Patentre-
zept, um der Herausforderung
zu begegnen?

Dix: Ein Universalrezept kann
ich leider nicht bieten. Es ist
Kreativität gefragt und die Be-
reitschaft, Allianzen zu schmie-

den. Ich rate Kindertagesstätten
dazu, ihr eigenes Profil stärker
herauszuarbeiten. Zum Beispiel
als Musik-, Sprachförder- oder
Waldkita kann es ihnen gelingen,
auch Eltern aus dem Umland
anzusprechen, die nach einer
Einrichtung mit spezieller
Pädagogik suchen. Arbeiten be-
nachbarte Gemeinden bei der
Ausgestaltung ihres Angebots im

Verbund, ist es möglich, sich in
Bezug auf pädagogische Kon-
zeptionen und Öffnungszeiten
abzustimmen und Eltern so viel-
fältige Angebote zu machen. 

GZ: Wie können die kommu-
nal Verantwortlichen erfahren,
welche Angebote sie sinnvoller-
weise auf- bzw. ausbauen soll-
ten und welche nicht?

Dix: Das ist ein zentraler
Punkt. Nur wenn bekannt ist,
welche Unterstützung Familien
vor Ort wünschen, lässt sich ein
bedarfsgerechtes Angebot schaf-
fen. Eine fachgerechte Bedarfs-
planung ist unerlässlich. Grund-
lage dafür kann eine Umfrage
unter Familien sein. Wir haben
dafür eine Fragebogen-Vorlage
entwickelt. Die Befragungser-

gebnisse zeigen zum Beispiel,
welche pädagogische Ausrich-
tung sich die Eltern wünschen
und in welchen Zeiträumen sie
Kinderbetreuung benötigen. Auf
Grundlage solcher Erhebungen
können Gemeinden die örtliche
Kita-Landschaft - evtl. im inter-
kommunalen Verbund - qualifi-
ziert weiterentwickeln. 

GZ: Sind gute Kooperatio-
nen nicht generell eine sinnvoll
Maßnahme zur Zukunftssi-
cherung von Kitas?

Dix: In der Tat ist es ziel-
führend zu überlegen, durch wel-
che Kooperationen das eigene
Kita-Angebot attraktiver und be-
darfsgerechter werden könnte.
Vielerorts bewährt hat sich die
Zusammenarbeit zwischen Kin-
dertagesstätten und der Kinder-
tagespflege, sprich: mit Tages-
müttern bzw. -vätern. In man-
chen Orten wird zum Beispiel
Betreuung überwiegend halb-
tags nachgefragt. Für die weni-
gen Kinder, deren Eltern lieber
einen Ganztagsplatz hätten,
lohnt die Einrichtung einer
Ganztagskita oft nicht. Übernäh-
me jedoch eine Kindertagespfle-
geperson die Nachmittagsbe-
treuung, ließe sich durchaus
auch für wenige Kinder eine Be-
treuung bis in den Abend hinein
anbieten. 

Auch die Zusammenarbeit mit
anderen sozialen Einrichtungen
ist für Kitas eine interessante Op-
tion. Neben der persönlichen Be-
gegnung und gegenseitiger Un-
terstützung im pädagogischen
Bereich könnten die Beteiligten
zum Beispiel durch eine gemein-
same Küche oder den Einkauf im
Verbund auch Kosten sparen. Um
genauer auszuloten, ob es sinn-
voll sein könnte, unterschiedliche
kommunale Angebote zu ver-
knüpfen, ist eine sogenannte in-
tegrierte Sozialplanung nötig.
Grundlage dafür ist eine Befra-
gung, die alle Bürgerinnen und
Bürger einbezieht und auch die
Nachfrage nach Unterstützungs-
leistungen für ältere Personen,
für Zugewanderte, für Menschen
mit Behinderung etc. erfragt. 

GZ: Herr Dix, herzlichen
Dank für das interessante Ge-
spräch. 

„Invest in Future“: 
Zukunftskongress für

Bildung und Betreuung
„Invest in Future“ findet am

28. und 29. Oktober in Stutt-
gart statt und richtet sich an
Vertreter aus Kommunen, von
Trägern, aus Unternehmen
sowie aus Wissenschaft und
Forschung. Die Tagung be-
handelt Zukunftsfragen in den
Themenbereichen Kinderbe-
treuung und Bildung sowie
Vereinbarkeit von Beruf und
Familie bzw. Pflege. 

Das Schwerpunktthema 2014
lautet: „Potenziale nutzen – Bil-
dungschancen für Deutschland.
Wie meistern wir die Herausfor-
derungen der Zukunft?“ Das
komplette Kongressprogramm
mit rund 60 Vorträgen, Diskus-
sionsrunden und Workshops 
in 20 Themenforen ist unter
www.invest-in-future.de im In-
ternet abrufbar. 

Gerhard Dix. 

Sorgen pflegender Angehöriger
nicht länger ausblenden
BDH fordert bessere Rahmenbedingungen für Angehörige

In einer Studie zur Situation pflegenderAngehöriger legt die Tech-
niker Krankenkasse (TK) das extreme Belastungsniveau offen, das
die selbstständig getragene Pflege für Angehörige mit sich bringt.
60 Prozent der Befragten gaben an, dass die Pflege sie sehr viel
Kraft koste, jeder Dritte leidet der Studie zufolge sogar unter ge-
sundheitlichen Problemen aufgrund der Pflegebelastung.

Die Zahlen seien mehr als alar-
mierend und ein klarer Appell an
die Bundespolitik, die Scheu-
klappen abzulegen und die Situa-
tion pflegender Angehöriger zu
verbessern, so Ilse Müller, Vorsit-
zende des BDH Bundesverband
Rehabilitation. Der Sozialver-
band setzt sich für eine Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Pfle-
ge und Beruf ein: „Die hohe phy-
sische und psychische Belastung,
die eine Pflege in den eigenen
vier Wänden bedeuten kann,
muss gesellschaftlich stärker an-
erkannt werden. Wir erwarten
von der Wirtschaft flexiblere Ar-
beitszeitmodelle, die die Pflege-
leistung ohne wirtschaftliche Ri-
siken für Betroffene besser inte-
grieren. Grundsätzlich braucht es
einen fairen Lastenausgleich. Im-
merhin bedeutet die selbst orga-
nisierte Pflege, gerade im Falle
dementer Angehöriger, vielfach
auch das Ende des einmal einge-
schlagenen Lebensentwurfs und

die Unterordnung beruflicher
oder privater Pläne und Ziele.“

Gesellschaftlicher
Paradigmenwechsel

Der BDH drängt auf einen ge-
sellschaftlichen Paradigmen-
wechsel im Umgang mit der pri-
vaten Pflege, der der alternden
Gesellschaft gerecht wird. Die
Pflege Angehöriger müsse
gleichwertig neben die Erzie-
hung des Nachwuchses treten, so
Ilse Müller: „Angesichts der dra-
matisch schnellen Alterung unse-
rer Gesellschaft müssten wir alle
ein Interesse daran haben, Pfle-
geleistungen und Erwerbsleben
besser miteinander zu verzahnen.
Immer mehr Menschen werden
mit Pflegefragen konfrontiert. Da
werden Initiativen wie das Fami-
lienpflegezeitgesetz von 2011
oder Selbstverpflichtungen der
Wirtschaft als „weiße Salbe“ zur
Problemlösung wohl kaum genü-

gen. Es braucht eine ernsthafte
und ehrliche Debatte, immerhin
entlasten die mehr als 1,3 Millio-
nen pflegenden Angehörigen, die
etwa 1,7 Millionen Menschen
daheim versorgen, die Sozialkas-
sen um einen Milliardenbetrag
und stabilisieren so unser gesam-
tes Sozialsystem.“

Überbürokratisierung

Der BDH rät dazu, die Zahl
beratender Pflegestützpunkte
flächendeckend aufzustocken
und auf unkompliziertere An-
tragsverfahren zu setzen, die eine
generelle Anhebung der Pflege-
sätze flankieren. Immerhin ent-
scheiden sich zwei von drei An-
gehörigen von Demenzpatienten,
die Betreuung selbständig zu or-

ganisieren, da störe die Über-
bürokratisierung der Pflegeanträ-
ge immens, so Müller. Zudem
seien ein Rechtsanspruch auf ei-
ne Familienpflegezeit, sowie ei-
nen Anspruch auf Lohnersatzlei-
stungen bei der Pflege, analog zu
den Elternzeitregelungen, wichti-
ge politische Maßnahmen zur
Stärkung der heimischen Pflege.
Weitere Informationen unter:
http://bit.ly/1sRmWjX 

EMIR-Verordnung 
der Europäischen Union

In der seit August 2012 geltenden EMIR-Verordnung (European
Market Infrastructure Regulation – EMIR) hat die EU als Folge
der Finanzmarktkrise Anforderungen an außerbörsliche Deriva-
tetransaktionen formuliert. Unter anderem sind die an einem De-
rivategeschäft beteiligten Parteien verpflichtet, jeden Neuab-
schluss von Derivategeschäften sowie alle Derivateverträge, die
seit dem 16.08.2012 bestehen oder bestanden, unterAngabe einer
Firmenidentifikationsnummer (Legal-Entity-Identifier – LEI
oder General-Entity-Identifier – GEI) zu melden. 

Die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) hat
sich nunmehr zu der bislang um-
strittenen Frage geäußert, inwie-
weit die EMIR-Verordnung auf
Kommunen und kommunale Un-
ternehmen Anwendung findet. Zu-
sammengefasst ist die BaFin dabei
zu der Einschätzung gelangt, dass

die Verordnung auf Kommunen
sowie rechtlich unselbständige
Regie- und Eigenbetriebe nicht an-
wendbar ist, das heißt, Kommu-
nen und rechtliche unselbständige
Regie- und Eigenbetriebe sind ins-
gesamt nicht EMIR-pflichtig.

Bei Zweckverbänden und kom-
munalen Anstalten des öffentli-

chen Rechts (Kommunalunter-
nehmen) besteht eine Vermutung
dafür, dass diese hoheitlich han-
deln und somit keine Unterneh-
men im Sinne der EMIR-Verord-
nung, also ebenfalls nicht EMIR-
pflichtig sind. Soweit solche öf-
fentlich-rechtlichen Rechtsträger
sowohl hoheitliche als auch son-
stige Tätigkeiten ausüben, ist im
Einzelfall eine Schwerpunktbe-
trachtung geboten, die anhand des
Jahresabschlusses der Körper-
schaft vorzunehmen ist.

Bei kommunalen Unternehmen
in Privatrechtsform (z. B. GmbH)
wird dagegen davon ausgegangen,
dass diese regelmäßig EMIR-

pflichtig sind, da sie grundsätzlich
nicht hoheitlich tätig werden kön-
nen. Soweit ein privatrechtlich or-
ganisiertes kommunales Unter-
nehmen aber eindeutig nicht wirt-
schaftlich tätig wird, weil es z. B.
ausschließlich karitativ oder kultu-
rell tätig ist, unterliegt es dagegen
ebenfalls nicht den Pflichten aus
der EMIR-Verordnung.

Kommunen und kommunale
Unternehmen, die nicht EMIR-
pflichtig sind, haben auch keine
Verpflichtung zur (kostenpflichti-
gen) Beantragung einer LEI oder
GEI. Die rechtlichen Vorgaben
sind allerdings insoweit inkonsi-
stent, als Meldungen z.B. von
Banken über Derivategeschäfte
mit Kommunen die LEI oder GEI
der Kommune enthalten sollen.
Der BaFin ist diese Problematik
bekannt. In solchen Fällen obliegt
die Klärung des weiteren Vorge-
hens in erster Linie dem Finanzin-
stitut, nicht der Kommune. Eben-
falls denkbar wäre, dass das betref-
fende Finanzinstitut die Kommu-
ne bei der Beantragung einer LEI
oder GEI zur Erfüllung der Melde-
pflicht der Bank (auch finanziell)
unterstützt. Dem Vernehmen nach
soll diese Identifikationsnummer
künftig über EMIR hinaus auch
bei weiteren technischen Regulie-
rungen eine Rolle spielen. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Minister: „Es gibt ein bayerisches
Gymnasium, das vertiefte Allge-
meinbildung vermittelt und Absol-
venten auf ein Studium bzw. eine
hochqualifizierte Berufsausbil-
dung vorbereitet.“ Seine Qualität
bleibe unverändert hoch, sein Stoff-
umfang des Lehrplans auf acht
Zeitjahre bemessen. Die enorme
Heterogenität der Schülerschaft
mache zeitgemäße pädagogische
Konzepte nötig - ergänzt um Mo-
delle für den Ausbau individueller
Förderung. Dem Ausbau von
Ganztagsangeboten komme hier-
bei besondere Bedeutung zu. Das
Gymnasium der Zukunft setze auf
den Säulen der Weiterentwicklung
der Gymnasialpädagogik, des
Lehrplans und der Angebote an
Lernzeit auf.

Zahlreiche Chancen

Den jungen Menschen mög-
lichst viele Chancen eröffne die
„Flexible Grundschule“, weil
sich die Kinder dort nach ihrem
individuellen Lerntempo die
Grundfertigkeiten im Lesen,
Schreiben und Rechnen aneig-
nen, führte Spaenle weiter aus.
„Das ist unsere Antwort auf die
Gemeinschafts- bzw. Gesamt-
schule.“ 

Die Eingangsstufe der Grund-
schule, die auf zwei Schuljahre an-
gelegt ist, können die Schülerin-
nen und Schüler je nach ihrer per-
sönlichen Leistungsfähigkeit in
ein, zwei oder drei Jahren durch-
laufen. Das Bildungsministerium
weitet zum neuen Schuljahr die
„Flexible Grundschule“ von der-
zeit knapp 90 auf künftig 151
Grundschulstandorte aus. Zu-
gleich wird es den Grundschulen
ermöglicht, die guten Erfahrungen
„Flexibler Grundschulen“ mit Lern-
entwicklungsgesprächen zwi-
schen Lehrkräften, Schülern und
Eltern umzusetzen. Alle Grund-
schulen können künftig Zwi-
schenzeugnisse in den ersten drei
Jahrgangsstufen durch dokumen-
tierte Lernentwicklungsgespräche
ersetzen.

Stärkung der Forschung

Zur Stärkung der angewandten
Forschung und Entwicklung so-
wie der Kooperation von Hoch-
schulen und Unternehmen in der
Region werden seit 2009 im Um-
feld von Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften bayern-
weit Technologietransferzentren
errichtet. Ihre Aufgabe ist es, in
Kooperation mit - vor allem orts-
ansässigen - Unternehmen an-
wendungsbezogene Forschung
und Entwicklung zu betreiben
und damit den Wissens- und
Technologietransfer zu unterstüt-
zen. Die fachlichen Schwerpunk-
te der derzeit bestehenden bzw.
entstehenden 16 Standorte orien-
tieren sich an der Struktur der
Wirtschaftsunternehmen in der
jeweiligen Region. Die Technolo-
gietransferzentren sollen der
nachhaltigen Stärkung der Inno-
vationskraft in der jeweiligen Re-
gion dienen und deshalb künftig
weiter „verdichtet“ werden.

Heftig kritisiert wurde in einer
anschließenden Diskussionsrun-
de der Deutsche Landkreistag,
der auf Bundesebene durchsetz-
te, dass der in der Begründung
zum Gesetzentwurf des Bundes
im Hinblick auf eine Kommunal-
entlastung seiner Meinung nach
‚für die Vorab-Milliarde völlig
irrelevante Satz‘: „Im Rahmen
der Verabschiedung des Bundes-

(Fortsetzung von Seite 1)
Durchschnitt bei knapp sieben
Monaten liegt, sei entscheidend
dafür, wieviel zusätzliche Unter-
künfte und Finanzmittel benötigt
werden.

Steigende Zahlen

In vielen Bundesländern reich-
ten die Kapazitäten in den zentra-
len Aufnahmeeinrichtungen der
Länder angesichts der steigenden
Asylbewerberzahlen nicht mehr
aus. In einigen Ländern – zum
Beispiel in Nordrhein-Westfalen –
würden die Asylbewerber sehr
rasch, zum Teil schon nach 14 Ta-
gen, an die Kommunen weiterge-
leitet. Vor diesem Hintergrund for-
derte Maly die Länder auf, ihre
Kapazitäten deutlich zu erhöhen,
um eine menschenwürdige Unter-
bringung zu gewährleisten. So
sollte auch erreicht werden, dass
die Asylbewerber länger in den
zentralen Einrichtungen der Län-
der – zumindest für drei Monate –
verbleiben können. Dies sollte je-
denfalls für Asylbewerber mit of-
fensichtlich unbegründeten Asyl-
begehren gelten.

In vielen Städten seien die Ka-
pazitäten, um Asylbewerber un-
terzubringen, längst ausgeschöpft.
Investitionshilfen für Um- und
Neubauten könnten daher helfen,
um für die Flüchtlinge notwendi-
ge Immobilien zu bauen und her-
zurichten. Die Erstattung der Ko-
sten, die den Städten für die Un-
terbringung, Versorgung und Be-
treuung der Asylbewerber entste-
hen, sei in den einzelnen Ländern
sehr unterschiedlich geregelt.

Unterbringung

„Die Städte wollen die Men-
schen menschenwürdig unter-
bringen und versorgen. Wir for-
dern die Landesgesetzgeber auf,
ihrer Verantwortung nachzu-
kommen und den Kommunen
ihre Ausgaben zeitnah zu erstat-
ten. Dazu gehören die Ausgaben
für die Unterbringung und Ver-
sorgung, für die soziale und psy-
chosoziale Betreuung, für den
Schulbesuch der Kinder, die Ju-
gendhilfeausgaben und die Aus-
gaben für die gesundheitliche
Versorgung“, stellte der Ver-
bandschef klar. Insgesamt kom-
me es darauf an, die Flüchtlinge,
die in Deutschland bleiben, gut
in die Gesellschaft zu integrie-
ren. Die Kommunen seien wei-
terhin bereit, dazu ihren Beitrag
zu leisten.

Positiv bewertet der Deutsche
Städtetag dagegen die Absicht der
Bundesregierung, die Rolle der
Kommunen in der Pflege zu stär-
ken. Wie die Vizepräsidentin des
Deutschen Städtetages, Oberbür-
germeisterin Dr. Eva Lohse aus
Ludwigshafen, betonte, sollten
die Steuerungsmöglichkeiten für
die Städte im Pflegebereich er-
weitert werden, um die kommu-
nale Kompetenz zugunsten älte-
rer Menschen besser einsetzen zu
können. Ende September nimmt
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe
unter Leitung des Bundesministe-
riums für Gesundheit ihre Tätig-
keit zu diesem im Koalitionsver-
trag verabredeten Thema auf. Der
Spitzenverband will sich aktiv
daran beteiligen. 

Die Städte sind laut Lohse auf-
grund ihrer Kenntnisse der Si-
tuation vor Ort, angesichts ihrer
vorhandenen Kompetenzen in
der Altenhilfe, bei der Hilfe zur
Pflege, in der Entwicklung des
Wohnumfelds und in der Koor-
dination allgemeiner sozialer
Dienstleistungen am besten in
der Lage, eine Koordinierungs-
verantwortung zu übernehmen.
Die Städte könnten Menschen
über Angebote beraten und diese
Dienstleistungen sinnvoll ver-
netzen. Die bessere Verzahnung
von Maßnahmen in den Städten
könnte auch zu einem zielge-
naueren Einsatz der Mittel
führen.

teilhabegeldes sollen die Träger
der Eingliederungshilfe im Um-
fang von 5 Mrd. Euro jährlich
von der Eingliederungshilfe ent-
lastet werden“ durch den Satz er-
setzt wird: „Im Rahmen der Ver-
abschiedung des Bundesteilha-
begesetzes ist eine Entlastung
durch den Bund im Umfang von
5 Mrd. Euro jährlich in der Ein-
gliederungshilfe vorgesehen.“ 

Klarer Weg

Direktor Emil Schneider vom
Bayerischen Landkreistag plä-
dierte dafür, „den klaren Weg,
der laut Koalitionsvereinbarung
beschritten werden soll, nicht zu
verlassen“. Was der Landkreis-
tag auf Bundesebene durchge-
setzt hat, sei ein enormes Ver-
wirrspiel. Schneider: „Es muss
doch möglich sein, diese Koaliti-
onsvereinbarung lupenrein um-
zusetzen. Will heißen: Wer Ein-
gliederungshilfe bezahlt, kriegt
einen Anteil an der 1 Milliarde
Euro und in 2017 oder 2018 ei-
nen Anteil an den 5 Milliarden
Euro. Denn unser Ziel ist es, dass
der Bund an der Eingliederungs-
hilfe prozentual beteiligt wird,
weil diese Hilfe in den vergange-
nen zwölf Jahren um 70 Prozent
gestiegen ist.“

Die Eingliederungshilfe ist
nach Schneiders Worten „die
Sozialausgabe, die alles andere
weit überstrahlt“. Darum wäre es
aus seiner Sicht auch für Bayern
wichtig, „dass der Bund einen
Anteil bezahlen muss, damit er
sich die Ausweitung der Leistun-
gen stets überlegt“. 

KPV-Landesvorsitzender
Rößle zufolge gibt es in diesem
Punkt innerhalb der kommuna-
len Familie noch einiges zu tun.
Bei der Bundesvertreterver-
sammlung am 21. und 22. No-
vember in Chemnitz werde die
KPV Bayern das Thema Einglie-
derungshilfe deshalb nochmals
zur Sprache bringen. DK

Die Gestaltung der Wohn-, Le-
bens- und Pflegesituation älterer
Menschen ist nach Lohses Wor-
ten wichtiger Bestandteil der
kommunalen Daseinsvorsorge.
Der Deutsche Städtetag werde
den Diskussionsprozess inner-
halb der Bund-Länder-Arbeits-

Jörg Kunstmann
ist neuer KPV-

Landesgeschäftsführer
Der neue KPV-Landesge-

schäftsführer Jörg Kunstmann
bezeichnet sich „durch und
durch“ als Kommunalpolitiker
und CSUler. Seit 20 Jahren be-
reits gehört der heute 41-jähri-
ge Kulmbacher der Christlich-
Sozialen Union an. Von 1998
an war Kunstmann als politi-
scher Referent für verschiede-
ne Abgeordnete im Einsatz.
Seit 2002 fungierte er als Bun-
deswahlkreisgeschäftsfüh-
rer für den Bundeswahlkreis
Kulmbach/Lichtenfels/Bam-
berg. Ebenfalls seit 2002 ge-
hört Kunstmann dem Kulmba-
cher Stadtrat und Kreistag an;
seit 2008 ist er zudem Stellver-
treter von Landrat Klaus Peter
Söllner Text und Bild: DK

gruppe deshalb eng begleiten
und mit dem Wissen aus der
kommunalen Praxis koppeln.
Der Verband sei zuversichtlich,
dass am Ende von der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe konkrete
Verbesserungen vorgeschlagen
werden. DK

Aktuelles zur...

Pflege und Asyl...1.000 Arbeitgeber beteiligen sich:

„Mein Papa 
liest vor!“

Projekt fördert das familiäre Vorlesen 
und legt so die Grundlage für Bildung 

Fehlende Ausbildungsfähigkeit von Schulabgängern, drohender
Fachkräftemangel, Vereinbarkeit von Beruf und Familie: Arbeit-
geber stehen vor vielfältigen Herausforderungen. Durch ihre Teil-
nahme an „Mein Papa liest vor!“, einem für sie kostenlosen Lese-
förderungsprojekt der Stiftung Lesen, können Arbeitgeber diesen
Herausforderungen begegnen, indem sie das familiäre Vorlese-En-
gagement ihrer Mitarbeiter fördern und damit wichtige Grundla-
gen für die Bildungs- und Berufschancen der Mitarbeiter-Kinder
legen. Mit dem Schuh- und Lifestyle-Unternehmen KangaROOS
Bernd Hummel GmbH in Pirmasens hat sich jetzt das 1.000ste Un-
ternehmen bundesweit für das Projekt angemeldet, rund drei Mil-
lionen Arbeitnehmer werden so insgesamt erreicht.

„Zahlreiche Studien belegen
die positiven Auswirkungen des
Vorlesens auf die weitere Ent-
wicklung der Kinder“, erklärt
Dr. Jörg F. Maas, Hauptge-
schäftsführer der Stiftung Lesen.
„Kinder, denen schon früh und
vor allem regelmäßig vorgelesen
wird, fällt das Lesenlernen leich-
ter. Sie haben in vielen Fächern
im Schnitt bessere Schulnoten
und damit bessere Voraussetzun-
gen für das spätere Berufsleben.
Lesen ist die Grundvorausset-
zung für Bildung und Wissen.“

Vorbildfunktion

Vor diesem Hintergrund ist es
das Ziel von „Mein Papa liest
vor!“, Eltern – insbesondere Vä-
ter – zum Vorlesen zu motivieren
und so Lese-Vorbilder für ihre
Kinder zu sein. Denn ein Drittel
der Eltern lesen ihren Kindern
nicht regelmäßig vor, und wenn,
dann sind dies meistens die Müt-
ter. Grund für fehlendes Vorlese-
Engagement sind oft mangelnde
Zeit und Unsicherheit bei der
Auswahl des geeigneten Lese-
stoffs. Um das zu ändern, spricht
„Mein Papa liest vor!“ die Eltern
dort an, wo sie viel Zeit verbrin-
gen: an ihrem Arbeitsplatz. Über
das firmeneigene Intranet ihres

Arbeitgebers erhalten die Mitar-
beiter wöchentlich von der Stif-
tung Lesen eine Vorlesegeschich-
te, die sie einfach und kostenlos
herunterladen und mit nach Hau-
se nehmen können. Die Ge-
schichten sprechen die unter-
schiedlichen Interessen von Jun-
gen und Mädchen an und berück-
sichtigen verschiedene Alters-
gruppen sowie kulturelle Hinter-
gründe. Des Weiteren stellt die
Stiftung Lesen umfassendes In-
formationsmaterial mit Hinter-
gründen und Tipps zum Vorlesen
bereit.

Nachhaltige Gestaltung

Gabriele Hummel, Head of
Human Resources KangaROOS,
betont: „Durch unsere Teilnahme
am Projekt möchten wir unsere
Mitarbeiter dazu animieren, die
gemeinsame Zeit mit ihren Kin-
dern noch intensiver und nachhal-
tiger zu verbringen, denn Vorle-
sen schafft Nähe und Geborgen-
heit. Damit setzen wir uns für die
Leseförderung ein und fördern
die familienfreundliche Arbeits-
kultur. Deshalb möchte ich ‚Mein
Papa liest vor!‘ auch anderen
Unternehmen empfehlen.“

Bisher bietet die Stiftung Lesen
das Projekt „Mein Papa liest

vor!“ mit der Unterstützung ver-
schiedener Partner und unter der
Schirmherrschaft der jeweiligen
Ministerpräsidenten oder der Bil-
dungs- und Wirtschaftsminister in
Bayern, Berlin, Hamburg, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz
an. „Ziel der Stiftung Lesen ist es,
bis Ende 2015 ‚Mein Papa liest
vor!‘ auf ganz Deutschland aus-
zuweiten“, erklärt Dr. Maas. „Da-
mit dies gelingt, rufen wir Unter-
nehmen, Verbände und Institutio-
nen dazu auf, sich noch mehr für
die Leseförderung zu engagieren
und uns bei der Ausweitung von
Projekten wie ‚Mein Papa liest
vor!‘ zu unterstützen. Denn ge-
meinsame Anstrengungen in der
Leseförderung sind von grundle-
gender Bedeutung für die Zu-
kunft unseres Bildungs- und
Wirtschaftsstandortes.“

Kompetenter Partner

Die Stiftung Lesen ist aner-
kannter, kompetenter und unab-
hängiger Partner und Anwalt für
das Lesen. Sie fördert Lesekom-
petenz und Zugänge zum Lesen
für alle Alters- und Bevölke-
rungsgruppen in allen Medien.
Als operative Stiftung führt sie
in enger Zusammenarbeit mit
Partnern – Bundes- und Landes-
ministerien, wissenschaftlichen
Einrichtungen, Stiftungen, Ver-
bänden und Unternehmen – For-
schungs- und Modellprojekte so-
wie breitenwirksame Program-
me durch. Zu ihren herausragen-
den Initiativen zählen der jährli-
che „Bundesweite Vorlesetag“,
der „Welttag des Buches“ und
„Lesestart – Drei Meilensteine
für das Lesen“, ein bundesweites
frühkindliches Leseförderpro-
gramm, das vom Bundesmini-
sterium für Bildung und For-
schung finanziert wird. Zahlrei-
che Prominente unterstützen die
Stiftung als Lesebotschafter. Die
Stiftung Lesen wurde 1988 ge-
gründet und steht unter der
Schirmherrschaft des Bundes-
präsidenten.
Weitere Informationen unter:
www.stiftunglesen.de 

Kein unzulässiger Eingriff 
in Selbstverwaltungsrecht

Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 
zur Zuweisung von Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften 

und Zweckverbänden zum Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband

Der Bayerische Gemeindetag hat jüngst seine Mitglieder darü-
ber informiert, dass der Bayerische Verwaltungsgerichtshof
(BayVGH) mit Urteil vom 15.05.2014 die Berufungen in den
Musterklageverfahren einer Gemeinde mit über 5.000 Einwoh-
nern, einer „mitgerissenen“ Verwaltungsgemeinschaft und den
zugehörigen Mitgliedsgemeinden mit unter 5.000 Einwohnern
sowie eines Schulverbands gegen die Bescheide des Innenmini-
steriums über die Zuweisung dieser Körperschaften zum
Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV) zurück-
gewiesen hat.

Die schriftlichen Urteilsbe-
gründungen liegen nunmehr vor
und können im Intranet des
Bayerischen Gemeindetags ab-
gerufen werden. 

Keine durchgreifenden
Bedenken

Der BayVGH setzt sich darin
ausführlich mit dem umfassen-
den Sachvortrag der klagenden
Körperschaften auseinander,
kommt allerdings bedauerlicher-
weise zu dem Schluss, dass die
Zuweisungen keinen unzulässi-
gen Eingriff in das kommunale
Selbstverwaltungsrecht darstell-
ten, das in der Bayerischen Ver-
fassung verankerte Konnexitäts-
prinzip vorliegend nicht greife,
die einschlägigen Regelungen
des Gesetzes über den Bayeri-
schen Kommunalen Prüfungs-
verband (PrVbG) rechtlich nicht
zu beanstanden seien und auch
die Entscheidungen des Innen-
ministeriums in den konkreten
Einzelfällen keinen durchgrei-
fenden Bedenken begegneten.

Sachgemäßes Kriterium

Die 5.000-Einwohner-Grenze
stelle grundsätzlich ein sach-
gemäßes Differenzierungskrite-
rium für die Zuweisungen dar. In
Bezug auf die „mitgerissenen“
Verwaltungsgemeinschaften,
Schulverbände und kleineren
Gemeinden entspreche das da-
mit verfolgte Ziel einer einheitli-
chen Prüfungszuständigkeit den
gesetzgeberischen Intentionen
und diene legitimen Zwecken.
Die Revision gegen das Urteil
wurde nicht zugelassen.

Verhaltene Erfolgsaussichten

Die klagenden Körperschaften
haben zwischenzeitlich entschie-
den, von einer Beschwerde zum
Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) gegen die Nichtzulas-
sung der Revision Abstand zu
nehmen. Zwar enthielt das Vor-
bringen der klagenden Körper-
schaften vor den Verwaltungsge-
richten durchaus schlüssige und
vertretbare Rügen gegen die den

Zuweisungen zugrunde liegen-
den gesetzlichen Regelungen.
Dennoch müssen die Erfolgsaus-
sichten einer etwaigen Be-
schwerde zum BVerwG eher
verhalten beurteilt werden. 

Kein Verfahrensmangel

Ein Verfahrensmangel oder ei-
ne Abweichung des BayVGH
von bundesgerichtlichen Ent-
scheidungen ist nach Aktenlage
nicht ersichtlich. Im Übrigen
prüft das BVerwG nicht reversi-
bles Landesrecht wie das PrVbG
grundsätzlich nicht, sondern be-
schränkt sich primär auf Ver-
stöße gegen bundesrechtliche
Vorgaben, insbesondere solche
des Grundgesetzes.

Fallkonstellation

Aufgrund der Urteile des
BayVGH ist grundsätzlich nicht
zu erwarten, dass ein Verwal-
tungsgericht in Bezug auf die
weiteren anhängigen Klagen ge-
gen die Zuweisungsbescheide
des Innenministeriums eine an-
derweitige Entscheidung trifft.
Denkbar wäre dies wohl nur bei
besonderen, von den bereits be-
urteilten Sachverhalten signifi-
kant abweichenden Fallkonstel-
lationen, die bislang nicht Ge-
genstand der gerichtlichen Be-
trachtung waren. Dies wäre zu
prüfen. 
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Das Hybrid-Glasfaser-Koaxialnetz von Kabel Deutschland

Ihr Kabelanschluss für Fernsehen, Internet und Telefon.

1)  Internet und Telefon von Kabel Deutschland sind in immer mehr Ausbaugebieten mit modernisiertem Hausnetz verfügbar, die Maximalgeschwindigkeit von 100 Mbit/s ist in immer mehr Städten und Regionen der Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar.

Gemeinden im Internet-Ausbaugebiet von Kabel Deutschland sind bereits heute an die multimediale Zukunft angeschlossen. 
Dank der hohen Bandbreite werden eine zukunftsfähige Versorgung und viele weitere Vorteile gewährleistet:

 Download-Geschwindigkeiten von bis zu 100 Mbit/s in Ausbaugebieten 1

 Fernsehen, Internet und Telefon über einen Anschluss 1

 Auch im ländlichen Raum verfügbar

Weitere Informationen und Verfügbarkeitsauskunft auf 
www.kabeldeutschland.de/wohnungsunternehmen/kommunen

Für Anfragen zum weiteren Netzausbau in Ihrer Gemeinde wenden Sie sich an: 
breitbandoffensive@kabeldeutschland.de. Es lohnt sich!

Stadt, Land, Kabel
Unser Netz ist weitreichend verfügbar.

Informations- und Kommunikationstechnologien:

„Digitale Agenda“ der
Bundesregierung ist gestartet

Ilse Aigner: „Der Mittelstand soll vom Breitbandausbau profitieren“
Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner verspricht sich von der
,Digitalen Agenda‘, die in Berlin vorgestellt wurde, deutliche Im-
pulse für ein digitales Deutschland. Aigner: „Die Digitalisierung ist
eine Mammutaufgabe, der sich die Bundesregierung und der Frei-
staat Bayern stellen. „Das Web ist ein Innovationstreiber und
Wachstumsmotor für die Wirtschaft“, betonte Aigner. Bis 2018 in-
vestiere allein der Freistaat 1,8 Milliarden Euro in digitale Projekte.
Das Ziel, Bayern und ganz Deutschland bis 2018 mit einer Übertra-
gungsgeschwindigkeit von mindestens 50 Mbit/s auszustatten, sei
ambitioniert, aber machbar, so Aigner. 

Heute können etwa 63 Prozent
der Haushalte über eine Übertra-
gungsgeschwindigkeit von 50
Mbit/s verfügen. Im städtischen
Bereich haben 81,4 Prozent der
Haushalte Zugang zu 50 Mbit/s
oder mehr, im ländlichen Bereich
sind es bisher nur 18,8 Prozent. 

Wirtschaft und Gesellschaft
profitieren

„Vom Sprung in ein digitales
Zeitalter können Wirtschaft und
Gesellschaft erheblich profitie-
ren“, sagte die Ministerin. Es gehe
aber auch um gleiche Chancen für
alle und um die Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen.
Ziel sei es, den Menschen den Zu-
gang zu den besten digitalen Net-
zen zu ermöglichen – unabhängig
davon, ob sie in der Großstadt oder
im ländlichen Raum leben. Der
Ausbau hoher Internet-Bandbrei-
ten sei zudem gerade für den Mit-
telstand von großer Bedeutung:
„Gerade kleinere und mittelständi-
sche Unternehmen und die freien
Berufe müssen Zugang zu schnel-
lem Internet haben, damit sie

große Datenmengen verarbeiten
und sich besser via Internet austau-
schen können.“ Enormes Potential
berge die Digitalisierung auch für
Gründer und junge Unternehmen,
erklärte die Ministerin.

Aigner weiter: „Mit der ,Netzal-
lianz Digitales Deutschland‘, die
Bundesinfrastrukturminister
Alexander Dobrindt im April initi-
iert hat, wird der Breitbandausbau
maßgeblich vorangebracht.“ Es sei
wichtig, die entscheidenden Ak-
teure aus Politik sowie Telekom-
munikations- und Netzwirtschaft
zusammenzubringen, um zeitnah
inhaltliche Schwerpunkte sowie ei-
nen Zeitplan zu erarbeiten. 

Kritik kam unterdessen vom
Deutschen Landkreistag: Seiner
Ansicht nach spreche die Digitale
Agenda zwar zentrale Herausfor-
derungen und Themenfelder des
derzeit stattfindenden digitalen
Wandels an, es fehle aber weitge-
hend an konkreten Maßnahmen,
Finanzierungs- und Handlungs-
vorschlägen. „Im Hinblick auf den
flächendeckenden Breitbandaus-
bau, ohne den sich alle weiteren
von der Bundesregierung formu-

lierten Ziele nicht verwirklichen
lassen, geht die Digitale Agenda
beispielsweise an keiner Stelle
über die Ankündigungen im
Koalitionsvertrag hinaus“, be-
dauerte DLT-Präsident Landrat
Reinhard Sager (Kreis Osthol-
stein). Zudem kritisierte der
Präsident, dass eine vorherige
Abstimmung der Agenda mit
den Kommunen nicht erfolgt
sei. Diese würden aber auf öf-
fentlicher Seite die Hauptlast
der erforderlichen digitalen An-
passungsprozesse tragen. 

Kritik des
Deutschen Landkreistags

Nach Auffassung der 295 Land-
kreise beschreibt das Papier zwar
an vielen Stellen, beispielsweise
bei den digitalen Infrastrukturen
wie auch dem angestrebten „Inno-
vativen Staat“, zutreffend die Her-
ausforderungen des derzeitigen di-
gitalen Wandels. Was fehle, seien
konkrete Maßnahmen, die Punkt
für Punkt benannt und umgesetzt
werden. „Dabei ist es höchste Zeit,
jetzt zu handeln“, so Sager. Als ein
Beispiel nannte er den Breitband-
ausbau. Die Bundesregierung wie-
derhole nur bereits mehrfach an-
gekündigte Maßnahmen, wie etwa
die Verbesserung rechtlicher Rah-
menbedingungen, die Entwick-
lung eines Finanzierungsinstru-
ments „Premiumförderung Netz-
ausbau“ oder die zügige Bereitstel-
lung und Vergabe neuer Frequen-

zen für den mobilen Breitbandaus-
bau, verzichte aber auf dringend
notwendige Konkretisierungen. 

„Wir erkennen durchaus an,
dass insbesondere die Weiterent-
wicklung rechtlicher Rahmenbe-
dingungen Zeit in Anspruch
nimmt. Im Hinblick auf das bereits
im Koalitionsvertrag angekün-
digte Finanzierungsinstrument 
müssten wir heute, fast ein Jahr
nach der Bundestagswahl, aber
schon wesentlicher weiter sein“,
meinte Sager. In welcher Dimen-
sion Fördermittel bereitgestellt
werden müssten, zeige das Vorbild
Bayerns, das allein im Breitband-
ausbau in diesem Bundesland ein
Förderprogramm von 1,5 Mrd.
Euro aufgelegt habe.

„Der Bund darf sich nicht hinter
dem Engagement der Länder und
Kommunen verstecken; wir brau-
chen auch auf Bundesebene ein
ausreichend dotiertes Förderpro-
gramm“, forderte Sager. Bei der
Ausgestaltung von Förderpro-
grammen müsse darauf geachtet
werden, dass davon auch Land-
kreise profitieren können, die in
ihrem Gebiet ein eigenes Breit-
bandnetz errichten wollen, auf
dessen Grundlage private Anbieter
ihre Dienstleistungen für alle Bür-
ger und Unternehmen im Kreis
breitstellen können.

Darüber hinaus bemängelte er
die fehlende vorherige Einbin-
dung von Landkreisen, Städten
und Gemeinden in die Erarbei-
tung der Agenda. Letztlich seien
sie es, die orientiert an den In-
teressen und Bedürfnissen der
Bürger und der Wirtschaft kun-
denorientierte und bürgernahe
Angebote bereitzustellen ha-
ben. Hier gelte es, Antragsverfah-
ren endlich medienbruchfrei elek-
tronisch umzusetzen. „Wer seine
Privatgeschäfte online abwickelt,
will sich in der Verwaltung nicht
in eine Warteschlange stellen.“

Veröffentlichung der Bundesnetzagentur:

Vorschlag für neue 
Mobilfunkterminierungsentgelte

Homann: „Entgelte sichern Spielraum 
für Investitionen in den mobilen Breitbandausbau“

Die Bundesnetzagentur hat einen Vorschlag für neue Mobil-
funkterminierungsentgelte in den nächsten zwei Jahren veröf-
fentlicht. Danach ist vorgesehen, dass die deutschen Mobilfunk-
netzbetreiber für die Zustellung von Anrufen in ihren Mobil-
funknetzen, die sog. Mobilfunkterminierung, statt bisher 1,79
ct/min ab dem 1. Dezember 2014 jeweils 1,72 ct/min berechnen
dürfen. In einem zweiten Schritt soll das Entgelt ab dem 1. De-
zember 2015 noch einmal sinken auf dann 1,66 ct/min für den
Zeitraum bis Ende November 2016.

„Der veröffentlichte Entgelt-
vorschlag ist das Ergebnis sehr
intensiver Prüfungen und eines
transparenten Beschlusskam-
merverfahrens während der ver-
gangenen Wochen. Die Entgelte
spiegeln die Kosten der effizi-
enten Leistungsbereitstellung
eines Mobilfunk-Referenznetz-
betreibers wieder. Dabei haben
wir an unserem bewährten An-
satz festgehalten, die Entgelte
auf der Basis aktueller Wieder-
beschaffungskosten zu ermit-
teln. Die vorgeschlagenen Ent-
gelte sichern den Unternehmen
daher auch künftig genügend
Spielraum, ihre Investitionen in
den mobilen Breitbandausbau,
insbesondere in die LTE-Netz-
infrastruktur, weiter voranzu-
treiben“, erläuterte Jochen Ho-
mann, Präsident der Bundes-
netzagentur.

Für die Ermittlung der maß-
geblichen Kosten der effizien-
ten Leistungsbereitstellung hat
die Bundesnetzagentur wie in
der vorangegangenen Genehmi-
gungsrunde auch dieses Mal
wieder auf das Analytische Ko-
stenmodell für das Mobilfun-
knetz des Wissenschaftlichen

Instituts für Infrastruktur und
K o m m u n i k a t i o n s d i e n s t e
(WIK), Bad Honnef, zurückge-
griffen.

Stichtag 1. Oktober

Die Entscheidungsentwürfe
sind auf den Internetseiten
der Bundesnetzagentur www.
bundesnetzagentur.de zur natio-
nalen Konsultation veröffent-
licht. Für interessierte Parteien
besteht Gelegenheit, bis zum
1. Oktober 2014 schriftlich dazu
Stellung zu nehmen. Anschlie-
ßend werden die Entscheidungs-
entwürfe und den nationalen Re-
gulierungsbehörden der übrigen
EU-Mitgliedstaaten übermittelt,
die dann innerhalb eines Monats
Stellungnahmen abgeben kön-
nen.

Sofern die EU-Kommission
keine ernsthaften Bedenken
gegen den Vorschlag der Bun-
desnetzagentur äußert, können
die Entgelte rechtzeitig ab
dem 1. Dezember 2014 end-
gültig in Kraft treten. Andern-
falls könnten die neuen Ent-
gelte zunächst vorläufig ge-
nehmigt werden.
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Zukunftskongress Staat & Verwaltung in Berlin:

Staatliche Dienstleistungen
und digitale Verwaltungsarbeit 

Unter der Schirmherrschaft des Bundesministeriums des In-
nern fand in Berlin der „Zukunftskongress Staat & Verwal-
tung 2014“ statt. Nach einem erfolgreichen Start im vergange-
nen Jahr vermittelte der Kongress vor rund 1.000 Entschei-
dungsträgern aus allen Ebenen der Verwaltung, der Wirt-
schaft, Wissenschaft sowie Experten aus dem In- und Ausland
erneut wichtige Impulse für die Reform und Digitalisierung
von Staat und Verwaltung. 

Wie der Schirmherr und Bun-
desinnenminister Dr. Thomas de
Maizière bei der Eröffnung des
Zukunftskongresses hervorhob,
„ist eine leistungsfähige und bür-
gerfreundliche Verwaltung, die
die Chancen der Digitalisierung
nutzt, für unsere Gesellschaft un-
verzichtbar“. Dies bedeute in der
heutigen Zeit, elektronische
Dienstleistungen auf- und auszu-
bauen, die schnell, sicher und
technisch zuverlässig erbracht
werden.

Die Beauftragte der Bundesre-
gierung für Informationstechnik
und Staatssekretärin im Bun-
desinnenministerium, Cornelia
Rogall-Grothe, skizzierte in einer
Grundsatzrede die Vorhaben zur
Verwaltungsmodernisierung im
Rahmen des Regierungspro-
gramms „Digitale Verwaltung
2020“. Ziele der Bundesregie-
rung sind effiziente elektronische
Verwaltungsarbeit im Bund (z.B.
Einführung der elektronischen
Akte bis 2020) und - zusammen
mit Ländern und Kommunen –
einfache und schnelle, weil über
die Ebenen hinweg elektronische
staatliche Dienstleistungen. Der
Bund sucht hier den engen Schul-
terschluss mit dem IT-Planungs-
rat und den Fachministerkonfe-
renzen der Länder, um unnötige
Bürokratie abzubauen und so
Bürgerinnen und Bürgern sowie
Unternehmen Freiräume zu
schaffen. 

Im Mittelpunkt des Zukunfts-
kongresses stand der Dialog. Mit
12 Zukunftsforen, 48 Best-Prac-
tice-Dialogen und 8 Zukunfts-
werkstätten bot die Veranstaltung
ausreichend Gelegenheit zum
Austausch über Themen und Fra-
gen der Verwaltungsorganisation
und -modernisierung. 

Erstmals fand im Rahmen des
Zukunftskongresses auch die Ver-
leihung der Preise des E-Govern-
ment-Wettbewerbs statt. In der
Kategorie „Bestes eHealth-Pro-
jekt“ errang das Bayerische Rote
Kreuz (BRK) dabei mit dem Pro-
jekt „Telematik im Rettungs-
dienst Bayern – Elektronische
Vernetzung im Rettungswesen
von der Dokumentation im Ret-
tungswagen, GPS-Tracking bis
zur telemedizinschen Voranmel-
dung und elektronischen Proto-
kollübergabe in das Kranken-
haus“ den zweiten Platz.

Abgerundet wurde der Kon-
gress mit einer Fachausstellung.
Die Teilnehmer konnten ver-
schiedene Themeninseln besu-
chen und sich über Projekte und
Lösungsansätze für eine moderne
Verwaltung informieren. 

Im Vorfeld des Zukunftskon-
gresses Staat & Verwaltung 2014
führte die Wegweiser GmbH Ber-
lin Research & Strategy zusam-
men mit der Hertie School of Go-
vernance zum zweiten Mal das
„Zukunftspanel Staat & Verwal-
tung“ durch. In dieser repräsenta-
tiven Studie unter der Schirm-
herrschaft des Bundesministers
des Inneren Dr. Thomas de Mai-
zière und mit positiver Begleitung
des Deutschen Landkreistages
und des Deutschen Städtetages
wurden Entscheidungsträger der
öffentlichen Verwaltung in Bund,
Ländern und Kommunen zu ak-
tuellen und zukünftigen Heraus-
forderungen sowie der aktuellen
und geplanten Umsetzung von
Modernisierungsmaßnahmen be-
fragt.

Deutschlandweite Studie

Ziel dieser deutschlandweiten
Studie ist es, erzielte Erfolge und
zukünftige Herausforderungen
auf allen Verwaltungsebenen sy-
stematisch zu erheben und damit
fundierte Grundlagen für aktuelle
Diskussionen und Entscheidun-
gen um drängende Modernisie-
rungs- und Konsolidierungsmaß-
nahmen in Staat und Verwaltung
zu liefern. Auf den Verwaltungse-
benen Bund, Länder, Landkreise
und Städte/Gemeinden wurden
insgesamt 1.189 Behörden um
Teilnahme an der Befragung ge-
beten. 

Wie die Untersuchung ergab,
haben drei Herausforderungen
aus Sicht der befragten Behör-
den für die öffentliche Verwal-
tung in Deutschland heute obers-
te Priorität: 1. budgetärer Druck
und Einsparungen und damit zu-
sammenhängend die Notwendig-
keit von einsparungsorientier-
ten Maßnahmen wie Aufgaben-
kritik, Strukturbereinigung und
Prozessoptimierung; 2. Digitali-
sierung und der Einsatz neuer E-
Government Lösungen, sowohl
für verwaltungsinterne Abläufe
wie auch für Leistungen an
Bürger und Unternehmen; 3.

eine Neuausrichtung bzw. weite-
re Professionalisierung des Perso-
nalbereichs mit Fokus auf eine
demographieorientierte Personal-
politik, die Steigerung der Attrak-
tivität der öffentlichen Verwal-
tung als Arbeitgeber sowie Maß-
nahmen der Führungskräfte- und
Personalentwicklung. 

Behördenleitungen sind zuneh-
mend gefordert, das Spannungs-
feld von sinkenden Ressourcen
einerseits und gleichzeitiger Not-
wendigkeit von Veränderungen
und Investitionen in den anderen
beiden Bereichen andererseits zu
balancieren und entsprechende
Maßnahmen konsequent voran-
zutreiben. 

Erhebliche 
Umsetzungslücken

Für alle drei zentralen Hand-
lungsfelder Einsparungen, Digi-
talisierung und Personalmanage-
ment zeigt das Zukunftspanel er-
hebliche Umsetzungslücken,
auch bei Maßnahmen, die von
den Behördenleitungen als
zweckmäßig erachtet werden.
Dies betrifft Maßnahmen zur
Realisierung von Einsparungen
wie Prozessoptimierung, Aufga-
benkritik, Shared Services oder
Effizienzuntersuchungen, aber
insbesondere auch Maßnahmen
der Digitalisierung. Bei der
Mehrheit der befragten Behörden
nimmt die Digitalisierung keinen
hohen Stellenwert ein, und erst
weniger als ein Drittel der Behör-
den hat bisher eine eigene digitale
Strategie entwickelt. Online-An-
gebote für bürger- und unterneh-
mensbezogenen Dienstleistun-
gen, mobile Government-An-
wendungen oder die E-Akte sind
bei fast 85% der Behörden noch
nicht umgesetzt. 

Als größte Chancen der Digita-
len Agenda 2014-2017 sehen die
Behördenleitungen Vereinfa-
chungen bzw. Erleichterungen im
Verwaltungsalltag, eine verstärk-
te Bürger-/Kundenorientierung
der Verwaltung sowie einen gene-
rellen Innovationsschub für den
öffentlichen Sektor. Für die Um-
setzung werden eine bessere Ko-
ordination im föderalen System,
Fragen der IT-Sicherheit und
mehr Mittel für den Infrastruktur-
ausbau als kritische Erfolgsfakto-
ren erachtet. Eine klare Mehrheit
der Befragten hält die Integration
der Länder, Kommunen und des
IT-Planungsrates bei der Umset-
zung der Digitalen Agenda für er-
forderlich und sieht die Notwen-
digkeit, dass die Bundesländer
dem Vorbild des Bundes folgend
eine eigene Digitalisierungsstra-

tegie erarbeiten bzw. E-Govern-
ment-Gesetze erlassen. 

Die Ergebnisse lassen auch ei-
ne erhebliche Skepsis gegenüber
verschiedenen Technologietrends
und Reformansätzen erkennen.
Sehr gering ist etwa die Akzep-
tanz und Umsetzungsbereitschaft
bei Technologietrends wie Web-
Tracking, Open Data, Cloud
Computing und Big Data. Aber
auch andere Reforminitiativen
und -ansätze wie die Digitalisie-
rung der Behördennummer 115,
die Bürokratiemessung mit quali-
fizierten Zielvorgaben, öffentlich-

private Partnerschaften oder die
Einführung europäisch einheitli-
cher Rechnungslegungsstandards
(EPSAS) stoßen auf erhebliche
Skepsis in der deutschen öffentli-
chen Verwaltung. 

Dem Personalbereich kommt
in vielfacher Hinsicht eine zentra-
le Rolle zu. Demografieorientier-
te Personalpolitik wie auch die
Attraktivität der öffentlichen Ver-
waltung werden als zentrale Her-
ausforderungen gesehen, gleich-
zeitig zeigen die Ergebnisse, dass
viele Maßnahmen zur Steigerung
der Attraktivität erst ansatzweise

umgesetzt sind. Gerade auch im
Hinblick auf eine erfolgreiche
Führung der Behörden wird ho-
her Handlungsbedarf etwa bei der
Motivation der Mitarbeiter, lei-
stungsgerechterer Entlohnung,
vorausschauender Personalent-
wicklung oder Führungskräfte-
entwicklung gesehen. Die Studie
bestätigt auch die steigende Rele-
vanz von neuen Führungskompe-
tenzen und -qualitäten, um den
Ansprüchen einer stärkerer ver-
netzten und digitalisierten Ar-
beitswelt besser gerecht zu wer-
den. DK

„Gemeinden müssen 
Förderung voll ausschöpfen!“

Landtagsabgeordnete Stöttner und Lederer informieren sich über Breitbandausbau
beim RosenheimerAmt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung

Landkreis Rosenheim. Deutlich unter 16 Megabit pro Sekunde –
Mit derartigen Übertragungsraten im Schneckentempo müssen
viele Bürgerinnen und Bürger in unserer Region derzeit leben. Die-
se Geschwindigkeit ist vor allem für Firmen, die oft und in kurzen
Zeitabständen große Datenmengen perE-Mail übertragen müssen,
nicht mehr ausreichend und keinesfalls zukunftsweisend. Der Frei-
staat Bayern hat deshalb ein in der EU noch nie da gewesenes För-
derpaket mit einem Volumen von 1,5 Milliarden Euro für den
Breitbandausbau auf den Weg gebracht. 

Damit sollen Daten zukünftig
mit bis zu 50 Megabit pro Sekun-
de übermittelt werden können;
mehr als dreimal so schnell wie
jetzt. Über die Umsetzung des
Breitbandausbaus vor Ort durch
die Ämter für Digitalisierung,
Breitband und Vermessung, haben
sich nun die beiden Rosenheimer
CSU-Landtagsabgeordneten Otto
Lederer und Klaus Stöttner beim
Leitenden Vermessungsdirektor
des Rosenheimer Amtes, Wilhelm
Weindl, und dem Vermessungsdi-
rektor, Richard Schreiner, infor-
miert.

„Beruf und Familie 
besser vereinen“

Der Breitbandausbau in den
Kommunen soll in den nächsten
Monaten stark vorangetrieben
werden und könnte in zwei Jahren
in einigen Gemeinden auch schon
umgesetzt sein. Darüber waren
sich alle Beteiligten des Gesprächs
einig. „Nur wenn wir es schaffen,
Verbindungen mit einer höheren
Leistung als bisher einzurichten,
können wir die Zukunft unserer
Region auf feste Füße stellen und
das Potential unseres ländlich ge-
prägten Raums voll ausschöpfen“,
erklärte der Landtagsabgeordnete
Klaus Stöttner. 

Dem stimmte auch sein Land-
tagskollege Otto Lederer zu, der
weiter betonte: „In der Zukunft
wird es für uns immer wichtiger
sein, dass berufstätige Eltern auch
von Zuhause aus tätig werden
können, um Beruf und Familie
noch besser zu vereinen. Die Ge-
meinden dürfen es darum nicht
verpassen, die Förderung des Frei-
staats voll auszuschöpfen!“ Ein
darüber hinausgehendes Förder-
programm werde es in Bayern al-
ler Voraussicht nach nicht geben,
fügte Lederer an.

„Um das schnelle Internet in die
Fläche zu bringen, ist es wichtig,
dass jeder noch so weit vom Zen-
trum entfernte Ortsteil eine mög-
lichst kurze Strecke zum nächsten
Kabelverteilerzentrum mit Glasfa-
serkabel hat“, so die Landtagsab-
geordneten Lederer und Stöttner
weiter. Wie Weindl dazu erklärte:
„Hier sind die Bürgermeister in
den Gemeinden gefragt, im Ge-
spräch mit den Telekommunikati-
onsfirmen auf die Anbindung aller
Ortsteile zu beharren. Das Geld für
die Bezuschussung der Anbin-
dung der entlegensten Orte steht in
den allermeisten Fällen vom Frei-
staat zur Verfügung!“ 

Probleme mit der finanziellen
Umsetzung der neuen Breitband-
leitungen wird es demnach in den
wenigsten Gemeinden geben. Ab-
solutes Ausnahmebeispiel ist die
Gemeinde Chiemsee mit den bei-
den Chiemsee-Inseln. Die Frauen-
insel mit ihrem Kloster ist bei-

spielsweise ein großer Besucher-
magnet. Es gibt jährlich allein
20.000 Übernachtungen von Se-
minarteilnehmern aus der ganzen
Welt im Kloster. Die fehlende oder
zum Teil schwierige Internetver-
bindung macht den Tagungsgästen
jedoch zu schaffen, weshalb das
Kloster schnellstmöglich an das
Breitbandnetz angeschlossen wer-

den soll. Mögliche, zukunftsorien-
tierte Lösungen sind durch die Ge-
meinde Chiemsee alleine jedoch
kaum finanziell zu schultern, so
Wilhelm Weindl und Richard
Schreiner vom Vermessungsamt
im Konsens.

Stöttner sucht Kontakt 
zu Finanzminister Söder

Der zuständige Stimmkreisab-
geordnete Klaus Stöttner will sich
nun aufgrund der besonderen La-
ge der Gemeinde Chiemsee an
Bayerns Finanzminister, Dr. Mar-
kus Söder, wenden, um ihn für
diese Sondersituation zu sensibili-
sieren.

V. l.: CSU-Landtagsabgeordneter Klaus Stöttner, Vermessungs-
direktor Richard Schreiner, Leitender Vermessungsdirektor
Wilhelm Weindl und CSU-Landtagsabgeordneter Otto Lederer.

Kommunen profitieren 
von De-Mail-Kooperation

T-Systems und AKDB haben eine Vertriebskooperation
über die Vermarktung der De-Mail bei bayerischen Kom-
munen beschlossen. Die AKDB wird ihren Kunden ein
De-Mail-Einstiegsangebot mit attraktiven Sonderkondi-
tionen zur Verfügung stellen. 

De-Mail setzt sich weiter durch. Mit De-Mail können Kommu-
nen eine sichere, vertrauliche und nachweisbare digitale Kommu-
nikation mit Bürgern oder Unternehmen führen und damit zur
Verwaltungsmodernisierung, Prozessoptimierung und Reduzie-
rung von Verwaltungskosten beitragen. Der Dokumentversand
über De-Mail hilft Städten und Gemeinden, einen besseren Bür-
gerservice zu bieten. 

Das De-Mail-Angebot über die AKDB ermöglicht Kommunen
einen unkomplizierten Einstieg in De-Mail. Und das mit Sonder-
konditionen und sechs Monaten ohne Grundgebühren. Die
AKDB unterstützt ihre Kunden beim Vertragsabschluss und der
anschließenden Abwicklung wie der Freischaltung des De-Mail-
Postfachs. 

Die AKDB übernimmt im Rahmen einer Ident-Partnerschaft
die De-Mail-Identifizierung der Kommunen. Diese ist im Rahmen
des De-Mail-Registrierungsprozesses erforderlich und soll sicher-
stellen, dass sich niemand hinter einer falschen Identität ver-
stecken kann – ein wesentlicher Bestandteil des De-Mail-Sicher-
heitskonzepts. 

Über T-Systems 

Mit einer weltumspannenden Infrastruktur aus Rechenzentren
und Netzen betreibt T-Systems die Informations- und Kommuni-
kationstechnik (engl. kurz ICT) für multinationale Konzerne und
öffentliche Institutionen. Auf dieser Basis bietet die Großkunden-
sparte der Deutschen Telekom integrierte Lösungen für die ver-
netzte Zukunft von Wirtschaft und Gesellschaft. Rund 50.000 Mit-
arbeiter verknüpfen bei T&#8209;Systems Branchenkompetenz
mit ICT-Innovationen, um Kunden in aller Welt spürbaren Mehr-
wert für ihr Kerngeschäft zu schaffen. Im Geschäftsjahr 2013 er-
zielte die Großkundensparte einen Umsatz von rund 9,5 Mil-
liarden Euro.
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Nach neuer Förderrichtlinie abgeschlossen:

Bayernweit erstes 
Breitbandprojekt in Schorndorf

In nur drei Monaten Bauzeit hat die amplus AG aus Teisnach
bereits Ende Juli das bayernweit erste Breitbandprojekt nach
dem überarbeiteten 1,5 Mrd. Euro schweren Förderprogramm
fertig gestellt: Die Gemeinde Schorndorf in der Oberpfalz. An-
fang September wurde das Netz durch Finanzstaatssekretär
Albert Füracker, 2. Bürgermeister Martin Bauer und den Vor-
standsvorsitzenden der amplus AG, Christof Englmeier, offizi-
ell in Betrieb genommen. Dazu fand im Vorfeld eine Presse-
konferenz im Rathaus statt. Anschließend folgte die Schaltung
am Kabelverzweiger (KVz) im Gemeindeteil Nanzing. 

Insgesamt profitieren über
500 Haushalte der Gemeinde
Schorndorf vom Highspeed In-
ternet der amplus AG mit bis zu
100.000 Kbit/s - in FTTH-Ge-
bieten sogar 200.000 Kbit/s. 50
Haushalten wird die herkömm-
liche „letzte Meile“ Kupferlei-
tung durch hochwertige Glasfa-
ser ersetzt. Damit übertrifft
Schorndorf den Bundesdurch-
schnitt bei Weitem: Beim Breit-
bandprojekt der Oberpfälzer
Gemeinde erhalten - verglichen
mit dem bundesweiten Mittel
von zwei Prozent - 10% der
Haushalte FTTH. 

Landkreis Cham
ist Vorreiter

Die Kommune ist damit der be-
ste Beweis für die Vorbildfunktion
des Landkreises Cham: Zum ei-
nen ist der Landkreis führend
in ganz Bayern in der absoluten
Anzahl an Breitband- und insbe-
sondere FTTH-Ausschreibungen.
Zum anderen räumt der Landkreis
Cham seinen Kommunen eine
große Entscheidungsfreiheit be-
züglich Erschließungskonzept und
-gebieten ein. 

So entschieden sich auch der
Schorndorfer Gemeinderat und
allen voran der 1. Bürgermeister
Max Schmaderer bewusst für
den zukunftsweisenden Hybrid-
Ausbau der am plus AG: Anstatt
nur vorhandene Kabelverzwei-
ger (KVz) mit Glasfaser anzu-
schließen und sich rein auf zen-
trale Gemeindegebiete zu kon-
zentrieren, erhalten abgelegene
Ortsteile Glasfaser bis ins Haus
(fibre to the building/home:
mB/FTTH). 

Alleinstellung 

Mit diesem Ausbau-Konzept
sichert sich amplus eine Allein-
stellung unter den Breitband-
Carriern, die Gemeinde Schorn-
dorf unter ländlichen Kommu-
nen: Erfüllen sich die Vorhersa-
gen mit Bandbreiten von 1
GBit/s im Endkundenbereich,
muss über kurz oder lang jedes
Haus direkt mit Glasfaser er-
schlossen werden. Kupfer, wie
es beim üblichen KVz-Überbau
belassen wird, kann diese Über-
tragungsgeschwindigkeiten aus
physikalischen Gründen nicht
erreichen. Den Hauptteil der

Wirtschaftlichkeitslücke von
knapp 460.000 Euro kann die
Gemeinde durch das bayerische
Förderprogramm finanzieren.
amplus investierte zusätzliche
350.000 Euro in den Ausbau
des Glasfasernetzes. 

Versorgungsverantwortung
geht weit über das
Förderprogramm hinaus

Die Beratung in Sachen
Breitband-Planungen übernahm
die BBN Breitband Network
GmbH (BBN) unter Feder-
führung von Siegfried Scholle-
rer. In der Projektsumme von
660.000 Euro enthalten ist die
Erschließung der 500 Schorn-
dorfer Haushalte. Darüber hin-
aus hat amplus einen Schaltver-
teiler (SVT) in Wilting (Nach-
bargemeinde Traitsching) ei-
genwirtschaftlich ausgebaut.
Damit erhalten zusätzliche 300
Haushalte ihre Breitbandan-
bindung inklusive Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von
bis zu 100.000 Kbit/s direkt
aus Schorndorf. 

Sein einzigartiges Geschäfts-
modell - gekennzeichnet durch
die transparente Tarifstruktur -
erlaubt es dem Teisnacher In-
ternetanbieter, auch diese klei-
neren Gemeindeteile auf eigene
Kosten und dennoch betriebs-
wirtschaftlich sinnvoll auszu-
bauen - und zwar außerhalb
staatlicher Unterstützung durch
Fördergelder. Der Grundge-
danke des eigenwirtschaftli-
chen Ausbaus besteht in der

Versorgungsverantwortung,
der sich amplus freiwillig ver-
pflichtet. 

„Schnelles Internet
für Jeden“

Die Unternehmensphilosophie
lautet „Schnelles Internet für Je-
den.“ Jedoch können abgelegene
Gemeindegebiete aus Wirtschaft-
lichkeitsgründen meist nicht mit-
versorgt werden. Damit gibt sich
Christof Englmeier, Vorstands-
vorsitzender der amplus AG, nicht
zufrieden: „Sobald wir mit einer
Gemeinde zusammenarbeiten,
bekommt jede Kommune das in-
dividuell für sie passende Kon-
zept. Dazu gehört nun mal, dass
wirklich jeder die Möglichkeit er-
hält, mit Übertragungsgeschwin-
digkeiten von bis zu 200.000
Kbit/s zum Informationszeitalter
aufzuschließen.“ Konzept, Bau-
planung und Technik stammen
von amplus, einzig allein den
Tiefbau vergab der Carrier an die
BiST Tiefbau GmbH & Co.KG
aus Böbrach. 

Partnerschaftliche
Zusammenarbeit

Die rasche Fertigstellung und
technische Umsetzung des Schorn-
dorfer Breitband-Vorhabens ist da-
bei der partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit aller Beteiligten zu ver-
danken: Den Schorndorfer Ge-
meindevertretern, den Landkreis-
verantwortlichen, dem Beratungs-
unternehmen, dem Tiefbauunter-
nehmen und den Projektleitern der
amplus AG. 

Der Chamer Landrat Franz 
Löffler, der sich intensiv für pra-
xisnahe Förderrichtlinien und die
deutliche finanzielle Entlastung
der Kommunen eingesetzt hat,
spricht der Gemeinde Schorndorf
und der amplus AG ebenfalls
ausdrücklich seinen Dank für

die schnelle Umsetzung des
Projekts zum Wohle der Bürger
und der Unternehmen aus. 

Überarbeitetes 
Förderprogramm für
Hochgeschwindigkeitsnetze 

Das erste Ausbauprogramm der
Bayerischen Staatsregierung (2008
bis 2011) hatte die Herstellung
der Breitband-Grundversorgung
zum Ziel. Mit Blick auf den stei-
genden Bandbreitenbedarf hat
die Bayerische Staatsregierung
den Einstieg in die Hochge-
schwindigkeitsförderung be-
schlossen. Seit Oktober 2013 ist
das Bayerische Staatsministeri-
um der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat für den
Breitbandausbau in Bayern zu-
ständig. Hier wurde das baye-
rische Breitbandkonzept ent-
wickelt. Es  basiert auf dem Drei-
klang: Beratung verbessern, För-
derung erhöhen und Verfahren
vereinfachen. So wurde das beste-

hende Förderprogramm aus dem
Jahr 2012 komplett überarbeitet. 

Im Juli 2014 gab die EUKom-
mission ihre Zustimmung zur neu-
en Richtlinie. „Wir wollen kein
Bayern der zwei Geschwindigkei-
ten. Deshalb müssen wir den Aus-
bau von schnellem Internet best-
möglich vorantreiben“, stellte
Staatssekretär Albert Füracker klar.

1,5 Mrd. Euro Fördermittel

„Der Freistaat stellt 1,5 Milliar-
den Euro Fördermittel bereit. Jetzt
liegt es an den Gemeinden, diese
in Zusammenarbeit mit Telekom-
munikationsunternehmen sinnvoll
zu investieren - so wie hier in
Schorndorf“, so Füracker weiter.
Die Gemeinde Schorndorf in der
Oberpfalz zeigt. wie wichtig das
Förderprogramm für ländliche
Gebiete ist und wie Fördergel-
der sinnvoll in Breitbandprojekte
mit Übertragungsraten von min-
destens 30.000 Kbit/s investiert
werden.

Übergabe des Förderbescheids an die Gemeinde Schorndorf. 
Von links: Bürgermeister Max Schmaderer, Finanzminister
Dr.  Markus Söder und FinanzstaatssekretärAlbert Füracker.
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Weitere Informationen 

unter www.komuna.de 

oder per Telefon unter 

08 71 / 973 85-0

App aufs Amt!
Die universelle Bürger-App für Ihre 

Verwaltung:

Online-Behördengänge über das Handy und 

aktuelle, überall verfügbare Informationen aus 

Rathaus, Verwaltung und Wirtschaft. komuna 

hat die innovative Lösung für die individuelle 

Bürger-App Ihrer Kommune.

komuna Kunden Forum 2014:

Verwaltung – effizient
und bürgernah

Verwaltungseffizienz ohne den Blick auf den Bürger wird heute
nicht mehr akzeptiert und Service allein zu Lasten der Verwal-
tung ist auf Dauer nicht finanzierbar. Beide Seiten müssen profi-
tieren. Praxisgerechte Lösungen hierzu wurden auf dem komuna
Kunden Forum 2014 in Altdorf bei Landshut unter dem Motto
„Verwaltung - effizient und bürgernah“ präsentiert. 

Knapp 400 Besucher infor-
mierten sich drei Tage lang so-
wohl in interessanten Fachvorträ-
gen hochkarätiger Referenten als
auch live an insgesamt sieben In-
foinseln über Neuerungen und
Themen der Zukunft. Wie Ge-
schäftsführer Franz Fuchs in sei-
ner Begrüßung deutlich machte,
stehe der Mensch auch beim ko-
muna Kunden Forum 2014 an er-
ster Stelle. Dies sei zu einem Teil
„unserem Selbstverständnis als
Partner der Kommunalverwal-
tung“ geschuldet, zum anderen
einer Erkenntnis aus langjähriger
Praxiserfahrung: „Gute Lösungen
beginnen mit aufmerksamem
Zuhören und offenen Ge-
sprächen.“ Seit nunmehr 20 Jah-
ren steht komuna ihren Kunden
mit individueller Beratung, inno-
vativen Softwarelösungen und
umfassenden Serviceleistungen
zur Seite.

Auf dem Boden
der Tatsachen

Fuchs zufolge hat die komuna
euphorische und fachfremde
eGovernment-Visionen mit Au-
genmaß auf den Boden der Tatsa-
chen geholt – getreu dem Motto
„Zufriedenes Rathaus – zufriede-
ne Bürger“. In Kooperation mit
bundesweit marktführenden Soft-
wareherstellern werden nur effizi-
ente und erprobte Lösungen aus-
gewählt und an die speziellen
kommunalen Bedürfnisse ange-
passt.

Rathaus Service-Portal 

Beispiel Rathaus Service-Por-
tal (komuna.RSP): Damit gelan-
gen die Bürger mit der Maus ins
Rathaus. Diese „Rund um die
Uhr Serviceleistung“ offerieren
mittlerweile über 200 komuna-
Kunden in Bayern ihren Bürgern
und sorgen somit für eine bürger-
freundliche und medienbruch-
freie Verwaltung. Das Ergebnis:
Zukunftssicherheit mit der elek-
tronischen Identität (eID) des
nPA.

Beispiel Rathaus Informations-
System (komuna.RIS): Dem Be-
nutzer wird eine einheitliche Pro-
grammbedienung und Oberfläche
in allen Bereichen garantiert: Do-
kumentenmanagement, Sitzungs-
dienst mit Ratsinfo / Sitzungs-
App und Archivierung. Eine Be-

sonderheit daraus ist die direkte
Integration von CIP – Archiv in
die Finanzwesen-Software. Das
Ziel: das digitale Verwaltungssy-
stem der Zukunft.  

Bürger-APP

Beispiel Bürger-APP (komu-
na.APP): Online-Behördengänge
über das Handy und aktuelle,
überall verfügbare Informationen
aus Rathaus, Verwaltung und
Wirtschaft – Mit dieser Kombina-
tion von mobilem eGovernment
und Information bietet die Bür-
ger-App zukunftsorientierten Ser-
vice für Bürger und Gäste. 

Beispiel Digitales Meldewesen
(komuna.einwohner) – auch mit
Unterschrift: In der Kombination
MESO – eAkte – Bürgermonitor
– Unterschriftstablett werden
auch Vorgänge mit persönlicher
Unterschrift medienbruchfrei ab-
gewickelt.

Kommunales Finanzwesen

Beispiel Kommunales Finanz-
wesen (komuna.finanz): Der
elektronische Rechnungslauf er-
weitert CIP – Archiv, die Archi-
vierung im Finanzwesen. Vom
Posteingang bis zum Kassenvoll-
zug wird der Workflow in allen
Stufen transparent und effizient
unterstützt.

Beispiel Rechenzentrumsbe-
trieb (komuna.RZE): Eine Mög-
lichkeit, dem ständig steigenden
Aufwand im Bereich kommuna-
ler IT zu begegnen, ist die Ausla-
gerung in einen Rechenzentrums-
betrieb. Umfassender Service und
maximale Entlastung für die
Kommune stehen hier im Mittel-
punkt – ein Rundum-Sorglos-Pa-
ket, das im Rathaus für freie Res-
sourcen sorgt. 

IT-Dienstleistungen

Beispiel IT-Dienstleistungen
(komuna.SYS): Erfahrene Exper-
ten sorgen für IT-Dienstleistun-
gen, die alle kommunalen Anfor-
derungen beherrschen. Ob ganze
Netzwerksysteme oder Beratung
zu speziellen Fragen: Die komu-
na-Systemlösungen werden indi-
viduell konzipiert, schlüsselfertig
installiert und eingerichtet.

Beispiel Friedhofsverwaltung
(komuna.friedhof): Das Friedhofs-
informationssystem elFRIED er-

möglicht eine effiziente Bearbei-
tung aller Daten und Vorgänge
rund um die Friedhofsverwal-
tung. Mit elFRIED GIS können
Friedhofspläne kostengünstig di-
gital verwaltet werden.

Strategische 
Zukunftslösung VOIS 

Erstmals präsentierte Stephan
Hauber, Geschäftsführer der
brandenburgischen HSH Soft-
und Hardware Vertriebs GmbH,
einem breiten Publikum in Bay-
ern die strategische Zukunftslö-
sung VOIS aus dem Hause HSH.
Die wesentlichen Funktionen von

VOIS zielen auf die Beteiligung
und Einbeziehung des Bürgers in
das Verwaltungshandeln, auf die
Interaktion von Bürgerinnen und
Bürger mit der Verwaltung sowie
auf die effiziente Vernetzung von
Behörden untereinander – auch
über Verwaltungshierarchien hin-
weg.

Das Meldewesen
effektiver gestalten

Mit ihrem Produkt HSH
MESO ist die Firma HSH einer
der Marktführer im Bereich Soft-
ware für Einwohnermeldeämter
und hat damit einen sowohl recht-
lichen als auch technischen Blick
auf die Auswirkungen und die
bisherigen Strukturen im deut-
schen Meldegesetz. Wie Hauber
hervorhob, gibt es viele denkbare
Ansätze, das Meldewesen effekti-
ver und transparenter zu machen.
Auch über dieses Thema wurde
beim komuna Kunden Forum
2014 angeregt diskutiert. DK

Großer Publikumsandrang: Knapp 400 Besucher informierten
sich beim komuna Kunden Forum drei Tage lang über effi-
ziente und bürgernahe Verwaltungsmodelle.

Oberfränkischer Breitbandgipfel in Kulmbach:

„Herkulesakt“ 
schnelles Internet

„Ohne Breitband kein Gewerbe, ohne Gewerbe keine Arbeits-
plätze, ohne Arbeitsplätze keine Menschen“, hob Finanzstaats-
sekretär Albert Füracker beim 2. Oberfränkischen Breitband-
gipfel in Kulmbach hervor. Breitband und Digitalisierung sei-
en entscheidende Schlüssel für die wirtschaftliche Zukunft, so
der CSU-Politiker bei der von der Industrie- und Handels-
kammer in Bayreuth, der Handwerkskammer Oberfranken
und dem IT-Cluster Oberfranken veranstalteten Tagung.

Der Breitbandausbau stellt das
größte Infrastrukturprojekt dieser
Legislaturperiode dar. Rund 1,5
Milliarden Euro investiert der
Freistaat, um den flächendecken-
den Ausbau von Breitband voran-
zutreiben. In Kulmbach stellte der
Staatssekretär die Bayerische
Breitbandstrategie vor. Sie basiert
auf dem Dreiklang „Verfahren
vereinfachen, Förderung erhöhen,
Beratung verbessern“.

Füracker zufolge wird der Ar-
beitsaufwand für Kommunen im
Förderverfahren künftig erheblich
reduziert. Eine Kommune soll
selbst über das auszubauende Ge-
biet entscheiden dürfen. Der bishe-
rige Fokus auf Gewerbestandorte
soll entfallen. Der Bedarf an
„schnellem Internet“ wird künftig
unterstellt und muss nicht mehr
aufwendig ermittelt werden. Tele-
kommunikationsunternehmen
müssen künftig schneller entschei-
den, ob sie eigenwirtschaftlich
ausbauen oder nicht.

Sowohl die Förderhöchstbeträ-
ge als auch die Fördersätze werden
deutlich erhöht. So kann eine
Kommune im Einzelfall bis zu ei-
ner Million Euro Förderung erhal-
ten, wenn sie mit anderen Kom-
munen zusammenarbeitet.

Kein Bayern der zwei 
Geschwindigkeiten 

Seit 1. Januar 2014 berät und
betreut ein Breitbandmanager pro
Landkreis die Kommunen vor und
während des Förderverfahrens.
Als Berater stehen speziell ge-
schulte Mitarbeiter der 51 Ämter
für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung und ihrer 22 Außen-
stellen den Kommunen zur Seite.
Fürackers Resümée: „Wir wollen
kein Bayern der zwei Geschwin-
digkeiten, wir wollen einen wirt-
schaftlich starken und prosperie-
renden ländlichen Raum, wir wol-
len gleichwertige Lebensbedin-
gungen in ganz Bayern – und
dafür brauchen wir die Digitalisie-
rung und eine flächendeckende
Versorgung mit schnellem Inter-
net.“

Die Kommunen in Oberfranken
gehen das Thema Breitbandaus-
bau unterschiedlich an. 92 der 196
Kommunen im Kammerbezirk
der IHK für Oberfranken haben
schon an früheren Breitbandpro-
grammen teilgenommen oder den
Einstieg in das neue Programm
vollzogen. Das entspricht einer
Quote von 45 %. In den einzelnen
Landkreisen sieht das durchaus
unterschiedlich aus. Während im
Landkreis Wunsiedel bereits 82 %
der kreisangehörigen Städte und
Gemeinden aktiv geworden sind,
sind es im Landkreis Forchheim
nur 14 %.

Ein Leuchtturm bei der Umset-
zung des Programmes ist die Stadt
Kulmbach, die Oberbürgermeister
Henry Schramm zufolge als zwei-
te Kommune in Oberfranken ihren
Förderbescheid erhalten und die
Ausbauverträge mit dem Netzan-
bieter unterzeichnet hat. Wie
Schramm erläuterte, ist schnelles
Internet für Wohn- und Betrieb-
sansiedlungen wichtig. Die erste
Frage gelte der Internetverbindung
– „noch vor dem Quadratmeter-
preis“. Denn mittlerweile sei jeder
Lebensbereich vom Internet be-
troffen. 

Wie IHK-Präsident Heribert
Trunk darlegte, werde die Er-
schließung Oberfrankens mit
schnellem Internet ein Herku-
lesakt. „Wir wollen die erste Regi-

on in Bayern sein, die flächen-
deckend das Breitbandprogramm
nutzt. Das wäre nicht nur ein unge-
heuer Imagegewinn, sondern vor
allem für unsere Unternehmen
wichtig, die im nationalen und in-
ternationalen Wettbewerb stehen.“

Für HWK-Hauptgeschäftsfüh-
rer Thomas Koller ist klar: „Das
schnelle Internet entscheidet über
die Wettbewerbsfähigkeit einer
Region“, denn schließlich sei das
weltweite Netz wichtig für die
Kommunikation mit Kunden, Ge-
schäftspartnern und Lieferanten
sowie für das Übermitteln von
technischen Daten und Konstruk-
tionsplänen. „Das Datenvolumen
steigt täglich“, machte Koller
deutlich.

Dass sich die Speicher-Techno-
logie mehr und mehr ins Internet,
in die so genannte Cloud, verla-
gert, betonte Claus Huttner vom
IT-Cluster Oberfranken. „Was
nutzt aber die größte Cloud, wenn
nur ein langsamer Zugriff darauf
besteht?“, führte Huttner aus. 

Als best practice präsentierte
Egloffsteins Bürgermeister Stefan
Förtsch die interkommunale Pla-
nungsvereinbarung der Gemein-
den Egloffstein, Gößweinstein und
Obertrubach. Diese begreifen die
flächendeckende Erschließung mit
Breitbandzugängen als eine ele-
mentare kommunale Aufgabe der
Daseinsvorsorge. Das Amt für Di-
gitalisierung, Breitband und Ver-
messung aus Bamberg steht den
Kommunen beratend zur Seite. 

Zwischenzeitlich stimmten die
Gemeindevertretungen aller drei
Kommunen der weiteren Vorge-
hensweise zu. Die Nachbarge-
meinden Hiltpoltstein und Potten-
stein schließen sich an, weitere
Partner sind willkommen. Diese
den Landkreis übergreifende Akti-
on wird von staatlicher Seite ent-
sprechend gefördert.

In der ersten Stufe sind unter
den Aktivitäten zehn Schritte vor-
gesehen. Darunter sind die Ermitt-
lung und Dokumentation der der-
zeitigen kabel- und funkgebunde-
nen Breitbandversorgung, die Er-
mittlung und Dokumentation
weißer und grauer Flecken oder
auch die Entwicklung eines tech-
nisch und wirtschaftlich optimalen
Versorgungskonzepts. 

Nachdem den Gemeinden alle
Ergebnisse vorgestellt wurden,
kann darüber entschieden werden,
die Planungen entweder einzustel-
len oder aber die zweite Stufe in
Angriff zu nehmen. An deren En-
de steht die Realisierung des Breit-
bandprojekts. 

Breitbandpate

Als sogenannter Breitbandpate
firmiert in dieser Angelegenheit
Bürgermeister Förtsch. Bei ihm
sollen die Fäden zusammenlaufen.
Das Amt für die Breitbandversor-
gung unterstützt die 19 Förder-
schritte. 

Am Ende ist die Versorgung mit
30 bis 50 MBit das Ziel. Die Ko-
sten der Planung und Analysen be-
laufen sich auf 7.400 Euro pro Ge-
meinde. Durch die interkommuna-
le Zusammenarbeit erhält jede
Kommune ein Startgeld von 5.000
Euro. Diese Mittel kommen vom
Breitbandzentrum für Bayern in
Amberg.

Für die spätere, eigentliche För-
derung des Ausbaus steht dann die
Regierung in der Pflicht. Die be-
teiligten Kommunen versprechen
sich wesentliche Synergieeffekte
durch die Gesamtplanung. DK

Countdown für it-sa und
Congress@it-sa läuft

Die it-sa 2014 steht vor der Tür: Vom 7. bis 9. Oktober zeigen rund
380 Aussteller im Messezentrum Nürnberg aktuelle Lösungen zum
Schutz vor Viren, Trojanern & Co. Im begleitenden Kongresspro-
gramm Congress@it-sa erwarten die Teilnehmer zehn Themen-
blöcke mit passgenauen Informationen zu Trends in der Cybersi-
cherheit, zum Beispiel industrielle IT-Security, Schutz für Rechen-
zentren oderApplication Security und Advanced Threats. 

Die Messe- und Kongressteil-
nehmer dürfen sich zur it-sa 2014
und zu Congress@it-sa auf ein
umfangreiches Informationsange-
bot freuen: An den Messeständen
und in den drei offenen Foren mit
Fachvorträgen informieren Unter-
nehmen, Institutionen und Verbän-
de über die neuesten Trends und
aktuelle Entwicklungen im Be-
reich der IT-Security. „Mit einer
Rekordbeteiligung von etwa 380
erwarteten Ausstellern wird die it-
sa in diesem Jahr eine neue Best-
marke setzen. Zahlreiche Ausstel-
ler haben ihre Messestände zur it-
sa 2014 zudem noch einmal er-

weitert. Damit bietet die it-sa einen
einzigartigen Marktüberblick, der
seinesgleichen sucht“, erklärt Ver-
anstaltungsleiter Frank Venjakob,
NürnbergMesse.

Zusätzliches Know-how bietet
Congress@it-sa: Bereits ab dem 
6. Oktober stehen den Teilneh-
mern zehn Vortragsreihen und
Workshops offen, darunter mehre-
re kostenfreie Angebote. 

Weitere Informationen zum
Kongressprogramm und den je-
weiligen Anmeldemodalitäten gibt
es unter: www.it-sa.de/kongress

„IT-Sicherheit ist das Rückgrat
einer digital vernetzten Wirtschaft.
Die Politik hat das Thema deshalb
zu einem zentralen Handlungs-
feld erhoben“, betont Frank Ven-
jakob. Hochrangige politische
Gäste wie Brigitte Zypries, par-
lamentarische Staatssekretärin
beim Bundesminister für Wirt-
schaft und Energie, Michael Han-
ge, Präsident des Bundesamts für
Sicherheit in der Informations-
technik, Prof. Dieter Kempf, Prä-
sident des BITKOM und Martin
Schallbruch, IT-Direktor der
Bundesregierung, haben sich zur
it-sa angekündigt. 

Parallel zur it-sa finden Veran-
staltungen wie der IT-Grund-
schutztag des BSI statt, der in
diesem Jahr unter dem Motto
Identitäts- und Berechtigungs-
management steht. Highlight im
Kongressprogramm ist die Jah-
restagung der IT-Sicherheitsbe-
auftragten der Länder und
Kommunen, die zum zweiten
Mal stattfindet – wie im letzten
Jahr unter dem Dach von Con-
gress@it-sa.

Alle Aussteller und ihre aktuel-
len Produktinformationen unter:
www.it-sa.de/aussteller-produkte
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Slyrs, Schliersee!

Jim Beam, Kentucky?

Neu gesehen:
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL .

Stadtwerke München:

Weichenstellungen 
für die digitale Zukunft

Die SWM sind das kommunale Versorgungs- und Dienstlei-
stungsunternehmen der Landeshauptstadt München und ihrer
Region. Mit zukunftsweisenden Infrastrukturmaßnahmen wie
beispielsweise dem Glasfaser-Netzausbau tragen sie einen
wichtigen Teil zur kommunalen Daseinsvorsorge und somit
zur Wirtschaftskraft und zur Lebensqualität in München und
der Region bei, wie Dr. Jörg Ochs, Leiter der Telekommunika-
tion bei den SWM, in einem Interview mit der Bayerischen Ge-
meindeZeitung erläuterte. 

120 Mitarbeiter sind bei den
Stadtwerken München im Be-
reich Telekommunikation mit
den Segmenten normale Telefo-
nie, Sprach- und Datennetze,
IT-Sicherheit und Sondertelefo-
nie beschäftigt. Der Umsatz
liegt bei jährlich ca. 30 Mio. Eu-
ro. Die Stadtwerke München
sind der größte öffentliche Te-
tra-Netz-Betreiber in Deutsch-
land und decken dort ca. 4.000
Quadratkilometer mit digitalem
Bündel-Funk ab.

Telekommunikation hat
bei SWM lange Tradition

Nach Ochs‘ Darstellung hat
die Telekommunikation bei den
SWM eine lange Tradition: So
wurde bereits 1900 im Bericht
der Städtischen Elektrizitäts-
werke München für das Ge-
schäftsjahr 1901 aufgeführt:
„Die Länge der verlegten Tele-
fonkabel beträgt 15.720 Meter.“
In späteren Geschäftsberichten
(1908/1909) wird ausgeführt,
dass die Telefonkabel mit den
5-kV-Drehstromkabeln verlegt
wurden.

Auch zu dem im Jahr 1907 in
Betrieb genommenen ersten
Uppenbornkraftwerk bei Moos-
burg bestand von München aus
mit „zwei schwachen Bronze-
drähten“ auf der 53 km langen
50-kV-Freileitung (erste Lei-
tung mit dieser hohen Spannung
in Deutschland) eine Betriebste-
lefonverbindung. Ebenso war
das 1913 in Betrieb genommene
Leitzachkraftwerk über ein 39
km langes Fernsprechkabel
(2x2x1,5 mm²), das parallel zu
den beiden 25-kV-Kabeln ver-
legt wurde, mit der Landes-
hauptstadt verbunden.

Anbindung 
städtischer Dienststellen

In den 1950er Jahren wurden
Fernmeldekabel zur Verbindung
der Umspannwerke gelegt und
in den 60er Jahren begann man
mit der Erschließung der Tra-
fostationen in Verbindung mit
Nieder- und Hochspannungska-
bellegungen sowie der Vernet-
zung der Polizeireviere und
Aufschaltung des Polizeifunks
bis 1972. Die 70er Jahre waren
geprägt von der Vernetzung der
Sportstätten zur Olympiade
1972 sowie der Anbindung
städtischer Dienststellen an die
Telefonzentrale. In den 80er
Jahren wurde die Fernmeldeka-
belstrecke vom Forstenrieder
Park nach Oberau sowie die
Verbindung Rossmarkt – Ost-
bahnhof gebaut; 1988 fand die
erste Lichtwellenleitung von
der Zentralnetzleitstelle Unter-
föhring nach Karlsfeld große
Beachtung.

In den 1990er Jahren wurde
die erste Siemens Hi-Com An-
lage auf den Markt gebracht;
zudem stand der Ausbau der
LWL-Verbindungen im Rah-
men des Netzinformationssy-
stems (NIS) auf der Agenda.
1996 wurde M-net, ein regio-
naler Telekommunikations-
anbieter in Bayern, dessen
Hauptgesellschafter die Stadt-
werke München sind, gegrün-
det. 2008 umfasste das LWL-
Netz bereits ca. 12.000 km Ka-
bel- und 130.000 km Faserlän-
ge, das Kupfernetz hatte eine

Drahtlänge von ca. 300.000 km. 

Ausbau des
Glasfasernetzes

Die Datenmengen, die im In-
ternet übertragen werden, wach-
sen weiter rasant. Die Kapazität

zesse werden auf diese Weise
vereinfacht und Unternehmen
bleiben konkurrenzfähig. Mit
dem Glasfasernetz stellen die
SWM schon jetzt die Weichen
für die digitale Zukunft.

IT-Rathaus München

2013 wurde im Münchner
Technologiepark M-Campus
der Grundstein für das IT-Rat-
haus München (ITRM) gelegt.
Jörg Ochs zufolge entsteht dort
im Auftrag der Stadtverwaltung
unter anderem ein neues Re-
chen- und Druckzentrum. Das

Rund 20 weitere Standorte im
Stadtgebiet sind bereits konkret
in Planung, darüber hinaus wer-
den zusätzliche Standorte un-
tersucht. 

„Von den Energieversorgern
wird seitens der Gemeinden im-
mer öfter freies öffentliches
WLAN als neue Dienstleistung
gefordert“, machte Ochs deut-
lich. Zum einen stellt es für die
Bürger ein interessantes Ange-
bot dar, zum anderen können
Verwaltungsprozesse optimiert
werden, etwa durch die Bestre-
bungen von Gemeinden, zuneh-
mend auf Online-Formulare
umzustellen.

Zahlreiche Nachfragen

Entsprechend gebe es z. B.
von Seiten städtischer Referate
oder Kliniken zahlreiche Nach-
fragen. Knackpunkt sei aller-
dings die Finanzierung. Vor die-
sem Hintergrund gelte es, intel-
ligente Geschäftsmodelle zu
finden. Im Übrigen, so Ochs,
habe auch der rechtliche Aspekt
– siehe Haftungsfrage – lange
Zeit ein Problem dargestellt.
Viele Kommunen hätten sich
davor gescheut, WLAN aufzu-
bauen. Die neue Breitbandi-
nitiative der Staatsregierung
weise nunmehr darauf hin, dass
Betreiber von offenen WLANs
nicht länger dafür geradestehen
müssen, wenn Gäste das freie
Netz für Straftaten missbrau-
chen. 

IT-Sicherheit

„Grundsätzlich investieren die
Stadtwerke München sehr viel in
die IT-Sicherheit“, hob Ochs ab-
schließend hervor. Allein in sei-
ner Abteilung kümmerten sich
mehr als zehn Mitarbeiter rund
um die Uhr nur um das Thema
Sicherheit. Im Betrieb seien Vi-
renscanner, zudem 16 Firewalls
und Präventionssysteme, die
auch Anomalien im Netzwerk
erkennen und determinieren. Zu-
dem würden jährliche Penetra-
tionstests durchgeführt, „das
heißt wir heuern in unterschied-
lichen Verfahren Hacker an und
lassen unser Netz mittels Black-
Box- und White-Box-Tests über-
prüfen“.

Während die beauftragten
Sicherheitsunternehmen bei ei-
nem Black-Box-Test mit öf-
fentlich bekannten Informatio-
nen versuchen, in das Kommu-
nikationsnetz der Stadtwerke
München einzudringen, wer-
den beim White-Box-Test zu-
sätzliche vertrauliche Informa-
tionen bekannt gegeben. DK

Dr. Jörg Ochs, Leiter der Telekommunikation bei den SWM.

der bestehenden Kupferleitun-
gen, mit denen die DSL-Verbin-
dungen betrieben werden, ist
aber schon jetzt nahezu ausge-
schöpft. Gemeinsam mit M-net
treiben die SWM daher den
Ausbau des Glasfasernetzes in
München voran und investieren
dafür insgesamt 250 Millionen
Euro, ca. 165 Millionen Euro
allein die SWM. 

Wirtschaftlicher Bau 
und Betrieb des Netzes

Bislang haben M-net und
SWM bereits rund 32.000 Ge-
bäude, sprich ca. 350.000 Haus-
halte, zum größten Teil inner-
halb des Mittleren Rings mit
Glasfaseranschlüssen ausgestat-
tet - das ist die Hälfte des ge-
samten Münchner Wohnungs-
bestands. Das Glasfasernetz mit
einer Grabenlänge von ca. 850
Kilometern und einer Faserlän-
ge von 300 Mio. Metern wird
vorrangig in Stadtgebieten mit
einer relativ hohen Bevölke-
rungsdichte, mit Nähe zum be-
stehenden Glasfasernetz und in
Neubaugebieten schrittweise
und nachhaltig weiter ausge-
baut. So ist gewährleistet, dass
Bau und Betrieb des Netzes
wirtschaftlich erfolgen.

Spitzenreiter

München gehört damit zu den
Spitzenreitern dieser Technologie
in Europa. SWM und M-net
schaffen eine Infrastruktur, die
auch in vielen Jahren noch ausrei-
chen wird, um datenintensive An-
wendungen zu nutzen. Ein be-
deutender Vorteil für den Wirt-
schaftsstandort München: Eine
schnelle und sichere Datenüber-
tragung kann für Unternehmen
geschäftsentscheidend sein.

Vereinfachte Prozesse

Große Bandbreiten werden
beispielsweise fürs Cloud-Com-
puting benötigt, also für web-
basierte Netzwerke, für Video-
konferenzen und für Online-
Backups. Auch das „Internet der
Dinge“, bei dem Geräte mitein-
ander vernetzt werden, spielt ei-
ne immer größere Rolle. Pro-

ITRM wird eine Gesamtfläche
von etwa 37.200 Quadratmetern
haben. Hier soll im Laufe des
Jahres die Informations- und Te-
lekommunikationstechnik der
Stadtverwaltung räumlich gebün-
delt werden. Nach der Fertigstel-
lung geht das Rechenzentrum in
das Eigentum der bayerischen
Landeshauptstadt über. 

Projekt M-WLAN

Gemeinsam mit den Partnern
M-net und muenchen.de haben
die SWM im Auftrag der Lan-
deshauptstadt München zudem
das Projekt M-WLAN gestar-
tet. Vom frei zugänglichen
WLAN-Angebot zum Nulltarif
am Marienplatz, Sendlinger
Tor, Odeonsplatz und am Sta-
chus profitieren Einheimische
und Besucher gleichermaßen.

Breitband im Landkreis Regensburg:

Die weißen Flecken
sollen verschwinden

Breitbandtag am 2. Oktober - Für den Landkreis stehen
bis zu 30 Millionen Euro an Fördermitteln zur Verfügung

Beilngries. (RL) Bei der Bürgermeisterkonferenz in Beilngries infor-
mierten Josef Ledermann vom Ingenieurbüro Ledermann und Hans
Prechtl, Breitbandbeauftragter des Landkreises, über den aktuellen
Stand des Breitbandprojekts. Landrätin Tanja Schweiger drängt
darauf, sehr bald eine zufriedenstellende Breitbandversorgung in al-
len Gemeinden des Landkreises umzusetzen, um den Wirtschafts-
und Lebensraum Regensburg weiter zu stärken und zukunftsfähig
zu halten. „Die weißen Flecken bei der Breitbandversorgung im
Landkreis sollen verschwinden“, forderte die Landrätin. 

Der Kreistag hatte für die Förde-
rung des Breitbandprojekts bereits
im letzten Jahr insgesamt 1,5 Mil-
lionen Euro (je 500.000 Euro in
den Jahren 2014, 2015 und 2016)
an eigenen Mittel zur Verfügung
gestellt. Die Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister waren sich ei-
nig, die 500.000 Euro aus diesem
Jahr auf das nächste Jahr zu über-
tragen. Eine Verteilung der Land-
kreismittel soll erst erfolgen, wenn
klar ist, welche Angebote die Ge-
meinden von den Telekommuni-
kationsanbietern erhalten und wel-
chen Eigenanteil jede Gemeinde
tatsächlich zu finanzieren hat.

Markterkundungsphase

Beim Breitbandprojekt des
Landkreises befinde man sich der-
zeit in der Markterkundungsphase,
so Josef Ledermann. Es werde bei
den Telekommunikationsunter-
nehmen angefragt, ob sie im
Landkreis Ausbaupläne haben.
Dies sei wichtig, um keine Paral-
lelplanungen zu betreiben. „Dort
wo die Telekommunikationsunter-
nehmen freiwillig ausbauen, kön-
nen wir uns das Geld für Planun-
gen sparen. Die Markterkun-
dungsphase wird bis im Novem-
ber 2014 abgeschlossen sein“, er-
klärte Josef Ledermann. Für die
Bereiche, die nicht freiwillig mit
Breitband erschlossen werden,
müssten Förderanträge gestellt
werden. 

„Seit 9. Juli gibt es eine neue
Breitbandrichtlinie mit deutlich
höheren Fördersätzen“, berichtete
Ledermann. Die Fördersätze lie-
gen jetzt für die Landkreisgemein-
den bei 60 bis 70 Prozent pro Ge-
meinde, was einer Anhebung um
20 Prozent im Vergleich zum alten
Förderprogramm entspricht. Auch
der Höchstfördersatz ist deutlich
gestiegen. Während letzterer bis-
her bei 500.000 Euro je Gemeinde
gedeckelt war, liegt er jetzt bei ma-

ximal 950.000 Euro. Die höchst-
mögliche Förderung im Landkreis
können damit die Gemeinden
Brennberg und Bernhardswald
(jeweils bis zu 940.000 Euro) so-
wie die Stadt Hemau mit 930.000
Euro erhalten. Wird die Breitban-
derschließung in interkommunaler
Zusammenarbeit angegangen, ist,
falls der Höchstbetrag bereits er-
reicht worden ist, eine zusätzliche
Förderung in Höhe von 50.000
Euro möglich. „Das Verwaltungs-
monster, das man uns im Herbst
2012 vorgesetzt hat, ist deutlich
entschlackt worden“, resümierte
Ledermann zur neuen Breitband-
richtlinie. Insgesamt stünden dem
Landkreis – wenn man die
Höchstfördersätze nimmt – bis
zu 30 Millionen Euro an Förder-
mittel für das Breitbandprojekt zur
Verfügung. 

Zahlreiche Fachvorträge

„Wir wollen keine Bürger 1.
und 2. Klasse in unserem Land-
kreis. Alle sollen die Möglichkeit
haben, auf eine schnelle Internet-
verbindung zuzugreifen“, fasste
Landrätin Tanja Schweiger am
Ende zusammen. 

Um das Thema voranzutreiben,
wird auf Einladung der Landrätin
am 2. Oktober im Landratsamt ein
Breitbandtag stattfinden, zu dem
alle Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister und Breitbandpaten des
Landkreises eingeladen sind. In-
formationen und Erfahrungsaus-
tausch zum Thema „Schnelles In-
ternet“ stehen an diesem Tag von
9.30 bis 14.30 Uhr im Vorder-
grund. Dazu gibt es viele Fachvor-
träge. 

Die flächendeckende Breitban-
derschließung wird in den kom-
menden Jahren eines der Haupt-
themen im Landkreis Regensburg
bleiben, waren sich die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister
einig.
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JU-Deutschlandtag in Inzell:

Breitband für das
ganze Land!

Beim diesjährigen Deutschlandtag der Jungen Union im
bayerischen Inzell wurde die Inzeller Erklärung „Digitale In-
frastruktur 2030: Breitband für ganz Deutschland“ verab-
schiedet. Damit setzt die Junge Union wichtige Akzente in der
Netzpolitik. 

„Der Anschluss an das schnelle
Internet ist Voraussetzung für
die Nutzung der vielen wirt-
schaftlichen und gesellschaft-
lichen Chancen des Internets.
So könnte in Deutschland durch
die Erhöhung der Breitbandpe-
netration um 10 Prozent ein An-
stieg des Pro-Kopf-Einkom-
mens um jährlich 0,9 bis 1,5
Prozentpunkte realisiert wer-
den. Durch den Breitbandaus-
bau zwischen den Jahren 2010
und 2020 könnten insgesamt
fast 1 Million Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. Die Verfüg-
barkeit von Breitbandinfrastruk-
turen ist zudem für 90 Prozent
der Unternehmen wichtigster
Faktor bei der Standortaus-
wahl“, heißt es eingangs.

Starkes Gefälle

Bisher ist Deutschland mit 99,4
Prozent zwar fast flächendeckend
mit einer Bandbreite von 2 Mbit/s
ausgestattet. „Doch diese Band-
breite ist schon für heutige An-
wendungen kaum und erst recht
nicht für künftige internetba-
sierte Anwendungen ausreichend.
Außerdem besteht ein starkes
Stadt-Land-Gefälle“, moniert die
JU. Während schon 80 Prozent der
städtisch geprägten Gebiete mit ei-
ner Bandbreite von 50 Mbit/s ver-
sorgt sind, sind erst 41,2 Prozent
der halbstädtisch und erst 15,7
Prozent der ländlichen Regionen
hiermit versorgt. Doch gerade
auch in ländlichen Gebieten sei für
die mittelständisch geprägte Wirt-
schaft, für den Tourismus, für
schulische Anwendungen und vie-
les mehr eine Versorgung mit
schnellem Internet unabdinglich.

Laut Digitaler Agenda der Bun-
desregierung sollen bis 2018 alle
Haushalte über einen Internetan-
schluss mit einer Downloadge-
schwindigkeit von mindestens 50
Mbit/s verfügen. Die Europäi-
sche Union will bis 2020 alle eu-
ropäischen Haushalte mit minde-
stens 30 Mbit/s und 50 Prozent der
Haushalte mit 100 Mbit/s ausstat-
ten. Angesichts eines erwarteten
exponentiellen Anstiegs des Breit-
bandverkehrs aufgrund der stei-
genden Nachfrage nach elektroni-
schen Dienstleistungen hält die
Junge Union Deutschlands diese
Ziele jedoch nur für Etappenziele:
„Wir brauchen ehrgeizigere Ziele
für die Zeit nach 2018. Deshalb
wollen wir langfristig eine mög-
lichst flächendeckende Versor-
gung der Haushalte mit Glasfaser-
anschlüssen (FTTB/H) verwirkli-
chen.“

Glasfaser im Visier

Mit Glasfaser sei im Gegensatz
zu allen anderen Technologien ei-
ne nahezu unbegrenzte Bandbreite
verfügbar. Außerdem seien Glas-
fasernetze auch unter Wettbe-
werbsstrukturen zu bewirtschaf-
ten. Trotz der zunächst höheren
Kosten wolle man auf diese Zu-
kunftstechnologie statt auf Über-
gangstechnologien setzen, um
langfristig auch im Wettbewerb
mit den Nachbarländern bestehen
zu können. 

Die Aufgabe für Bund, Län-
der und Kommunen besteht für
die JU dabei vor allem darin,
den Netzausbau sinnvoll und ef-
fektiv zu koordinieren, einen in-
vestitionsfreundlichen Regulie-
rungsrahmen für einen markt-
getriebenen Ausbau des Netzes
zu setzen und dort, wo ein al-
lein privat finanzierter Ausbau
nicht lohnenswert ist, den Aus-
bau der Netze auch finanziell
zu fördern.

Ebenso würden in allen Bun-
desländern Breitbandkompetenz-
zentren wie das Bayerische Breit-
bandzentrum in Amberg zur Bera-
tung der Kommunen benötigt.
Kommunale Breitbandbeauftragte
könnten zudem einen unterstüt-
zenden Informations-, Organisati-
ons- und Kommunikationsrahmen
zwischen der Verwaltung, den be-
teiligten TK-Unternehmen sowie
den Kunden herstellen, der zur
Förderung und Beschleunigung
marktgetriebener wettbewerbli-
cher Lösungen beiträgt. Die Lan-
deskompetenzzentren könnten zu-
dem dafür sorgen, dass zum Bei-
spiel durch die Bildung von Breit-
bandzweckverbänden Förderre-
gionen so zugeschnitten werden,
dass ein Rosinenpicken von Tele-
kommunikationsunternehmen
nicht möglich ist.

Für breiten Wettbewerb

„Wir brauchen auch künftig
einen Wettbewerb unterschied-
licher Infrastruktur- und Dienst-
leistungsanbieter“, fordert die
Junge Union. „So wollen wir
zum Beispiel bei der Glasfaser-
infrastruktur eine Open-Access-
Regulierung, die einen breiten
Wettbewerb ermöglicht. Mono-
polartige Strukturen bei den
Breitbandnetzen darf es nicht
geben.“ 

Auch sollen Breitbandnetze
und Rechenzentren in der Stand-
ortpolitik künftig das gleiche
Gewicht haben wie traditionel-
le Industriezweige. Historische
Ungleichbehandlungen im Bau-
recht, Steuerrecht oder Energie-
recht gegenüber dem produzie-
renden Gewerbe sollten abge-
schafft werden.

Um auch im Mobilfunkbereich
zügig mehr Bandbreite zur Verfü-
gung stellen zu können, setzt sich
die JU Deutschlands für eine
schnelle Nutzung der „Digitalen
Dividende II“ ein. Hierzu sollte
die Umstellung von DVB-T auf
DVB-T2 schnell erfolgen, damit
zügig 700 MHz-Frequenzen für
mobiles Breitband freigegeben
werden können. 

Instrumentenmix

Um die Wirtschaftlichkeits-
lücke beim Breitbandausbau in
manchen Regionen zu schlie-
ßen, sei auch eine Förderung
durch den Bund vonnöten. „Wir
setzen hier auf einen Instrumen-
tenmix aus Förder- und Bürg-
schaftsprogrammen sowie ge-
zielten und begrenzten Steuer-
vergünstigungen zum Beispiel
für Hausanschlüsse an das
Breitbandnetz. Für die Finan-
zierung sollen die Erlöse aus der
Versteigerung der Funkfrequen-
zen aus der Digitalen Dividende
dienen. Außerdem schlagen wir
eine (teilweise) Veräußerung
von Aktien der Deutschen Tele-
kom AG vor, die sich noch in
Bundesbesitz befinden.“

Der Bund hält derzeit noch di-
rekt und indirekt über die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW)
knapp 32 Prozent der Aktien der
Telekom. Ein Verkauf der Aktien
ist nach Auffassung der JU ord-
nungspolitisch geboten, „kann es
doch nicht Aufgabe des deut-
schen Staates sein, mit der Tele-
kom, die heute ca. 50 Prozent
ihres Geschäfts im Ausland
tätigt, Telekommunikationsin-
frastruktur im Ausland zu finan-
zieren. Außerdem würde der
Verkauf Erlöse in Milliarden-
höhe für die Förderung des
Breitbandausbaus in Deutsch-
land generieren.“ DK

Datev-Jahrespressekonferenz 2014:

Kräftiges Wachstum
im ersten Halbjahr

Die Datev eG, Nürnberg, hat 2013 mit dem stärksten absoluten
Jahreswachstum seit 1993 beim Umsatz erstmals den Sprung
über die 800 Millionen Euro-Marke geschafft. Absolut gestiegen
ist der Umsatz um 43,4 Millionen Euro auf 803 Millionen Euro.
Dies entspricht einem Umsatzwachstum von 5,7 Prozent, wie Vor-
standsvorsitzender Prof. Dieter Kempf bei einer Jahrespresse-
konferenz bekanntgab.

Das Betriebsergebnis betrug 51
Millionen Euro. Davon werden
35,4 Millionen Euro als genos-
senschaftliche Rückvergütung an
die Mitglieder ausgeschüttet.
Auch das neue Geschäftsjahr
wurde Kempf zufolge wieder
sehr erfolgreich begonnen. So
setzte Datev im ersten Halbjahr
2014 423,7 Millionen Euro (Vor-
jahr: 401,9 Millionen Euro) um.
Das bedeutet ein Wachstum von
5,4 Prozent im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum. „Der Umsatz-

Jahren gab es endlich und zu-
nächst nur in Bayern die rechtli-
che Freigabe, dass Daten der
Steuererklärung elektronisch an
die Finanzbehörden übermittelt
werden dürfen. Bis dato waren
die grün-weißen ‚amtlichen Vor-
drucke‘ für die Steuererklärung
auf Papier vorgeschrieben. Das
war der Startschuss für die Datev,
um in einem Pilotprojekt diese
elektronische Übermittlung zu te-
sten“, erläuterte der Vorstand.

Im Mai 1995 sei dieses Vorge-

Beleg, der Wegfall der Aufbe-
wahrungspflicht von E-Mails,
wenn diesen nur Transportfunkti-
on im Sinne des klassischen
Briefumschlags zukommt, sowie
die Konkretisierung der Anforde-
rungen an ein Ersetzendes Scan-
nen mit anschließender Vernich-
tung der Papierbelege.“

Kempf: „Wir gehen davon aus,
dass es zu dem vorliegenden Ent-
wurf keine wesentlichen Verän-
derungen mehr geben wird. Zu-
friedenheit sieht also anders aus.
Unser Augenmerk liegt daher
jetzt auf der Erarbeitung operati-
ver Maßnahmen zur Umsetzung
der neuen Normen und in der
Aufklärungsarbeit für unsere Mit-
glieder.“

Projekt ZUGFeRD

Die Digitalisierung in Wirt-
schaft und Verwaltung kann nur
dann erfolgreich voranschreiten,
wenn alle Beteiligten ins Boot ge-
holt werden können. Deshalb un-
terstützt der IT-Dienstleister ein
weiteres Projekt: ZUGFeRD. En-
de Juni wurde vom Forum elek-
tronische Rechnung Deutschland
(FeRD) das sog. ZUGFeRD-For-
mat 1.0 veröffentlicht, an dessen
Entwicklung DATEV von Be-
ginn an mitgewirkt hat. Mit der
Einführung eines einheitlichen
Standards für die elektronischen
Rechnungen bekomme die eR-
echnung neuen Aufwind. Das Be-
sondere an ZUGFeRD: „Er wird
nicht nur den elektronischen
Rechnungsaustausch deutlich
vereinfachen, sondern der koo-
perative Entwicklungsprozess
könnte ein Vorbild für ähnliche
Projekte in Zusammenarbeit zwi-
schen Verwaltung und Unterneh-
men werden“, erklärte Kempf.

Wie der Vorstandsvorsitzende
abschließend bemerkte, beteilige
sich Datev aktiv und gestaltend
an allen E-Government-Projek-
ten, die für den steuerberatenden
Berufsstand und deren meist mit-
telständische Mandanten von Be-
deutung sind. Dies geschehe ge-
meinsam im engen Schulter-
schluss mit den berufsständischen
Kammern und Verbänden, aber
auch mit der Verwaltung. 

Als IT-Dienstleister bedeute die

notwendige Umsetzung gesetzli-
cher Änderungen immer auch ei-
ne Gratwanderung, so Kempf.
Viele Unternehmer empfänden
den Umstellungszwang seitens
der Bundesregierung als Bela-
stung, weshalb Datev gefordert
sei, das richtige Maß an Änderun-
gen in ihren Programmen für ihre
Anwender bereitzustellen und
diese Programme trotzdem wei-
terzuentwickeln. Damit sollten
neue Möglichkeiten, wie zum
Beispiel im Bereich Cloud-Lö-
sungen, genutzt werden.

Cloud Computing eröffne dem
Mittelstand neue Möglichkeiten
bei der IT-Unterstützung von
Geschäftsprozessen und Datev
biete auf diesem Feld seit Jah-
ren verlässliche Lösungen an.
Cloud-Lösungen böten eine gute
Plattform, um Daten zu spei-
chern, zu verarbeiten und auszu-
tauschen. Nur so könne man je-
derzeit und möglichst in Echtzeit
über Standorte und Unterneh-
mensgrenzen hinweg ein digita-
les Abbild erhalten.

Hohe Sicherheitsstandards und
Datenschutz gehören Kempf zu-
folge schon seit Gründung und
somit seit fast 50 Jahren zum
Kern der Arbeit bei Datev. Exper-
ten gehen davon aus, dass im
Schnitt jeden Tag rund 300.000
neue Schadprogramme in Um-
lauf kommen. Die zunehmende
digitale Vernetzung in kleinen
und mittleren Unternehmen lässt
dem Thema IT-Sicherheit auch
für den Mittelstand eine immer
größere Relevanz zukommen.

IT-Sicherheit

Oftmals sind - neben Cyberkri-
minalität - unzureichende Kennt-
nisse der Mitarbeiter im Bereich
IT-Sicherheit die größte Schwach-
stelle der Unternehmen. Eine erste
Anlaufstelle bietet beispielweise
DsiN (Deutschland sicher im Netz
e.V.) als zentraler Ansprechpartner
für Verbraucher und mittelständi-
sche Unternehmen rund um das
Thema IT-Sicherheit. Um das Si-
cherheitsbewusstsein zu stärken,
habe DsiN, „den wir tatkräftig
und durch Know-how unterstüt-
zen“, vor kurzem einen Leitfaden
mit Verhaltensregeln für Unter-
nehmen veröffentlicht.

Prof. Kempf appellierte in die-
sem Zusammenhang an die Un-
ternehmen, „das Thema IT-Si-
cherheit nicht auf die leichte
Schulter zu nehmen, sich mit die-
sem Thema auseinanderzusetzen
und ganzheitliche IT-Sicherheits-
konzepte einzuführen“. DK

Auf der Jahrespressekonferenz stellte Vorstandsvorsitzender
Prof. Dieter Kempf (3. v. r.) die Ergebnisse 2013 und die aktu-
ellen Halbjahreszahlen 2014 vor.

anstieg resultiert aus der durch-
gängig regen Nachfrage in nahe-
zu allen Produktgruppen. Bereits
heute trauen wir uns für das Ge-
samtjahr 2014 wieder eine sehr
positive Erfolgsprognose zu“, be-
tonte der Vorstandsvorsitzende. 

Laut Kempf „werden wir uns
gerade als IT-Dienstleister trotz
der überaus positiven Geschäfts-
entwicklung nicht ausruhen. Wir
stellen uns den Herausforderun-
gen, die sich durch die fortschrei-
tende Digitalisierung und im Be-
reich E-Government ergeben.
Um effizientere Abläufe, insbe-
sondere in mittelständischen Un-
ternehmen und beim Datenaus-
tausch mit Behörden, zu schaffen,
benötigen wir integrierte Lösun-
gen und medienbruchfreie Pro-
zesse.“

E-Bilanz

Anfang des Jahres sei die Über-
gangsfrist für die Einführung der
E-Bilanz ausgelaufen. Datev-An-
wender hätten dennoch bereits im
vergangenen Jahr 24.000 Jahres-
abschlüsse für das Geschäftsjahr
2012 auf freiwilliger Basis elek-
tronisch an die Finanzverwal-
tung übermittelt. Im ersten Halb-
jahr 2014 wurden bereits über
90.000 Jahresabschlüsse über
das Datev-Rechenzentrum er-
stellt und versandt. Für den Juni
2014 ergebe sich ein beachtli-
cher Durchschnittswert von ca.
2.400 Übermittlungen pro Tag,
so Kempf.

„Im Rahmen der schrittweisen
Einführung müssen mit der soge-
nannten Stufe 2 der E-Bilanz Per-
sonengesellschaften in 2016 erst-
mals in strukturierter Form Kapi-
talkontenentwicklungen sowie
Sonder- und Ergänzungsbilanzen
für das Jahr 2015 übermitteln“,
führte Kempf weiter aus. Diese
neue Anforderung wirke sich be-
reits auf die Finanzbuchführung
im kommenden Jahr aus. Die Da-
tev unterstütze ihre Mitglieder
und deren Mandaten mit Infor-
mationen, Beratung und passen-
den technischen Lösungen.

Das Jahr 2014 ist für die Datev
auch aus folgendem Grund ein er-
freuliches Jahr: „Genau vor 20

hen für alle Finanzämter in Bay-
ern freigegeben und gleichzeitig
die Rückübertragung von Be-
scheiddaten für die Einkommen-
steuererklärung ermöglicht wor-
den. 1997 wurde dieses Verfahren
auch für die Daten zur Umsatz-
steuer und Gewerbesteuer freige-
geben. Diese von Datev ent-
wickelte EDÜ (Elektronische Da-
tenübermittlung) jährt sich 2014
zum 20. Mal. Seit der ersten EDÜ
der Steuererklärungsdaten sei viel
passiert: Im Jahr 2013 wurden
über das Datev-Rechenzentrum
über 21,4 Millionen Datensätze
an die Finanzbehörden übermit-
telt.

Einiges getan hat sich auch
beim Thema GoBD (Grundsätze
zur ordnungsmäßigen Führung
und Aufbewahrung von Büchern,
Aufzeichnungen und Unterlagen
in elektronischer Form sowie
zum Datenzugriff), wie Kempf
bemerkte. Das Bundesfinanzmi-
nisterium habe Mitte April 2014
den zuletzt beteiligten Wirt-
schaftsverbänden den jüngsten,
voraussichtlich finalen Entwurf
der GoBD übermittelt. Dadurch
würden die GoBD mangels
Übergangsregelungen unmittel-
bar Geltung erlangen.

Trotz gegenteiliger Absichtser-
klärungen des Bundesfinanzmini-
steriums bringe der aktuelle
GoBD-Entwurf allerdings zahl-
reiche Verschärfungen mit sich.
Deren Auswirkungen machten
umfangreiche Anpassungen und
Änderungen beim Buchführungs-
bzw. Steuerpflichtigen, seinem
steuerlichen Berater und den ein-
gesetzten IT-Systemen erforder-
lich - zum Beispiel werde die Un-
veränderbarkeit, Historisierung
und Aufbewahrung von Stamm-
und Finanzbuchführungsdaten
klargestellt.

Die DATEV habe sich in Form
von praxisnahen Verbesserungs-
vorschlägen und konstruktiver
Kritik in die Überarbeitung mit
eingebracht, stellte der Vorstand
fest. „Es konnten ein paar wenige
Zugeständnisse der Finanzver-
waltung in den vergangenen Ge-
sprächen und Verhandlungsrun-
den erreicht werden, wie der
Wegfall der Kontierung auf dem

Zukunft Kommune in Karlsruhe:

Die Doppik im Visier
DATEV informiert zum Finanzmanagement 

im Public Sector

Über die Doppik sowie das Finanzmanagement in Städten
und Gemeinden sowie deren Betrieben informiert die DA-
TEV eGvom 30. September bis 1. Oktober auf der Messe Zu-
kunft Kommune, Fachmesse für Verwaltungsmanagement,
Finanzierung und Öffentliche Dienstleistungen, in Karlsruhe.
Auf dem Stand F.34 in Halle präsentiert der IT-Dienstleister
dazu auch sein komplettes Produkt- und Leistungsspektrum
für den Public Sector.

Kern des Angebots ist das durchgängige, zertifizierte Soft-
warepaket rund um das kommunale Finanzwesen, die betriebs-
wirtschaftliche Steuerung und die Personalwirtschaft für öffentli-
che Verwaltungen.

Auch wenn einzelne Bundesländer die Doppik-Umstellung für
ihre Kommunen noch nicht verpflichtend vorschreiben oder die
Nichteinhaltung der Vorgaben oft nicht sanktionieren, empfiehlt es
sich für Städte und Gemeinden, auf das kaufmännische Rech-
nungslegungssystem umzusteigen. Die Fachleute am DATEV-
Stand zeigen auf, wie doppisch buchende Kommunen von mehr
Transparenz und besseren betriebswirtschaftlichen Steuerungs-
möglichkeiten profitieren können.

Wie sich das in der Praxis darstellt, erläutert Christine Höhner,
Kämmerin der Gemeinde Steinen in ihrem Vortrag „Doppik! –
Wie die Herausforderungen meistern?“. Die 9.800 Einwohner
zählende Gemeinde hat als eine der ersten Kommunen in Baden-
Württemberg bereits zum Jahresbeginn 2010 auf die kaufmänni-
sche Rechnungslegung umgestellt und nutzt dafür die kommuna-
le Software für das Finanz- und Personalwesen von DATEV. Die
umfangreichen Erfahrungen nach vier Planhaushalten, der Eröff-
nungsbilanz, drei Jahresrechnungen und erfolgreich verlaufener
GPA-Prüfung möchte sie nun als Hilfestellung an die Messebesu-
cher weitergeben.



25. 09. 2014 EDV . IT . BREITBANDGZ 11

WASSERKRAFT ZUM LEBEN

REGENERATIV

MODERN

DYNAMISCHD
on

au
-K

ra
ftw

er
k 

R
eg

en
sb

ur
g 

 w
w

w
.r

m
d

.d
e

Halbzeit für Glasfaser-
Erschließung in Essenbach

Umsetzung des Leuchtturmprojekts voll in Zeitplan

Die Realisierung des Glasfaser-Ausbauprojekts des Telefon- und
Internetanbieters M-net in derMarktgemeinde Essenbach geht mit
großen Schritten voran. Kürzlich ist der 1.350igste Haushalt ans
Netz gegangen. 

Damit verfügt nun die Hälfte al-
ler Haushalte über einen Highs-
peed-Internetzugang mit Band-
breiten von bis zu 100 Mbit/s. Das
Breitband-Projekt gilt als Leucht-
turmprojekt für den ländlichen
Raum in Deutschland. Denn mit
dem direkten Anschluss der Ge-
bäude (FTTB/H – Fiber to the
Building/Home) an das hochmo-
derne Glasfasernetz verfügt die
Kommune künftig flächen-
deckend über eine Infrastruktur,
wie sie bisher fast ausschließlich
im urbanen Raum, wie beispiels-
weise in weiten Teilen Münchens,
verfügbar ist. 

Expliziter Bedarf

Das Bürgerinteresse an einem
Breitbandausbau in der nieder-
bayerischen Marktgemeinde ist
mit der Aufnahme erster Ge-
spräche zwischen Kommune und
M-net außerordentlich groß. Über
40 Prozent der Haushalte in Essen-
bach hatten vor der Projektrealisie-
rung mittels eines Vertrages ihren
expliziten Bedarf an einem Glasfa-
ser-Hausanschluss zum Ausdruck
gebracht. Mit Beginn der Pro-
jektumsetzung ist die Zahl der Im-
mobilieneigentümer, die mit einem
direkten Glasfaser-Hausanschluss
ausgestattet werden wollen, weiter
auf 58 Prozent gestiegen. 

Dem Breitband-Projekt in Es-
senbach wird über die Landkreis-
grenzen hinweg eine hohe Auf-
merksamkeit zu Teil, da die Aus-
bauvariante grundsätzlich als die
zukunftsfähigste überhaupt gilt.
Entgegen anderer Breitbandaus-
bauansätze – ob mobil über LTE
oder kabelgebunden auf Basis von
Koax-/Kupferleitungen – ist die

Verlegung der Glasfaser bis ins
Gebäude sozusagen das Non-
plusultra, da über dieses Übertra-
gungsmedium keinerlei Ge-
schwindigkeitsverluste bei der Da-
tenübertragung auftreten. Somit
werden auch künftige Generatio-
nen, wenn Internetgeschwindig-
keiten von mehreren hundert
Mbit/s Standard sein werden, von
diesem Infrastrukturprojekt profi-
tieren. Hierfür sind auf einer Län-
ge von 140 Kilometer Tiefbau
Glasfaserkabel verlegt worden.
Sie verbinden sternförmig die ein-
zelnen Ortsteile bzw. deren Immo-
bilien mit der neu errichteten Tech-
nikzentrale. 

Voll im Zeitplan

„Wir liegen voll im Zeitplan.
Die Resonanz seitens der Hausei-
gentümer ist enorm positiv“, er-
klärt Peter Reisinger, Leiter des
Bereichs Expansion bei M-net.
„Nachdem die Tiefbauarbeiten un-
seres Kooperationspartners KME,
dem Kommunalunternehmen des
Marktes Essenbach, zügig und oh-
ne Zwischenfälle umgesetzt wor-
den sind, kommen wir mit dem
Aufbau und der Implementierung
der technischen Komponenten
sehr gut voran. Heute feiern wir
mit der Inbetriebnahme des
1.350igsten Glasfaser-Hausan-
schlusses sozusagen das Bergfest.
Wir sind sehr stolz über den Pro-
jektfortschritt und optimistisch,
dass wir die zweite Hälfte ähnlich
reibungslos werden umsetzen
können“. 

„Von der Realisierung dieses
Glasfaserprojekts wird unsere
Marktgemeinde nicht nur heute
sondern über die nächsten Jahr-
zehnte hinweg profitieren“, erklärt
Dieter Neubauer, 1. Bürger-
meister von Essenbach. „Die vie-
len persönlich an mich heran ge-
tragenen, positiven Rückmeldun-
gen seitens der Bürgerinnen und
Bürger, die bereits über einen neu-
en Glasfaser-Internetanschlüsse
verfügen, bestätigen, dass mit die-
sem Projekt die Lebens- und Stan-
dortqualität unserer Marktgemein-
de auf eine neue Stufe gehoben
wird.“

Die Projektumsetzung erfolgt
im Rahmen einer gleichberechti-
gen Partnerschaft von M-net und
KME. Das gemeindliche Kom-
munalunternehmen errichtet hier-
bei die passive Netzinfrastruktur
und vermietet diese an M-net. M-
net implementiert die aktive Tech-
nik, übernimmt Wartung und Ser-
vice des Netzes sowie die Bereit-
stellung der Telefon-, Internet- und
(HD)TV-Dienste.

Die Investitionskosten für das
neue Breitbandnetz liegen im
niedrigen zweistelligen Millionen-
bereich.

Sicher in der Wolke
Deutscher Gründerpreis für

Augsburger Software-Unternehmen

Das Augsburger Software-Unternehmen „Secomba“ ist in
der Kategorie Start-up mit dem Deutschen Gründerpreis aus-
gezeichnet worden. Das vor vier Jahren gegründete Unter-
nehmen ist Marktführer im Bereich der Cloud-Sicherheit.
Mit der von Robert Freudenreich und Andrea Pfundmeier
entwickelten Software können Kunden Daten auf ihren eige-
nen Computern oder Smartphones verschlüsseln und dann si-
cher im Netz abspeichern.

An private User haben die beiden jungen Augsburger ihr Pro-
dukt zunächst kostenlos herausgegeben, an Geschäftskunden
dann gegen Bezahlung. Bereits in der ersten Woche wurde die
Software über tausend Mal aus dem Internet heruntergeladen. 

Heute funktioniert Boxcryptor auf allen Plattformen wie Mac,
Windows oder Blackberry sowie bei über 20 Cloudanbietern. Das
ist weltweit einzigartig. Außerdem ist die Software extrem leicht
zu bedienen, was vor allem Privatanwender und kleine Unterneh-
men überzeugt. Die einfache Basisvariante ist gratis. Geld verdie-
nen die Gründer an der Premiumversion, die schon mehr als
20.000 Nutzer bezahlen. 

„Diese Fokussierung auf kleine Kunden und das kostenlose Ba-
sisangebot sind genau die richtige Strategie, um sich auf dem
schwierigen Markt durchzusetzen“, lobte die hochkarätig besetz-
te Auswahljury des Deutschen Gründerpreises. Dazu kam eine
Prise Glück: Immer neue Sicherheitslücken bei den großen ame-
rikanischen Anbietern und die NSA-Affäre schreckten viele Men-
schen auf, Boxcryptor wurde „Secomba“ zeitweilig aus den Hän-
den gerissen.

Rund die Hälfte der Nutzer kommt aus Deutschland, der Rest
aus anderen Ländern, interessanterweise sehr viele aus den USA.
„Deutschland hat einen sehr guten Ruf beim Datenschutz. Als un-
abhängiges deutsches Software-Unternehmen haben wir echte
Vorteile“, betont Robert Freudenreich. So sah es auch die Aus-
wahljury des Deutschen Gründerpreises: „Alternativen zu den
großen Softwareanbietern haben derzeit gute Marktchancen. Se-
comba bietet das richtige Produkt zur richtigen Zeit.“ DK

Pilotversuch 
soziale Netzwerke

Münchner Polizei setzt jetzt auf Facebook und Twitter

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann hat gemeinsam mit
dem Münchner Polizeipräsidenten Hubertus Andrä einen ein-
jährigen Pilotversuch zur Nutzung sozialer Netzwerke im In-
ternet vorgestellt. Das Polizeipräsidium München hat dazu die
bayernweit erste offizielle Polizei-Fanpage bei Facebook (htt-
ps://www.facebook.com/ppmuenchen) und den bayernweit er-
sten offiziellen Polizei-Twitter-Account (https://twitter.com/
PPMuenchen) eingerichtet.

Dadurch erhofft sich die
Münchner Polizei gerade bei
Großveranstaltungen eine höhe-
re Reichweite der einsatzbeglei-
tenden Öffentlichkeitsarbeit,
besonders auch bei jüngeren
Bevölkerungsschichten. Pünkt-
lich zum Start des Oktoberfests
2014 steht damit ein weiterer
Informationsservice der Mün-
chner Polizei zur Verfügung. 

Enger Kontakt

„Bei unserer Polizeiarbeit le-
gen wir sehr großen Wert auf ei-
nen engen und vertrauensvollen
Kontakt zu unseren Bürgerin-
nen und Bürgern“, erklärte dazu
der Innenminister. „Deshalb
wollen wir jetzt auch in den so-
zialen Netzwerken im Internet
präsent sein.“ 

Professioneller Auftritt

Der Auftritt der Münchner
Polizei auf Facebook und Twit-
ter sei professionell, modern
und vor allem zielgruppenorien-
tiert gestaltet, so Herrmann. Ne-
ben aktuellen Informationen zu
sicherheitsrelevanten Ereignis-
sen gibt es vor allem wertvolle
Hinweise zur Prävention. „Das
können unter anderem Warnhin-
weise zu Alkohol und Drogen
im Straßenverkehr sein oder
auch Tipps zum Schutz vor Ta-

schendieben“, ergänzte der In-
nenminister. „Dabei berücksich-
tigen wir auch die Empfehlun-
gen des Bayerischen Daten-
schutzbeauftragten.“ Beispiels-
weise sind alle Informationen
auf Facebook und Twitter auch
auf den klassischen Internetsei-
ten der Münchner Polizei abruf-
bar.

Klare Vorteile

Besondere Vorteile sozialer
Netzwerke sieht der Innenmini-
ster gerade bei Großeinsätzen
wie zum Oktoberfest, beim G7-
Gipfel 2015 und bei großen
Fußballspielen: „Wir können in
Sekundenschnelle online auf
polizeiliche Maßnahmen hin-
weisen und diese transparent
machen.“ Zudem könne die
Münchner Polizei nun auch et-
waige Falschmeldungen in so-
zialen Netzwerken umgehend
richtigstellen. „Das kann gerade
bei einer aufgeheizten Stim-
mungslage zur Entspannung
beitragen“. 

Nach den Worten Herrmanns
werden die in der einjährigen Er-
probung gewonnenen Erfahrun-
gen genau ausgewertet: „Wenn
sich die virtuelle Präsenz der Mün-
chner Polizei auf Facebook und
Twitter bewährt, werden wir eine
weitere Nutzung dieser Plattfor-
men prüfen.“

Landrat Leo Schrell:

Breitbandförderrichtlinie
ist zielführend

Als zielführend bezeichnet Landrat Leo Schrell die von der EU-
Kommission im Juli genehmigte Breitbandförderrichtlinie. Vor
allem begrüßt Schrell im Interesse der Gemeinden, dass die nun-
mehr gültige Richtlinie gegenüber der ursprünglich angedachten
Fassung ein deutlich strafferes und einfacheres Verfahren und
zum Teil deutlich höhere Fördersätze vorsehe.

„Damit ist ein wichtiger Schritt
zu einer langfristig flächendecken-
den Versorgung mit schnellem In-
ternet getan“, freut sich der Land-
rat, der bereits im Dezember 2010
für den gesamten Landkreis eine
gemeinsam mit den Gemeinden 
in Auftrag gegebene Planungs-
und Machbarkeitsstudie vorlegen
konnte. Diese war seither für vie-
le Gemeinden im Landkreis eine
gute Grundlage, unter Inan-
spruchnahme des Bayerischen
Breitbandförderprogramms 2008
bis 2011 die Breitbandversorgung
spürbar zu verbessern.

Quantensprünge

Rund 2 Mio. Euro Förderung
sind im Rahmen dieses Pro-
gramms in den Landkreis geflos-
sen. Dafür haben die Gemeinden
rund 5 Mio. Euro investiert. 

„Für zahlreiche Gemeinden
konnten dabei mit einer Versor-
gungsrate von bis zu 50 Mbit/s
Quantensprünge erreicht wer-
den“, freut sich Schrell für die
Menschen, die davon profitieren. 

Dennoch gebe es im Landkreis
noch Gebiete, in denen die Über-
tragungsraten weit hinter dem
auch von der Bundesregierung an-

Mrd. Euro ausgestattet. Die För-
derhöchstsumme liegt pro Maß-
nahme bei maximal einer Million
Euro bei einem Fördersatz zwi-
schen 60 und maximal 90 Pro-
zent. Die Höhe des Fördersatzes
hängt von der Struktur der Ge-
meinden ab. 

Daseinsvorsorge

„Eine bedarfsgerechte Breit-
bandversorgung zählt zwi-
schenzeitlich wie die Trinkwas-
ser- und Stromversorgung zur
Daseinsvorsorge“, begründet der
Landrat die Notwendigkeit einer
zielführenden Breitbandförde-
rung. Nur so sei es möglich, den
ländlichen Raum auch für junge
Menschen attraktiv und damit zu-
kunftsfähig zu gestalten.

Die neue Richtlinie mit Erläute-
rungen steht unter www.schnelles-
internet.bayern.de sowie unter
www.landkreis-dillingen.de unter
der Rubrik Wirtschaft & Energie
zum Download bereit.

Leo Schrell.

gestrebten Standard von 50
Mbit/s zum Teil deutlich zurück-
bleiben. Mit dem neuen Förder-
programm kann Abhilfe geschaf-
fen werden. Das Programm ist
mit einer Gesamtsumme von 1,5

Gemeinden und Städte nutzen
dreidimensionale Geobasisdaten
Gemeindetag unterzeichnet Ergänzungsvereinbarung 

mit der Bayerischen Vermessungsverwaltung

Bayerns Gemeinden, Märkte und Städte erhalten einen er-
weiterten Zugang zu dreidimensionalen Geobasisdaten der
Bayerischen Vermessungsverwaltung. Gemeindetagspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl und Finanzstaatssekretär Albert
Füracker unterzeichneten eine Ergänzungsvereinbarung
zur bereits bestehenden Generalvereinbarung über die Nut-
zung von weiteren dreidimensionalen Geobasisdaten. 

Zehn Prozent Mengenrabatt

Weil 96 Prozent aller bayerischen Kommunen der bisherigen
Vereinbarung beigetreten sind, erhalten die Kommunen über
die Ergänzungsvereinbarung einen Mengenrabatt von zehn Pro-
zent. 

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Gemeinden und
Städte sind auf dreidimensionale Darstellungen ihres Gemein-
degebietes angewiesen. Sie können auf diese Weise viel zielge-
nauer Planungsgrundlagen erstellen. Gerade für die Energie-
wende – beispielsweise bei der Erstellung von Energienut-
zungsplänen – sind dreidimensionale Geobasisdaten äußerst
hilfreich. Landschaft und Bebauung können auf diese Weise an-
schaulich und greifbar dargestellt und vermittelt werden.“
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Breitbandausbau in Deutschland:

Maßnahmenpaket der Fraktionen
von CDU/CSU und SPD

Kommunen: Abwasser- und Fernwärmenetze sind für Breitbandausbau ungeeignet

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben einen Beschlussan-
trag zum Breitbandausbau in Deutschland in den Bundestag einge-
bracht. DerAntrag fordert unter anderem die Verlegung von Breit-
bandkabeln in Fernwärme- und Abwassernetzen. Dazu erklären
der Sprecher der AG Digitale Agenda der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Thomas Jarzombek, und der zuständige Berichterstatter
Andreas Nick: „Das Internet eröffnet eine Vielzahl von Chancen
für Gesellschaft und Wirtschaft. Der schnelle Zugang zum Internet
ist deshalb eine elementare Voraussetzung für die umfassende Teil-
habe an den Chancen der digitalen Gesellschaft und der digitalen
Wirtschaft.“

Wie Jarzombek und Nick weiter
ausführen, sei der flächendecken-
de Breitbandausbau mit 50 Mega-
bit pro Sekunde bis 2018 ein rich-
tiges und wichtiges Etappenziel –
aber eben nur ein Etappenziel auf
einem Weg, der weiterführen müs-
se, um die „digitale Spaltung“ in
Deutschland zu überwinden. „Da-
zu müssen wir jetzt auf einen brei-
ten Technologie-Mix von (V)DSL,
Glasfaser, Kabelnetze, Satellit und
Mobilfunk setzen. Ein ausgewo-
gener Technologiemix hält zudem
die Möglichkeit offen, an künfti-
gen Innovationen umfassend teil-
zuhaben.“

Und weiter: „Wir brauchen
nicht nur den Wettbewerb der
Technologien, sondern auch den
Wettbewerb unterschiedlicher In-
frastruktur- und Dienstleistungs-
anbieter. Es wäre ein gewaltiger
Irrweg zu glauben, mit einer weit-
gehenden Re-Monopolisierung –
ob verdeckt oder offen – wäre der
Netzausbau durch die großen na-
tionalen Anbieter effektiver zu er-
reichen. Festzuhalten bleibt: Der
Breitbandausbau ist mehr als nur
Selbstzweck. Er ist essentiell für
eine weitere wirtschaftliche so-
wie gesellschaftliche Entwick-
lung unseres Landes und einen
starken Innovationsstandort
Deutschland.“

„Schnelles Internet für alle si-
chert gesellschaftliche Teilha-
bemöglichkeiten und wirtschaftli-
che Chancen. Mit dem vorgeleg-
ten Bundestagsantrag wollen wir
die notwendigen politischen Ent-
scheidungen für den Breitband-
ausbau forcieren. Der Antrag trägt
eine sozialdemokratische Hand-
schrift und nimmt die Festlegun-
gen des Koalitionsvertrags auf.
Wir wollen, dass bis 2018 in ganz
Deutschland mindestens 50 Mbit/s
zur Verfügung stehen. Hierfür sol-
len die verschiedenen Technologi-

en in optimaler Kombination ge-
nutzt werden (Glasfaser, DSL, Ka-
bel, Mobilfunk etc.), so die Spre-
cherin für Verkehr und digitale In-
frastruktur, Kirsten Lühmann.

Angesichts eines Ausbaustands
von knapp 60 Prozent Ende 2013
sind die Ziele im Koalitionsvertrag
äußerst hoch gesteckt. Diese kön-
nen wir nur mit einer Weiterent-
wicklung der bisherigen Breit-
bandstrategie erreichen. Hierzu
schlagen die Koalitionsfraktionen
zahlreiche konkrete Maßnahmen
vor, die vor allem darauf abzielen,
zusätzliche Investitionsanreize zu
setzen und Wirtschaftlichkeits-
lücken zu schließen.

Fünf Säulen

Unser Maßnahmenpaket um-
fasst fünf Säulen: Zum einen gilt
es, den Rahmen für eine innovati-
ons- und investitionsfreundliche
Regulierung mit Wettbewerbsori-
entierung zu schaffen. Außerdem
müssen Synergieeffekte bei Aus-
bauprojekten optimal genutzt wer-
den, so dass Kosten gesenkt wer-
den. Auch die Potenziale von
Funkfrequenzen für den Breit-
bandausbau müssen konsequent
und zeitnah genutzt werden. Zu-
dem bedarf es einer effizienten
und stärkeren finanziellen Förde-
rung für unterversorgte Gebiete.
Und schließlich muss eine bessere
Abstimmung und Zusammenar-
beit von Bund, Ländern und Kom-
munen erreicht werden.

Mit unserem Antrag wird die
Bundesregierung aufgefordert, zü-
gig mit den Ländern einen natio-
nalen Konsens zum Breitbandaus-
bau anzustreben, insbesondere zur
abgestimmten Ausgestaltung von
Förderprogrammen und zur weite-
ren Frequenzplanung. Nach Um-
stellung des terrestrischen Rund-
funkstandards auf DVB-T2 kön-

nen frei werdende Frequenzen für
den mobilen Breitbandausbau ge-
nutzt werden. Hierbei werden wir
darauf achten, dass auch die Inter-
essen anderer Bedarfsträger ge-
wahrt werden. Das sind beispiels-
weise Kultureinrichtungen, die
drahtlose Mikrofone nutzen, oder
auch Polizei und Feuerwehr.

Wir freuen uns, dass die Bun-
deskanzlerin angekündigt hat, die
durch Frequenzvergaben im Be-
reich der „Digitalen Dividende II“
eingenommenen Gelder für den
Breitbandausbau, also für Förder-
programme, nutzen zu wollen. Zu-
dem können sich mögliche Haus-
haltsspielräume auch aus der Ver-
gabe anderer Frequenzbereiche im
nächsten Jahr ergeben.“

Der Bundesverband der Ener-
gie- und Wasserwirtschaft
(BDEW) sieht dabei kritisch, dass
der Antrag auch einen Zugangs-
zwang zu den Abwassernetzen,
Kanalisationssystemen und den
Fernwärmenetzen fordert und von
der uneingeschränkten Nutzungs-
möglichkeit der Abwasser- und
der Fernwärmenetze für den Breit-
bandausbau ausgeht. 

„Beim Breitbandausbau muss
der Gesundheitsschutz der Bevöl-
kerung oberste Priorität haben. Die
neue EU-Richtlinie zum Breit-
bandausbau hatte zum Schutz des
Eigentumsrechtes von Kommu-
nen und Infrastrukturbetreibern ei-
nen Zugangszwang abgelehnt. Die
Europäische Union hat hierzu Kri-
terien wie beispielsweise Sicher-
heit und Gesundheit festgelegt, mit
denen zum Schutz anderer Dienst-
leistungen wie der Abwasserent-
sorgung eine Verweigerung des
Zugangs möglich ist. Diese eu-
ropäischen Vorgaben dürfen aus
Sicht des BDEWnicht unterlaufen
werden“, sagte Martin Weyand,
BDEW-Hauptgeschäftsführer
Wasser/Abwasser. 

Außerdem ergeben sich laut
BDEW bei der Verlegung von Ka-
beln in Abwasserleitungen tech-
nisch-chemische Probleme. Che-
mische Reaktionsprozesse an den
Kabeln wären unvermeidbar:
Durch die Abwasserinhaltsstoffe
können Korrosionen oder andere
Defekte an den Kabeln auftreten,
die letztlich den störungslosen
Breitband-Betrieb verhindern kön-
nen. Schäden sind auch durch not-
wendige Reinigungsarbeiten nicht
ausgeschlossen.

Bei der Abwasserableitung ge-
rade in dünn besiedelten Gebieten
können feste Rückstände in den
Netzen verbleiben, die technisch
beispielsweise mit hohem Wasser-
druck und Molchen entfernt wer-
den müssen, um den Ablauf der
Abwässer zu gewährleisten. Das
ständig anfallende Abwasser muss
jederzeit auch im Interesse des Ge-
sundheitsschutzes der Bevölke-
rung sicher entsorgt werden kön-
nen. Der Zufluss des Abwassers
von den Häusern erfolgt perma-
nent, eine Unterbrechung birgt ho-
he gesundheitliche Risiken für die
Bevölkerung. 

„Daher sind Abwassernetze für
die Verlegung von Kabeln
grundsätzlich nicht geeignet“, sag-
te Weyand. Bei einer Mitnutzung
der Netze für Breitbandkabel müs-
ste auch wegen Kabelarbeiten die
Nutzung der Abwasserkanäle un-
terbrochen werden. Es seien keine
Umleitungen oder Sammelbecken
in Häusern vorhanden, die das Ab-
wasser bei Unterbrechungen auf-
nehmen könnten. 

Der Beschlussantrag geht auch
davon aus, dass Fernwärmenetze
für den Breitbandausbau geeignet
sind. Aus BDEW-Sicht ist dies je-
doch nicht der Fall: Fernwärme
gelangt in Form von Heizwasser
oder Dampf vom Erzeugungsstan-
dort zum Abnehmer, wobei Heiz-

wasser eindeutig dominiert. So
wird in etwa 97 Prozent der Fern-
wärmenetze Heizwasser als Wär-
meträger genutzt, lediglich in drei
Prozent der Leitungsrohre kommt
Dampf zum Einsatz. Die einge-
setzten Wärmeträgermedien wei-
sen verschiedene physikalische
sowie chemische Eigenschaften
auf. Neben Druck und Temperatur
betrifft dies auch die chemische
Zusammensetzung und den Ag-
gregatzustand. So können ver-
schiedenartige netztechnische Re-
striktionen wie etwa die Fließrich-
tung, der Druck oder die Tempera-
tur des Wärmeträgermediums un-
terschiedlichen und gleichzeitig
schädigenden Einfluss auf elektro-
nische Komponenten haben. Auch
die Fernwärmenetze sind daher
ungeeignet für die Verlegung von
Breitbandkabeln. 

Der BDEW fordert daher, so-
wohl Abwasser- als auch Fernwär-
menetze von den geplanten Rege-
lungen zum Breitbandausbau aus-
zunehmen. Erfreulich ist aus
BDEW-Sicht, dass im Beschluss-
antrag der Koalitionsfraktionen
analog zur Entscheidung auf eu-
ropäischer Ebene eine Kabelverle-
gung in Trinkwasserleitungen ex-
plizit nicht vorgesehen ist.

Kommunale Unternehmen
investieren in Breitband

Angesicht der Debatte im Deut-
schen Bundestag macht der
VKU als Spitzenverband der
kommunalen Wirtschaft deutlich,
dass die kommunalen Unterneh-
men eine wichtige Rolle bei der
Breitbandversorgung spielen kön-
nen „Alleine bis 2011 wurde in
10.000 Kilometer Glasfasernet-
ze investiert“, so VKU-Hauptge-
schäftsführer Hans-Joachim Reck.
Die kommunalen Unternehmen
stehen dabei zu ihrer Verantwor-
tung im Rahmen der Daseinsvor-
sorge und im Lichte des Koaliti-
onsvertrages. Reck: „Es ist gut,
dass sich die Regierungsfraktio-
nen mit dem heutigen Antrag der
Breitbandversorgung in Deutsch-
land annehmen.“ 

„Gerade im ländlichen Raum ist
ein Ausbau der Breitbandversor-
gung in einem absehbaren Zeit-
raum ohne kommunale Ver- und
Entsorgungsunternehmen nicht
denkbar“, so Reck weiter. Der Ver-
band kommunaler Unternehmen
(VKU) macht dabei aber auch
deutlich, dass die Rahmenbedin-
gungen auch so sein müssen, dass
kommunale Unternehmen inve-
stieren können.

Die Mitnutzung bestehender In-
frastrukturen kann dabei in einzel-
nen Fällen zu einer Kostenein-
sparung führen ebenso wie die
Mitverlegung bei anderen geplan-
ten Baumaßnahmen. Diese Maß-
nahmen dürfen jedoch nur frei-
willig sein. Eine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Mitnutzung von
kommunalen Ver- und Entsor-
gungsinfrastrukturen bei der
Verlegung von Glasfaserkabeln
lehnt der VKU ab. Derartige
Verpflichtungen würden tief in
die Eigentumsrechte der Netzbe-
treiber eingreifen und den ei-
gentlichen Widmungszweck des
Netzes unterlaufen. Auch würde
ein unmittelbarer Zugriff von Te-
lekommunikationsbetreibern auf
physischen Infrastrukturen eines
Netzbetreibers die ungeteilte
Verantwortung der Funktions-
fähigkeit der Infrastruktur infrage
stellen.

Insbesondere der verpflichten-
de Einsatz von Material in Rohre,
die für die Beseitigung von Ab-
wasser verwendet werden, stellt
ein potenzielles Risiko für den
technischen Betrieb dar und wirkt
sich auf die Sicherheit und Inte-
grität der Netzwerke aus, die für
solche Mitnutzungen nicht geeig-
net sind. 

Aus VKU-Sicht ist es ziel-
führender, Tiefbaumaßnahmen
auf kommunaler Ebene im Hin-
blick auf den Breitbandbau zu ko-
ordinieren, beispielsweise durch
die Mitverlegung von Leerrohren
bei Revisionsarbeiten.

Quelle: europaticker

Handys 
im Schulranzen?

Tipps für einen verantwortlichen Umgang

Zum Beginn des neuen Schuljahres erklärt das Informations-
zentrum Mobilfunk (IZMF), welche Regeln Kinder bei der Nut-
zung von Mobiltelefonen kennen und beachten sollten.

Schon bei Kindern im Grund-
schulalter sind Mobilfunkgeräte
weit verbreitet. Jedes dritte Kind
im Alter von 8 bis 9 Jahren besitzt
ein Handy, bei den 10- bis 11-
Jährigen sind es bereits zwei Drit-
tel (66 Prozent). Das zeigt die ak-
tuelle KIM-Studie des Medien-
pädagogischen Forschungsver-
bundes Südwest, die regelmäßig
den Umgang jüngerer Kinder mit
Medien, Computer und Internet
untersucht. 

Wer sein Kind mit einem Handy
ausstattet, um es auf dem Schul-
weg unkompliziert erreichen zu
können, sollte das Alter des Kin-
des beachten. Medienpädagogen
zufolge eignet sich ein herkömm-
liches Mobiltelefon für Kinder ab
9 Jahren; ein Smartphone sollten
sie frühestens ab 12 Jahren nutzen.
Erst dann sind sie nach den Er-
kenntnissen der Fachleute mit den
komplexen Funktionen der Geräte
ausreichend vertraut. Dennoch
sollten Eltern zu Beginn der
Smartphone-Nutzung einige
Gerätefunktionen deaktivieren,
um Risiken einzuschränken, die
mit der Handynutzung einherge-
hen. „Mit der Sperrung von Inter-
netzugang und Bluetooth-Schnitt-
stelle kann man finanziellen Über-
raschungen, Handy-Abzocke, Da-
tenklau und Cybermobbing zu-
mindest vorbeugen“, so Dagmar
Wiebusch, Geschäftsführerin des
Informationszentrums Mobilfunk
(IZMF). 

Um Kinder und Jugendliche fit
für einen verantwortlichen Um-
gang mit dem Handy zu machen,
sollten sie zunächst für die entste-
henden Kosten sensibilisiert wer-
den. Dazu können Eltern und Kin-
der gemeinsam Mobilfunktarife
sichten und die Gebühren für eine
SMS oder eine Gesprächsminute
ermitteln. Zur Wahl stehen Lauf-
zeittarife und Prepaidkarten, die
unterschiedliche Möglichkeiten
der Kosten- und Nutzenkontrolle
für die Eltern eröffnen. 

Zum verantwortungsbewussten
Umgang mit dem Mobiltelefon
gehört auch, feste Regeln für die
Nutzung zu vereinbaren – zum
Beispiel Zeiten, in denen das Gerät

Sendepause hat: In der Schule,
während der Hausaufgaben, beim
Essen, bei Familienaktivitäten und
nachts sollte das Handy ausge-
schaltet werden. In den meisten
deutschen Schulen ist die Handy-
nutzung auf dem Schulgelände
eindeutig geregelt. Eltern sollten
sich über die gültigen Vorschriften
informieren und diese mit ihren
Kindern besprechen.

Von Anfang an sollten Heran-
wachsende über eine nachhaltige
Handynutzung aufgeklärt wer-
den, denn Produktion, Nutzung
und Entsorgung eines Mobiltele-
fons verbrauchen Ressourcen und
belasten die Umwelt. „Befragun-
gen zeigen, dass gerade junge
Leute die Geräte sehr schnell
wechseln. Da brauchen wir einen
Einstellungswandel“, fordert Wie-
busch. 

Elternhaus und Schule sollten
dazu beitragen, dass eine umwelt-
schonende Handynutzung üblich
wird. Dazu zählen der schonende
Umgang und die möglichst lange
Nutzung der Geräte genauso wie
das Verschenken von noch funkti-
onstüchtigen gebrauchten Handys. 

Wird ein Mobiltelefon aussor-
tiert, muss es fach- und umweltge-
recht entsorgt werden. Man kann
es bei Netzbetreibern und Herstel-
lern, kommunalen Sammelstellen
oder im Rahmen von Sammelak-
tionen abgeben. So werden kaput-
te Althandys in eine Recyclingan-
lage gegeben und funktionsfähige
Geräte für die Weiterverwendung
aufbereitet. Durch Recycling wer-
den Metalle wie Kupfer, Palladi-
um, Silber, Gold oder Platin
zurückgewonnen, die für die Her-
stellung anderer Produkte wieder-
verwendet werden können. 

Einblicke bietet der Animations-
film „Handyrecycling – unsichtba-
re Schätze im Mobiltelefon“, der
für den Einsatz im Unterricht ge-
eignet ist. Der Film, den das IZMF
in Kooperation mit dem Wupper-
tal Institut für Klima, Umwelt, En-
ergie GmbH produziert hat, erläu-
tert anschaulich, welche Rohstoffe
im Handy stecken und warum alte
Mobiltelefone wiederverwertet
werden sollten.

Warnung vor E-Mails 
mit Cab-Anhängen

Die Verbraucherzentrale rät: Anhang keinesfalls
öffnen und Mail sofort löschen

Neuerdings komprimieren Betrüger ihre Viren- und Tro-
janer-Dateien in einem weiteren Format. Neben den bisher
bekannten Zip-Dateien tauchen jetzt massenhaft E-Mails
mit Cab-Anhängen auf. Das berichtet die Verbraucher-
zentrale Bayern.

„Auffällig ist, dass der Ton zunehmend bedrohlicher und
unverschämter wird“, sagt Esther Jontofsohn-Birnbaum von
der Verbraucherzentrale. Die Rechtsberaterin rät, die Gefahr
solcher E-Mails nicht zu unterschätzen und diese sofort zu lö-
schen. „Auch Cab-Anhänge enthalten Schadsoftware und
können den PC oder das Smartphone verseuchen sowie per-
sönliche Daten ausspionieren“, so Jontofsohn-Birnbaum. 

Spamfilter und Antivirenprogramme installieren

In den Mails ist beispielsweise von illegalen Filmdownloads
die Rede. Der Absender droht, den angeblichen Verstoß an das
zuständige Gericht zu melden, wenn nicht ein außergerichtli-
ches Strafgeld in Höhe von 195,12 Euro bezahlt würde. Nähe-
res sei dem Anhang zu entnehmen. „Verbraucher sollten sich
nicht verleiten lassen, aus Neugier den Anhang zu öffnen“, be-
tont Verbraucherschützerin Jontofsohn-Birnbaum. Wichtig sei
auch, nicht zu antworten, um seinen Unmut loszuwerden. Um
Problemen vorzubeugen, rät die Verbraucherzentrale Bayern,
wirksame Spamfilter sowie Antivirenprogramme zu installie-
ren und diese aktuell zu halten. 
Weitere Hinweise zu dubiosen Mails sind im Internet 
unter www.verbraucherzentrale-bayern.de zu finden.

Immobilienkauf hängt von
gutem Handy-Empfang ab 

Briten legen auf Schulen und 
Verkehrsanbindung dagegen kaum Wert

London/Wien (pte010/01.08.2014/11:30) - Ein guter Handy-Emp-
fang ist für fast jeden zweiten 18- bis 35-jährigen Briten der wich-
tigste Faktor beim Kauf eines neuen Eigenheimes. Potenzielle
Hausbesitzer entscheiden sich zunehmend für Objekte mit hervor-
ragender Mobilfunk-Netzabdeckung, wie RootMetrics http://root-
metrics.com ermittelt hat. In Österreich spielt der Handy-Empfang
eine eher untergeordnete Rolle. „Einige Kunden schrecken vor
Handy-Masten zurück, da sie Angst vor negativer Strahlung ha-
ben“, erklärt Immobilientreuhänder Christian Rinder von MCR-
Immobilien (http://mcr.co.at) im pressetext-Interview.

„Das Überprüfen des Handy-
Signals sollte eine Routine-Aktion
bei jeder Wohnungsbesichtigung
werden“, so Immobilienmakler
David Cox. 49 Prozent der befrag-
ten Briten würden die Kaufent-
scheidung eines Objektes sogar
überdenken, wenn die Mobilfunk-
versorgung schlecht wäre. Nicht
erreichbar zu sein, ist zwar auch
für Österreicher ein Ärgernis, aber
dennoch kein Grund, sich gegen
eine Wohnung zu entscheiden.
„Gerade in Wien ist das Handy-
Signal kein ausschlaggebender
Faktor bei der Wohnungssuche“,
meint Rinder.

Neben der entscheidenden
Größe des Handy-Signals wurden
laut RootMetrics eine niedrige
Kriminalitätsrate (21 Prozent), ei-
ne gute Verkehrsanbindung (18
Prozent) und gute Schulen (17

Prozent) als wichtig bei der Kauf-
entscheidung erachtet. „Eine gute
Verkehrs- und U-Bahn-Anbin-
dung sowie spezielle Kriterien bei
der Ausstattung, wie Helligkeit,
sanierte Räume und eine gute
Raumaufteilung, sind in der Groß-
stadt die entscheidenden Fakto-
ren“, so der Immobilientreuhän-
der.

RootMetrics bietet eine kosten-
lose App für jeden Wohnungssu-
chenden, der Wert auf guten Han-
dy-Empfang legt. Mit der Anwen-
dung kann der Nutzer das Handy-
Signal an jedem noch so abgelege-
nen Ort testen. Das Ergebnis un-
terstützt den potenziellen Käufer
in seiner Kaufentscheidung. „Ein
sehr schwaches Handy-Signal
kann einen negativen Einfluss auf
den Wert der Immobilie haben“,
meint Rinder.
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Burgwindheim 
und Altendorf 

werden Kulturgemeinde 
Schenke Kultur. Erlebe den Moment 

Der Verein Kultürla bringt die Kultur auf eine Plattform 
Das Kulturförderprojekt Kultürla-Karte wächst in der Region.
Die Initiative des Vereines Kultürla unterstützt seit vergange-
nem Jahr die Kulturangebote in der Stadt Bamberg und im
Landkreis Bamberg. Die teilnehmenden Gemeinden, bisher
Buttenheim, Gundelsheim, Hallstadt und Hirschaid sowie die
Stadt Bamberg sind bereits aktiv integriert. 

Sie listen ihre Kulturangebote,
die zugleich die Kultürla-Karte als
Zahlungsmittel akzeptieren. Die
Kultürla-Karte dient als Geschenk-
gutschein und hat einen Wert von
10 Euro, erhältlich ist die Karte in
den VR Bank-Filialen, in den Rat-
häusern, im Landratsamt Bamberg
und weiteren Verkaufsstellen. 

Altendorf und Burgwindheim

sind die jüngsten Mitgliedsge-
meinden, die sowohl ihre Kultur-
schaffenden über das Projekt un-
terstützen und sich als Kulturkom-
mune im Landkreis präsentieren
wollen. 

Mehr Informationen und eine
Liste aller Akzeptanz- und Ver-
kaufsstellen ist im Internet zu fin-
den: www.kultuerla-karte.de. 

Deggendorf ist 
„Kommune des Jahres“ 

Als besonders wirtschaftsfreundliche Gemeinde ist die Stadt
Deggendorf von der Oskar-Patzelt-Stiftung geehrt worden. Die
bundesweite Initiative für den Mittelstand verlieh Deggendorf
den Titel „Kommune des Jahres“. Patzelts Leitspruch „Vor die
Therapie stellten die Götter die Diagnose“ ist der Grundgedan-
ke für die Auszeichnung von Unternehmen und Kommunen. 

„Wir sind stets bestrebt, eine
sehr schnelle und effiziente Ver-
waltung zu sein. Mein Dank gilt
deshalb den Bürgerinnen und
Bürgern wie auch den Unterneh-
men der Stadt, aber auch meinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, die die Verwaltung auf eine
Art leben, die eine Auszeich-
nung als ‚Kommune des Jahres‘
ermöglicht, betonte Oberbürger-
meister Dr. Christian Moser. 

Deggendorf – ein starker Stan-
dort. Daran konnte auch das Jahr-
hunderthochwasser 2013 nichts
ändern. Rund ein Fünftel der
Stadtfläche war betroffen. 1.499
Menschen mussten evakuiert
werden, 184 Unternehmen ihren
Betrieb einstellen. Rund 150
Häuser mussten oder müssen
noch abgerissen und neu aufge-
baut werden.

Positiv und hoch geschätzt
waren die Solidarität und Unter-
stützung, die Deggendorf aus
dem gesamten Bundesgebiet und
teilweise sogar aus dem Ausland
erfahren hat. Zahlreiche Helfer,
darunter auch rund 4.000 Studie-
rende, packten mit an, um die
Stadt von den Überresten der
Flut zu befreien und sie wieder
aufzubauen. 

Starkes Wachstum

Als beeindruckend wertete die
Jury zudem das starke Wachs-
tum der Hochschule Deggen-
dorf. Fünf Eckpfeiler belegten
dieses Wachstum besonders
deutlich: So wurde der Deggen-
dorfer Hochschule als einer von
nur vier bayerischen Hochschu-
len im Frühjahr 2013 der Titel

„Technische Hochschule“ verlie-
hen, was eine besondere Aus-
zeichnung und ein Qualitäts-
merkmal darstellt und somit ein
Gewinn für die ganze Region ist. 

Neben zahlreichen neuen Stu-
diengängen konnten darüber hin-
aus die beiden Technologie-
Campi in Mariakirchen (Gesund-
heit) und Weißenburg (Kunst-
stoff) errichtet werden. Besonders
sichtbar wird das Wachstum
durch die Neubauten und die da-
mit erfolgte Vergrößerung des
Campus in Deggendorf, der der
zunehmenden Anzahl an Studie-
renden Rechnung trägt. Um dem
Fachkräftemangel der Zukunft
entgegen zu wirken, wird in der
großen Schulstadt Deggendorf
derzeit das Projekt Talent Pool
aufgebaut.

Um der Entwicklung hin zu ei-
nem Dienstleistungsstandort
Rechnung zu tragen, gibt es in
Deggendorf bereits jetzt als Stand-
ort für innovative Unternehmen
die beiden ITC. Das ITC 2 befin-
det sich direkt gegenüber der

Technischen Hochschule und steht
im Kontakt zu dieser Einrichtung
der Bildung und Forschung. 

Entstehen soll auch ein neues
Stadtviertel: Die Bogen. Unter
dem Motto W4 – Wissenschaft,
Wirtschaft, Wohnen und Wohl-
fühlen – entwickelt sich ein in-
novatives, auf die Bedürfnisse
der Zukunft ausgerichtetes Quar-
tier mit vielseitiger Nutzung, das
gleichzeitig die Verbindung zwi-
schen Donau und historischer In-
nenstadt darstellt.

Landesgartenschau

Ein weiterer Grund für die Aus-
zeichnung als „Kommune des
Jahres“ ist die Landesgartenschau
2014 unter dem Motto „Brücken-
schlag Donau – Ufer verbinden,
Grenzen überwinden“. Dieses
Großereignis für die ganze Regi-
on zeigt, welches Potential in
Deggendorf steckt. Über 700.000
Gäste strömten für diesen Event
bereits in die Donaustadt. 

Neben diesem neu geschaffe-
nen Grünbereich mitten in der
Innenstadt sind laut Jury auch
die Nähe zum Bayerischen Wald
und die vielfältigen Sportmög-
lichkeiten wie weitläufige Wan-
derwege, einer der höchstgelege-
nen Golfplätze Bayerns sowie
Fahrradwege entlang von Isar
und Donau ein großer weicher
Standortvorteil. Die Höhenlagen
sind ideal für alle Ansprüche an
passende Loipen im Winter. 

Auch kulturelle Veranstaltun-
gen werden in Deggendorf man-
nigfach durchgeführt. Zudem
wird auf die gute Wohnqualität,
die zentrale Lage und die hervor-
ragende Betreuungssituation für
Kinder verwiesen. DK

900 Jahre Miesbach:

Gelebte Tradition
„Apud Muospach“ - zu Miesbach also - trafen sich am 5. Sep-
tember 1114 Bischof Heinrich von Freising und Abt Aribo von
Tegernsee, um den seit längerer Zeit schon bestehenden Streit
um Steuern und Grundbesitz beizulegen. Dieses Ereignis gilt als
erste Erwähnung Miesbachs.

Seitdem ist die Miesbacher
Geschichte an Vielfältigkeit wie
an Gegensätzlichkeit kaum zu
überbieten: Zuerst die Freisinger
Lehenshoheit, dann die Eigen-
herrschaft der Waldecker und der
Grafen von Maxlrain; die Wirren
der Reformation, dann die mäch-
tig aufblühende Wallfahrt; ein
jahrhundertelang dahin däm-
mernder Markt mit bäuerlichem
Umland, dann die in kurzer Zeit
hereinbrechende Industrialisie-
rung mit Bergwerk, Eisenbahn
und Elektrizität. Dies sind nur ei-
nige Schlaglichter aus 900 Jahren
gelebter Tradition. Gefeiert wird
das Jubiläumsjahr mit zahlrei-
chen Höhepunkten und überra-
schenden Schmankerln.

Goldenes Buch

Bei Stadt und Landkreis Mies-
bach herrschte zum Beispiel
große Freude, als Bundespräsi-
dent Joachim Gauck und seine
Lebensgefährtin Daniela Schadt
im Rahmen des Patronatstages im
Mai auch Zeit fanden, sich in die
Goldenen Bücher einzutragen.
Die Zeremonie fand im festlich
geschmückten Foyer des Rathau-
ses statt. Bürgermeisterin Ingrid
Pongratz brachte ihre große Freu-
de über den hohen Besuch zum
Ausdruck und stellte mit launigen

Worten die wechselvolle Ge-
schichte Miesbachs kurz vor. 

„Wir wollen unser Miesbach
erleben“, lautet die Devise im
Jubiläumsjahr. Gelegenheiten
dazu bekommen die Bürger
mehr als genug. In einen Reigen
aus traditionellen Veranstaltun-
gen, die seit Jahren ein fester Be-
standteil des Kulturprogramms
der Kreisstadt sind, fügen sich
viele außergewöhnliche Ju-
biläumstermine ein.

Jugendkulturwoche

Hierzu zählen zunächst Ende
September der Wandertag
„Miesbach: einfach wunderbar
wanderbar“ sowie die Jugend-
kulturwoche des Kreisjugen-
drings „De Dog - Kultur deiner
Zeit“. Im Oktober folgen die
„MuNaMi: Musiknacht Mies-
bach“ auf verschiedenen Bühnen
in der ganzen Stadt und die Aus-
stellung „Muospach: Burg -
Markt - Stadt“ im Waitzinger
Keller ehe im November das
Theaterstück „So kannt’s kem-
ma - Miesbach in 100 Jahren“
von Miesbacher Schülern sowie
Lesungen und Musik zum The-
ma „Miesbach - Ort der Migrati-
on“ im Evangelischen Gemein-
dehaus die Feierlichkeiten ab-
schließen werden. DK

Zum 60. Geburtstag von Bürgermeister Josef Loy:

Lebensqualität verbessern 
„Mich interessiert Politik, weil ich im kommunalen Bereich viel
gestalten und mit aktiver Bürgerbeteiligung die Zukunft meiner
Gemeinde entwickeln kann“, erklärt Josef Loy, Erster Bürger-
meister von Eresing (Landkreis Landsberg am Lech) und Vor-
sitzender der Verwaltungsgemeinschaft Windach. Auch nach 30
Jahren als Bürgermeister hat Loy immer noch Freude daran
und will weitermachen, „solange man etwas vorwärtsbringt“.
Im Beisein von Familie, Freunden und politischen Weggefährten
feierte der geschätzte Kommunalpolitiker am 14. September sei-
nen 60. Geburtstag.

Als Josef Loy 1984 zum Bür-
germeister der Gemeinde Eresing
gewählt wurde, war er in dieser
Kommunalwahl mit 29 Jahren
jüngster Gemeindechef. Jetzt ist
der Jubilar der dienstälteste. Durch
sein tatkräftiges und unermüdli-
ches Engagement hat er maßgebli-
chen Anteil an der positiven Ent-
wicklung der Gemeinde. Dabei
legte Josef Loy stets großen Wert
auf ein lebendiges Miteinander in
der Dorfgemeinschaft. 

Nachdrücklich hat er sich
dafür eingesetzt, die Lebensqua-
lität der Eresinger Bevölkerung
zu verbessern. Hierfür wurden
insbesondere Vorhaben zur Er-
neuerung und zum Ausbau der
gesamten gemeindlichen Infra-
struktur auf den Weg gebracht,
ein Dorfgemeinschaftshaus ein-
gerichtet und neue Baugebiete
ausgewiesen. Neuen Entwick-
lungen aufgeschlossen gezeigt
hat sich Loy bereits vor 20 Jah-
ren mit der Investition in ein
Holzhackschnitzelheizwerk mit
Nahwärmeversorgung im Ge-
werbegebiet. 

2013 läutete das Gemeinde-
oberhaupt gemeinsam mit Johan-
nes Stepperger, Geschäftsführer
von LEW TelNet, und Christian
Smetana, Leiter der M-net Nie-
derlassung Augsburg, das neue
Internet-Zeitalter offiziell ein.
Seitdem stehen den Haushalten
und Gewerbetreibenden in
Eresing Internetanschlüsse mit ei-
ner Bandbreite von bis zu 50
Mbit/s zur Verfügung. Die Inbe-
triebnahme des neuen Breitband-
netzes ist Loy zufolge für die Ge-
meinde ein wichtiger Schritt in
ihrer wirtschaftlichen Entwick-
lung. „Mit dem neuen Breitband-
netz verfügen wir in Eresing nun
über eine zukunftssichere Infra-
struktur.“ Loys Wunsch für die
Zukunft ist, dass sich Eresing ent-
wickelt und nicht auf einem Istzu-
stand verharrt.

Die Bürgerinteressen vertritt
der Jubilar, der auch Mitglied der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CSU ist, seit 24 Jahren
zudem sachkundig in verschie-
denen Ausschüssen auf Kreise-

bene. Sechs Jahre lang hat er als
Stellvertreter des Landrats be-
sondere Verantwortung über-
nommen. Für den Landkreis

Landsberg hat er die schnelle
Umsetzung der am Klinikum
Landsberg geplanten Kinder-
und Jugendpsychiatrie mit ge-
rontopsychiatrischem Zentrum
auf der Agenda ganz oben ange-
siedelt. Doch auch die Ausstat-
tung des Agrarbildungszentrums
mit modernen Lehrmitteln ist für

Josef Loy eine dringliche Aufga-
be: „Wir müssen diese Ausbil-
dungseinrichtung auf dem mo-
dernsten Stand halten.“

Seit 2003 ist Loy auch Mit-
glied des Bezirkstags von Ober-
bayern. Als Fraktionsvorsitzen-
der ist er maßgeblich an den Ent-
scheidungen des Bezirks betei-
ligt. Er vertritt den Bezirk Ober-
bayern im Hauptausschuss und
in der Vollversammlung des
Bayerischen Bezirketags. 

Mehrmals bereits hat der en-
gagierte Kommunalpolitiker bei
der „Aktion Rollentausch“ mit-
gemacht. Für ihn als Mitglied im
Fachausschuss für Psychiatrie
und Neurologie sowie im Sozial-
und Gesundheitsausschuss ist
der Kontakt zur Basis wichtig.
Bei der „Aktion Rollentausch“
bieten soziale Einrichtungen po-
litischen Mandatsträgern die
Möglichkeit, aktiv mit betroffe-
nen Menschen zusammenzuar-
beiten und vor Ort miteinander
ins Gespräch zu kommen.

Mit seinem Bruder betreibt der
gelernte Bauingenieur in Eresing
ein Baugeschäft. Ohne die Fami-
lie wären Beruf und ehrenamtli-
ches Bürgermeisteramt nicht zu
machen, meint Loy. Für seine
besonderen Verdienste um die
kommunale Selbstverwaltung
wurde der Jubilar im Juli dieses
Jahres von Innenminister Joa-
chim Herrmann mit der Kom-
munalen Verdienstmedaille in
Silber ausgezeichnet. DK

Josef Loy. 

Smartphone tiefgekühlt 
Was geschieht mit unseren Daten und was können wir tun?

Das wichtige Thema Datenschutz hat eine große Anzahl von In-
teressierten zur Eröffnung der Ausstellung „Vom Eid des Hip-
pokrates bis zu Edward Snowden – eine kleine Reise durch 2.500
Jahre Datenschutz“ ins Würzburger Rathaus gezogen. Für je-
den einzelnen Besucher dürfte sich dies auch mehr als gelohnt
haben. Denn anschaulich und aufrüttelnd machte jeder der drei
Redner auf die Chancen aber auch Risiken der digitalen Revo-
lution aufmerksam. 

Bürgermeister Dr. Adolf Bauer
wies in seiner Begrüßung auf das
Grundrecht zum Schutz unserer
persönlichen Daten hin. „In einem
freiheitlich-demokratischen
Rechtsstaat müssen der Aus-
spähung und Überwachung des
Bürgers wirksame Grenzen ge-
setzt werden“, forderte er. „Daten-
schutz hat Verfassungsrang.“ 

„Heute wird ins Netz gestellt,
was früher höchstens dem Tage-
buch anvertraut wurde“. Mit die-
sen Worten erinnerte Landtags-
präsidentin Barbara Stamm dar-
an, dass wir alle viel zu viele Da-
ten über uns selbst preisgeben.
„Das Internet hat unser Leben
radikal verändert und Privats-
phäre öffentlich gemacht. Im
Hintergrund werden riesige Da-
tensammlungen über uns ange-
legt. Dagegen sind effektive Da-
tenschutzregeln nötig und wir al-
le haben eine große pädagogi-
sche Aufgabe, unseren Kindern
ein höheres Verantwortungsbe-
wusstsein nahe zu bringen.“ Sie
dankte dem Bayerischen Lan-
desbeauftragten für Datenschutz,
Dr. Thomas Petri, der mit seinen
Mitarbeitern direkt am Bayeri-
schen Landtag angedockt ist, für
die Konzeption der Wanderaus-
stellung. Dr. Petri zeigte auf, wie
freizügig schon heute über unse-
re Daten verfügt wird und appel-
lierte: „Es ist unsere Aufgabe,
angedeutete Gefahren der Tech-
nikherrschaft in Schranken zu
weisen.“

„Wussten Sie, dass Edward
Snowden sein ausgeschaltetes
Smartphone während seiner Ge-
spräche mit den Medien in ein
Tiefkühlfach gelegt hat? Weil er
wusste, dass selbst weit entfern-
te Räume mit Hilfe der Smart-
phone-Technologie abgehört
werden können, ohne dass ein
Mitarbeiter eines Geheimdien-

stes sich am Telefon zu schaffen
machte“, damit stieg Dr. Petri in
seinen Vortrag ein. Eine andere
Variante, sich vor Mithörern zu
schützen sei, das Smartphone in
Alufolie zu wickeln. Damit sind
aber auch all die anderen smar-
ten Dienstleistungen nicht mehr
nutzbar… Die Gesellschaft be-
findet sich, so führte Dr. Petri
aus, – aufgrund der Anforderun-
gen, die die digitale Welt an den
Schutz der persönlichen Daten
stellt – im Umbruch. Die smarte
Welt und die vernetzte Datenver-
arbeitung sind und werden allge-
genwärtig. Sie erleichtern unser
Leben, sorgen für wirtschaftli-
chen Wachstum und Effizienz-
steigerung – aber „sie basieren
auf der Erforschung jedes Ein-
zelnen“, erklärte Petri. 

Datenschutz bedeute die Er-
haltung unserer Freiheit, fasste
Dr. Adolf Bauer zusammen und
Dr. Petri schloss sich an: „Wir
müssen die Kernelemente der
Privatsphäre erhalten. Jeder

Mensch besitzt zwei Pole, den
öffentlichen und den privaten.
Wir müssen unser wahres Ich in
unserer Privatheit zeigen dürfen
ohne das Fallbeil der gesell-
schaftlichen Diskriminierung.“ 

Das Thema als Anlass zu Dis-
kussionen nahmen im Anschluss
an die Eröffnung der Ausstel-
lung: der Leitende Oberstaatsan-
walt Dr. Dietrich Geuder, die
Präsidentin des Sozialgerichts
Dr. Irmgard Kellendorfer, der
Kanzler der Universität Würz-
burg Dr. Uwe Klug, MdB Paul
Lehrieder, zahlreiche Daten-
schutzbeauftragte von Univer-
sität, Polizei, der Stadt Kitzin-
gen, des Landratsamtes. 

Die Wanderausstellung zeigt
auf, vor welchen Herausforde-
rungen wir stehen und welche
Möglichkeiten sich ergeben.
Konzipiert wurde sie vom
Bayerischen Landesbeauftragten
für Datenschutz. In Würzburg
umgesetzt wird sie auch von der
Dienststelle Zentrale Steuerung
und der daran angegliederten
städtischen Datenschutzbeauf-
tragten, Helga Richter. 

Mehr Informationen auch auf
der Homepage des Bayerischen
Landesbeauftragten für Daten-
schutz: https://www.datenschutz-
bayern.de/nav/0505.html 

Ein wichtiges Thema wird in einer Ausstellung im Würzburger
Rathaus behandelt: Datenschutz. Bei derAusstellungseröffnung
v. l.: Bürgermeister Dr. Adolf Bauer, Landtagspräsidentin Bar-
bara Stamm, der Landesbeauftragte für Datenschutz Dr. Tho-
mas Petri und MdB Paul Lehrieder. Bild: Penning-Lother
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Planeggs Bürgermeisterin 
Annemarie Detsch verstorben

Annemarie Detsch, seit 2008 Erste Bürgermeisterin von
Planegg, ist überraschend verstorben. Die 58-Jährige be-
fand sich nach einem Schlaganfall im Juni in einer Reha-
Klinik in München und sollte spätestens im Januar ins
Rathaus zurückkommen. Gesundheitlich hatte sie in den
letzten Wochen eigentlich gute Fortschritte gemacht. 

Im Rathaus herrscht größte
Betroffenheit. „Wir sind alle
tief traurig und geschockt“,
sagte Gemeinderätin und Fa-
milienmitglied Karin Detsch.

„Der Tod von Annemarie
Detsch ist ein Riesenverlust
für Planegg und für das
Würmtal“, meinte auch ihre
Bürgermeisterkollegin aus
Krailling, Christine Borst. 
Sie wurde wie Annemarie
Detsch im Jahr 2008 erstmals
ins Bürgermeisteramt ge-

wählt. „Ich habe sie in den
vergangenen sechs Jahren als
warmherzigen und lebendigen
Menschen kennengelernt. Par-
teigrenzen spielten für uns kei-
ne Rolle. Es ging immer um
die Sache, egal ob es das Re-
gionalwerk war, die U-Bahn
oder die Belange der Gemein-
den.“ Annemarie Detsch sei
geboren gewesen für den Job
der Bürgermeisterin. „Sie hat
viel bewegt und wird eine
große Lücke hinterlassen.“

Auch der SPD-Ortsvorsit-
zende von Planegg, Bernd
Gropper, äußerte sich tief be-
wegt: „Sie war zu 100 Pro-
zent Sozialdemokratin, hatte
einen offenen und herzlichen
Charakter und konnte auf je-
den Menschen zugehen. Das
hat sie so überaus beliebt ge-
macht. Ich glaube, es gab
keinen in Planegg, der sie
nicht kannte.“ 

Die Fahnen vor dem Rat-
haus tragen seit dem Todes-
fall einen Trauerflor. 

Nahversorgung mit 
Getränken und Lebensmitteln 

Ein Überblick über Handel, Konsumenten und Regelungen
Der Zugang zu Getränken und Lebensmitteln ist Voraussetzung
für die Ernährung des Menschen und Bestandteil der Daseins-
vorsorge. Die Bevölkerung beurteilt die Lebensmittelversorgung
im Lebensmitteleinzelhandel (LEH) - ohne traditionelle Lebens-
mittelgeschäfte -  in Deutschland überwiegend als gut oder sehr
gut. Mit einem Angebot von 800 bis 70.000 Artikeln auf Flächen
von 500 m² bis über 5.000 m² ist die Verfügbarkeit sehr gut. Die
Standorte des LEH sind Endstufe und Schnittstelle zwischen
dem Konsumenten und der Wertschöpfungskette „Lebensmit-
tel“ von der landwirtschaftlichen Produktion über die Lebens-
mittelverarbeitung bis hin zum Handel. 

Im Rahmen einer arbeitsteili-
gen und globalen Wirtschafts-
weise müssen Rohstoff-, Waren-
und Informationsflüsse sowie
Prozesse intern und extern opti-
miert sein. Nach Angaben des
Handelsverbandes Deutschland
HDE, Michael Rein, muss die
optimale Versorgung der Bevöl-
kerung immer Grundlage der
planerischen Überlegungen im
LEH sein unter Berücksichti-
gung der Rentabilität. Entschei-
dungen einer Person oder Kom-
mune über die Verwertung von
knappen Flächen für eine nach-
haltige Landnutzung – hier zur
Versorgung der Bevölkerung mit
Lebensmitteln und Getränken –
unterliegen einem Anforde-
rungskatalog und einem Rege-
lungsrahmen. Sowohl die Wirt-
schaftlichkeit des Landver-
brauchs als auch die Flächenlei-
stung des LEH zählen zu den
Kennzahlen der Entscheidungs-
findung unter Berücksichtigung
der Bevölkerungsentwicklung.
Die Größe der Vertriebsflächen
und die Sortimentsvielfalt stehen
dabei im Widerspruch zu Ver-
brauchernähe: Nähe versus
Größe.

Seit Jahrzehnten besteht in
Deutschland ein breiter politi-
scher Konsens, die Marktwirt-
schaft in Form der „sozialen
Marktwirtschaft“ zu praktizie-

ren. Gemeinden stellen geogra-
phisch, soziologisch und poli-
tisch das Fundament des Staates
dar. Durch die Wahrnehmung
kommunaler Selbstverwaltungs-
aufgaben sind sie die Keimzelle
eines demokratischen Gemein-
wesens - nicht nur in der Bun-
desrepublik. Dabei regelt die
Bayerische Verfassung und Ge-
meindeordnung die Aufgaben
der Gemeinde gemäß Art. 83 der
Bayerische Verfassung.

Standorte

Im Entscheidungsprozess gilt
es eine Vielzahl von Kriterien
und Einflussfaktoren zu berück-
sichtigen. Ganz wesentlich sind
dabei die am Projekt beteiligten
oder interessierten Personen und
Organisationen, die vom Ergeb-
nis positiv oder negativ betroffen
sind. Diese sog. Stakeholder sind
frühzeitig zu identifizieren und
zu integrieren. Die geeignete
Kommunikationsstrategie hat
Auswirkungen auf Erfolg oder
Misserfolg einer Entscheidung.

An der Entscheidung über ei-
nen neuen Standort des Lebens-
mitteleinzelhandels, unter Ein-
satz der vorhandenen Planungs-
instrumente, können u.a. Vertre-
ter der Kommunal- , Regional-
und Landesplanung beteiligt sein

Nach Informationen des

Bayerischen Landesamtes für
Statistik (Stand: 30.06.2013) gilt
es in Bayern 1.2549.150 Men-
schen in ca. 6 Millionen Haus-
halten mit Lebensmitteln und
Getränken zu versorgen. Im
ländlichen Raum, mit 85 Prozent
der Landesfläche, leben 60 Pro-
zent der Personen, im städti-
schen Raum mit 15 Prozent der
Landesfläche leben 40 Prozent
der Personen. Bei Störungen in
der Versorgung gilt für die Ein-
schätzung körpereigener Reser-
ven von Individuen die sehr
komprimierte Formel: Ein
Mensch kann drei Tage ohne
Flüssigkeit und 14 Tage ohne
Nahrung existieren. 

Das Netz der Nahversorgung
ist in der Stadt engmaschiger als
im ländlichen Raum.

Nach Informationen der Ge-
sellschaft für Konsumforschung

GfK Consumer Index kaufen
Verbraucher heute im Durch-
schnitt nur noch an vier von fünf
verkaufsoffenen Tagen der Wo-
che ein. Insbesondere die Jünge-
ren kommen deutlich seltener ins
Geschäft, weil sie weniger Zeit
zum Einkaufen haben, aber
auch, weil ihre Einkaufslust
schwindet.

Kaufverhalten 

Ein wesentlicher Faktor zur
Überwindung der Distanz zum Le-
bensmittel ist die Erreichbarkeit, z.
B. Öffentlicher Nahverkehr und die
Mobilität der Menschen.Die Ein-
kaufsfahrten werden, nach OECD
2002, hauptsächlich mit dem PKW
erledigt. 

Die Verlagerung der Ein-
kaufsmöglichkeiten aus der In-
nenstadt heraus auf die »grüne
Wiese« verstärkt den motorisier-
ten Konsum. Zudem gibt es
Landkreise in Deutschland, in
denen mehr als drei Viertel aller
Gemeinden weder über Lebens-
mittelgeschäfte noch über eine
befriedigende Nahverkehrsan-
bindung verfügen. Entscheidet

der Pkw über die Nachfrage? 
Gesellschaftliche Strömungen

wie „Geiz ist Geil“ und Formen
einer „Weg-werf-Gesellschaft“
haben Einfluss auf die Nachfra-
ge ebenso wie Anteile der Bevöl-
kerung mit geringer Kaufkraft
und  „Hidden Hunger“. Bezogen
auf das Einkommen, gilt als rela-
tiv einkommensarm oder ar-
mutsgefährdet wer weniger als
60 Prozent des Medianeinkom-
mens zur Verfügung hat. Der Be-
griff Einkommen erfordert je
nach Verwendungszweck eine
exakte Beschreibung z.B. zu
Einkommensbestandteilen und
Einkommensarten. Die Unter-
scheidung zwischen Netto- und
Bruttoeinkommen ist bekannt
schwieriger wird es mit „frei ver-
fügbarem Einkommen“ u.ä..

Die Betriebsformen des LEH
reichen vom kleinen LM-Fach-
geschäft bis zum SB-Warenhaus.
Unter den Geschäftsformen über
400 m² pro Million Einwohner
in Deutschland ist die Größe von
400 bis 999 m² mit einer Anzahl
von 257 am häufigsten vertreten,
gefolgt von 58 Einkaufsstätten
von 1.000 bis 2.499 m² und 24
bis über 2.500 m². Deutsche
Haushalte decken ihren tägli-
chen Bedarf überwiegend beim
Discounter.

Wandel der
Betriebsformen 

Der Betriebsformenwandel geht
einher mit der Ausdünnung des
Versorgungsnetzes mit Lebensmit-
teln und Getränken. Es gibt hierbei
deutliche Unterschiede auf Grund
der Raumstruktur und der wirt-
schaftlichen sowie soziodemogra-
fischen Rahmenbedingungen. 

Obige Ergebnisse können ei-
nen Beitrag leisten, eine oftmals
sehr emotional geführte Diskus-
sion der LM-Nahversorgung vor
Ort zu „objektivieren“: In Bay-
ern finden ca. 63 Prozent der Be-
völkerung eine LM-Nahversor-
gung in fußläufiger Erreichbar-
keit vor. Hier zeigen sich, vor al-
lem in Abhängigkeit von der Ge-
meindegröße, deutliche Unter-
schiede. In Gemeinden über
5.000 Einwohnern ist für minde-
stens die Hälfte der Bevölkerung
ein Lebensmittelmarkt fußläufig
erreichbar, in Gemeinden zwi-
schen 25.000 und 100.000 Ein-
wohnern sind es schon 75 Pro-
zent der Bevölkerung, in Städten
über 250.000 Einwohnern –
Augsburg, München und Nürn-
berg – sind es sogar 90 Prozent.
Gegenteilig verhält es sich für
Gemeinden zwischen 1.000 und
5.000 Einwohnern: Hier ist ein
Großteil der Bevölkerung – zwi-
schen 50 und 75 Prozent – nicht
mit Lebensmitteln nahversorgt.
In Gemeinden unter 1.000 Ein-
wohnern sind es sogar mehr als
75 Prozent der Bevölkerung.

Lücken in der Lebensmittel-
Nahversorgung sind nach Infor-
mationen der International Real
Estate Business School Univer-
sität Regensburg in erster Linie
von der Bevölkerungsdichte ab-
hängig und einem Mindestein-
wohnerpotenzial von 2.500 Ein-
wohnern in einer Standortge-
meinde. Versorgungslücken be-
zogen auf die Nähe finden ihre
Entsprechung in den Standortan-
forderungen der Filialunterneh-
men, deren Rentabilität gegeben
sein muss. Sie setzen derzeit laut
GfK auf Effizienzgewinne statt
Flächenwachstum und reagieren
damit auch auf das veränderte
Kundenverhalten.

Eine Unterversorgung im Be-
reich des Lebensmitteleinzelhan-
dels kann auch Auswirkungen
auf die Attraktivität der Region
oder Stadt haben und zu volks-
wirtschaftlichem Schaden in
Verbindung mit möglicherweise
negativen Wanderungssalden
führen. 

Die Wahrnehmung und Ge-
wichtung von bestehenden Ver-
sorgungslücken in der heutigen
Zeit, ist eine Vorrausetzung für
das Risikomanagement und die
Sicherung der Lebensmittelver-

sorgung einschließlich Geträn-
ken der Bevölkerung. Die Zu-
friedenheit der Bevölkerung mit
der Nahversorgung ist ebenfalls
zu berücksichtigen. Der LEH
tritt in der Marktwirtschaft als
Anbieter von Gütern des tägli-
chen Bedarfs auf, um als Händ-
ler Umsatz und Gewinn zu gene-
rieren. Es gibt keinen gesetzli-
chen Auftrag zur Versorgung der
Bevölkerung mit Lebensmitteln
und Getränken.

Lösungsansätze und Hand-
lungsoptionen sollten u. a. die
Rentabilität, den Betriebsfor-
menwandel, die Wettbewerbssi-
tuation, die Bevölkerungsent-
wicklung einschließlich Migrati-
onssalden, die Demografie, die
Mobilität und Kaufkraft sowie
individuelle Standortsituationen
berücksichtigen. Ziel ist die Zu-
friedenheit der Bürger mit ihrer
Nahversorgungssituation zu er-
halten und dennoch die Nahver-
sorgung als kritische Infrastruk-
tur in seiner Gesamtkonzeption
robuster gegen unvorhersehba-
re negative Einflüsse zu machen
mit vertretbarem Aufwand. Die
Funktionsfähigkeit der Lebens-
mittelversorgung aufrecht zu er-
halten und nach einer Störung
diese schnellstmöglich wie her
zu stellen, ist Teil der Daseins-
vorsorge.

Lydia Wallerer, LfL- Institut für
Ernährungswirtschaft und Märkte 

Archäologische Funde
zum Leben erwecken

Eine ostbayerische Firma lässt archäologische Funde wieder
lebendig werden - in Farbe und 3D. Neben den weltberühmten
chinesischen Terrakotta-Kriegern hat das Unternehmen schon
den römischen Kaiser Konstatin dreidimensional vermessen -
ein erster Schritt, um ihm visuell „Leben einzuhauchen“. 

Ob eine Monumentalstatue des
römischen Kaisers Konstantin
oder tausende Jahre alte Grab-an-
lagen - archäologische Funde ha-
ben einen großen Nachteil: Der
Zahn der Zeit nagt über die Jahr-
hunderte hinweg an ihrer Sub-
stanz. Oft bedarf es großer Phan-
tasie, um in den ausgegrabenen
Bruchstücken Jahrtausende alter
steinerner Zeitzeugen das pulsie-
rende Leben in versunkenen Welt-
reichen und verblassten Glanz al-
ter Pracht zu erahnen. Ostbayeri-
sche Ingenieure helfen der Phan-
tasie jetzt auf die Sprünge. Die IT-
Experten aus Altenthann bei Re-
gensburg lassen Gräber, Grenz-
anlagen, Burgen und sogar Ske-
lette mit Hilfe von raffinierter
Software in ihrer ursprünglichen
Form wieder aufleben. Mit inno-
vativer Technik wird alten Fund-
stücken wieder Leben einge-
haucht. Gefragt ist ihre Arbeit
nicht nur bei Museen und im
Denkmalschutz, sondern auch in
der Industrie. 

Wie mag sich der römische
Legionär wohl gefühlt haben,
der vor fast 2000 Jahren an der
weltbekannten Grenzanlage Li-
mes patrouillierte? Dank der le-
bensechten 3D-Animation des
ostbayerischen Unternehmens
ArcTron fällt es dem Betrachter
leicht, sich in den römischen
Soldaten hineinzuversetzen.

Der Betrieb von Firmengrün-
der Martin Schaich hat sich ne-
ben Ausgrabungen auf die 3D-
Vermessung und Animation von
archäologischen Objekten spe-

zialisiert. Die Firma entwickelt
und forscht seit über 20 Jahren -
vor allem in ihrem Spezialge-
biet, der mehrdimensionalen
computergestützten Dokumen-
tation in der Archäologie und
Denkmalpflege. 

Mit Laserscannern und Foto-
kameras werden je nach Auftrag
Landschaften, Gebäude und
selbst Knochenteile akribisch er-
fasst. Was mit dieser Technik
möglich ist, hat das Ingenieur-
team im Auftrag von drei Lan-
desdenkmalämtern über zwei
Jahre hinweg bei der Rekon-
struktion eines 230 Kilometer
langen Abschnitts des Limes be-
wiesen. Dazu wurde die Land-
schaft aus der Luft von Helikop-
tern und einem eigens entwickel-
ten Gleitflieger aus gescannt. Aus
der gigantischen Datenmenge
entwickelten die Spezialisten
dann am Computer eine realisti-
sche 3D-Animation der antiken
Grenzanlage. Bei der Vermes-
sung der Landschaft wurden
auch bisher unbekannte Kastelle
und Wachtürme entdeckt. 

Die Modelle der ostbayeri-
schen Zeitreisenden sind nicht
nur virtuell, es gibt sie auch
zum Anfassen. Mit einem 3D-
Drucker werden beispielsweise
Burgen und Schlösser nach der
Vermessung detailgenau als ori-
ginalfarbiges Gipsmodell re-
konstruiert. Alternativ können
mit den Daten eine High-Tech-
CNC-Fräse gespeist werden,
wie sie etwa in der Werkzeugin-
dustrie eingesetzt werden. So

entstand beispielsweise aus ei-
nem Marmorblock eine perfek-
te Kopie einer über drei Meter
großen Büste des römischen
Kaisers Konstantin des Großen
für eine Ausstellung in Trier.

Firmenchef Martin Schaich hat
sich schon früh während seines
Archäologie-Studiums in Mün-
chen und Regensburg für die
elektronische Messtechnik inter-
essiert. 1993 war Schaichs Unter-
nehmen eines der ersten, das den
Nutzen der digitalen Technik für

die Archäologie erkannte. Laut
Schaich entdecke die Industrie
zunehmend die Vorteile der 3D-
Modelle. So hat sein Betrieb für
ein großes Energieunternehmen
den Prototyp eines kompletten
Braunkohlekraftwerks digital
animieren lassen.

Derzeit arbeitet die Firma an
Felsmotiven im norditalienischen
Valcamonica-Tal, die seit 1979
zum UNESCO-Welterbe zählen. 
Weitere Informationen unter:
www.arctron.de/de obx

3D-Modell einer Marmorbüste des römischen Kaisers Konstantin. 
Foto: obx-news/ArcTron 3D GmbH
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„So, jetzt hat die Schule wie-
der angefangen und Bildung
ist wieder ein großes Thema.
Doch wer nimmt wirklich zur
Kenntnis, was wir als Kommu-
ne für unsere Schulen leis-
ten?“ Mein Chef, der Bürger-
meister, kam gerade aus einem
Gespräch mit den Leiterinnen
und Leitern des Schulamts und
der anderen weiterführenden
Schulen in der Stadt.

Wie das „Back to school“ in
Amerika oder die „Rentrée“ in Frankreich ist
der Schulbeginn bei uns mittlerweile auch in
der Öffentlichkeit ein einschneidendes Datum,
nicht nur für die Gott sei Dank wieder steigende
Zahl der ABC-Schützen. Die Straßen werden
voller, die Parkplätze rarer und man findet in
den Betrieben oder Behörden wieder leichter ei-
nen kompetenten Ansprechpartner. Vor allem
aber stehen die Schulleiter wieder mit ihren im-
mer unerschöpflichen Wunschzetteln im Amts-

zimmer des Bürgermeisters und schildern in
schillerndsten Farben, was sie alles brauchen,
wollen und haben müssen. 

Vor allem das Thema Inklusion und barriere-
freier Zugang zum Lernstoff eröffnet ein gera-
dezu grenzenloses Wünsch-Dir-was an Sach-
ausstattung. Denn es ist ja nicht damit getan,
dass eine Schule einen Aufzug braucht oder
Rampen, damit der Zugang auch für Gehbehin-
derte möglich ist. Nein, für hörgeschädigte
Schüler müssen die Klassenzimmer speziell her-
gerichtet werden, damit die Akustik besser wird.
Sehbehinderte Schüler brauchen spezielle
Schreibcomputer. Für den inklusiven Unterricht
müssen Klassen öfter geteilt werden, also
braucht man zusätzliche Räume. Das alles aber
bitteschön zack-zack, denn man will den Unter-
richt immer gleich unter optimalsten Bedingun-
gen starten. 

Zugegeben, alles notwendig und sinnvoll.
Wenn die Forderungen dann noch in höflicher
Form und im kooperativen Geist erhoben wer-
den, dann ist auch alles o.k. Grenzwertig wird
es, wenn missionarische Inklusions-Aktivisten
vorgeschickt werden, die so tun, als würde man
den jungen Menschen Lebenschancen rauben,
wenn eine Maßnahme Ende Oktober statt Mitte

September abgeschlossen ist.
Aber Inklusion ist ja nur ein

Stichwort der aktuellen bil-
dungspolitischen Diskussio-
nen. Was die Leute da alles
Schönes erzählen: Mehr Ganz-
tagsbetreuung an den Schulen,
Lernlandschaften statt Klas-
senzimmer, mehr Personal in
den Kindergärten, mehr Krip-
penplätze; die Liste ist endlos.
Zudem gehen immer mehr
Kinder immer länger in die

Schule, was im Klartext bedeutet, dass der An-
sturm auf die Realschulen, Gymnasien und 
Fachoberschulen zu immer neuen Rekorden bei
den Eingangsklassen führt. Und wir Kommunen
zahlen, zahlen, zahlen.

Denn wann immer sich Wirtschaftsverbände,
Stiftungen, internationale Organisationen oder
Wissenschaftler aufmachen, die Schule der Zu-
kunft zu erfinden – stets wird ein großer Teil der
Rechnung nicht nur dem Kultusminister präsen-
tiert, sondern auch uns Gemeinden, Städten und
Kreisen, für die der Sachaufwand der Schulen
Pflichtaufgabe und echtes Anliegen ist. Wenn
aber etwas gut gelungen ist, ein Bildungsran-
king für das Land gut ausschaut und nicht ein-
mal die Bildungsredakteure der im Lande ton-
angebenden Presse wegdiskutieren können,
dass bei uns Bildung gelingt, dann stehen die
Pädagogen am Münchner Salvatorplatz im
strahlenden Licht, nicht aber die vielen Käm-
merer, die auch ihr Scherflein dazu beitragen.

Mein Chef, der Bürgermeister, steht der Bil-
dung sehr aufgeschlossen gegenüber – ob vor-
schulisch, schulisch oder über unsere VHS.
Dafür legt er auch gerne den einen oder ande-
ren Euro hin, damit sein Ruf als Bildungsbür-
germeister aufpoliert wird. Natürlich arbeitet
die Stadt aktiv in den Schulforen mit, seit sie
dort etwas zu sagen hat. Aber ab und zu ein
Dankeschön an die Stadt, ein lobendes Wort in
der Zeitung oder die Akzeptanz der Kommune
als gleichberechtigter Partner der Bildung –
das wäre schon schön. Damit er weiter für die
Schulen aktiv bleibt, maile ich dem Chef einen
Satz von Bill Gates, der seinerseits Bildung und
Schule viel zu verdanken hat: „Die wichtigste
Institution der Gesellschaft, neben der Familie,
ist die Schule.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Bildungspartner
Kommune

Spannende Fußballbegegnung
„Eine tolle Sache und ein super Spiel“, fasste der Coach des Fuß-
ballteams des Landratsamtes Fürstenfeldbruck, Charly Stecher,
das Spiel seines Teams gegen eine Auswahl von Asylbewerbern
zusammen, das am Ende leistungsgerecht 4 : 4 ausging. Die Idee
zu diesem Spiel entstand, als der vom Landratsamt für die Un-
terkunftsbetreuung beauftragte Außendienstmitarbeiter, Arnold
Neugebauer, Gegner für seine neugegründete Auswahlmann-
schaft von Asylbewerbern suchte.

Am Anfang staunten die Spie-
ler des Landratsamtes nicht
schlecht, als sich am vereinbarten
Treffpunkt über 30 Asylbewerber
einfanden. Kurz entschlossen
wurden vier davon in das Team
des Landratsamtes integriert. So
konnte der Altersunterschied der
Mannschaften ein wenig gesenkt
und dem Niveau des Gegners an-
gepasst werden.

Wie bereits befürchtet, legte
das Team der Asylbewerber furi-
os los und setzte das Landrats-
amt-Team von Beginn an unter
Druck. Vor allem das schnelle
und technisch starke Mittelfeld
des Gegners war anfänglich
kaum zu bremsen. Nach ca. 20
Minuten gelang es dem Team des
Landratsamtes sich mehr und
mehr frei zu spielen und einen
mustergültigen Konter über Tho-
mas Epp zum zu diesem Zeit-
punkt unerwarteten 1:0 abzu-
schließen. Das Team der Asylbe-

werber, das mehrheitlich aus jun-
gen Spielern aus dem Senegal,
Kongo und Eritrea bestand, ver-
stärkte daraufhin den Druck und
konnte durch zwei kurz aufeinan-
der folgende Tore mit 2 : 1 in
Führung gehen. Nur der starken
Leistung des Torwarts Sebastian
Brehme sowie der erheblichen
Abschlussschwäche des Gegners
war es zu verdanken, dass es bis
zur Pause nicht zu weiteren Toren
des Teams der Asylbewerber kam.

In der zweiten Halbzeit ver-
stärkte daraufhin das Team des
Landratsamtes die Defensive und
versuchte, den spielstarken Geg-
ner bereits frühzeitig mit moder-
nem Pressing und schnellem Um-
schaltspiel unter Druck zu setzen.
Dies gelang eindrucksvoll und so
konnte sich das Team des Land-
ratsamtes erneut durch einen Dop-
pelschlag des an diesem Tag blen-
dend aufgelegten Thomas Epp
mit 3 : 2 in Führung setzen. Das

Spiel wurde daraufhin hitziger
und gewann deutlich an Härte und
Tempo. Der tadellos pfeifende
Schiedsrichter Sepp Mösl musste
nach einem rüden Einsteigen ge-
gen Charly Stecher sogar zu einer
gelben Karte greifen.

Das jugendliche Alter des
Gegners sowie die spielerische
Überlegenheit kamen Mitte der
zweiten Halbzeit immer mehr
zur Geltung. Nach einem langen
Pass über die schlafende Abwehr
kam das Team der Asylbewerber
schließlich zum verdienten Aus-
gleich. Dem Team des Landrats-
amtes gelang es nun nicht mehr,
den Gegner vom eigenen Tor
fernzuhalten. Ein erneuter langer
Pass in die Schnittstelle der Ab-
wehr führte schließlich zur 4 : 3
Führung der Asylbewerber. Kurz
vor Schluss gelang es dem Land-
ratsamt-Team wieder die Ober-
hand im Mittelfeld zu gewinnen
und so konnte erneut Thomas
Epp nach einem Missverständnis
in der Abwehr der Gegner den
Ball zum verdienten 4 : 4 End-
stand einschieben.

Sowohl die anwesenden Zu-
schauer als auch die Spieler wa-
ren sich am Ende einig, „das war
eine tolle Begegnung“! 

Vorlesehauptstadt gesucht
2013 lobten die Initiatoren (Die Zeit, Stiftung lesen und Deutsche
Bahn Stiftung) gemeinsam mit dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund erstmals den Vorlesehauptstadt-Wettbewerb aus,
an welchem alle Städte und Gemeinden Deutschlands teilneh-
men konnten. 

Die Resonanz war trotz der
Kürze der Bewerbungsfrist über-
wältigend, so dass auch in den fol-
genden Jahren nach den drei Vor-
lesehauptstädten in den folgenden
Kategorien suchen werden:

Aktivste Vorlesehauptstadt: 
Alle Vorleseaktionen, die bis

zum 21. November 2014 regulär
angemeldet werden, werden au-
tomatisch für diese Kategorie
ausgewertet. Die Stadt, in der die
meisten Vorleser, gemessen an
der statistisch über SENSUS ge-
meldeten Einwohnerzahl, am
Bundesweiten Vorlesetag teil-
nehmen, wird aktivste Vorlese-
hauptstadt. Kurzum: Für diese
Kategorie ist keine gesonderte
Bewerbung möglich.

Öffentlichkeitswirksamste
Vorlesehauptstadt:

Welche Stadt schafft es alle
Medien- und Verlagshäuser auf
ihre Vorleseaktionen aufmerk-
sam zu machen und Berichter-
stattung zu generieren? Wer
trommelt am meisten für seine
Aktion, denkt sich besondere
Vorleseinhalte aus, gründet eige-
ne Initiativen und sorgt für or-
dentlich viel öffentliche Wahr-
nehmung?

Außergewöhnlichste Vor-
lesehauptstadt:

Eine Stadt – ein Motto? In die-
ser Kategorie ist alles möglich: ei-
ne Hexenlesung auf dem Brocken,
eine Unterwasserlesung, eine Le-
sung von Grimmschen Märchen
auf der Märchenstraße von Hanau
nach Kassel wandelnd… Der Fan-
tasie sind keine Grenzen gesetzt.

Jede Gemeinde, Stadt und

oder Kommune kann sich unab-
hängig von der Einwohnerzahl
und sonstigen regionalen Struk-
turen bewerben. 

Alle Bewerbungen, die bis
einschließlich 21. November
2014 bei den Initiatoren einge-
hen, werden berücksichtigt und
in der Woche nach dem Bundes-
weiten Vorlesetag von einer Jury
– bestehend aus Mitarbeitern der
drei Initiatoren sowie des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bunds – gesichtet und die Ge-
winner festgelegt. Ende Novem-
ber werden die drei Vorleseh-
auptstädte offiziell bekannt ge-
geben. 

Die Titelvergabe inklusive
Übergabe der Plakette zur An-
bringung an einem frei wählba-
ren Platz folgt im Nachgang des
diesjährigen Bundesweiten Vor-
lesetags im Januar/Februar 2015.
Weitere Informationen unter:
http://www.vorlesetag.de/
vorlesehauptstadt

Erfolg trotz grauem Himmel
5. ChiemgauerAlmumtrieb auf der Winklmoos-Alm zieht über 1000 Besucher an

Jüngst hatte der Chiemgau Tourismus e. V. zum  5. Chiemgauer
Almumtrieb geladen. Trotz kühlem, regnerischem Wetter waren
dazu über 1000 Gäste auf die Winklmoos-Alm gekommen. 

Solange er Landrat war, schien
die Sonne zum Chiemgauer Al-
mumtrieb, scherzte Landrat a. D.
Hermann Steinmaßl zur Be-
grüßung. Sein Nachfolger Sieg-
fried Walch wollte auch für die
fünfte Wiederholung der Veran-
staltung nicht an das schlechte
Wetter glauben und war in kur-
zer Lederhose zur Eröffnung er-
schienen. Auf blauen Himmel
warteten beide gemeinsam mit
den mehr als 1000 Gästen jedoch
vergeblich. Immer wieder regne-
te es, die Besucher erwiesen sich
jedoch als wetterfest. Als um 10
Uhr 30 die ersten Wanderungen
starteten, hatten sich bereits viele
zu einer Teilnahme gemeldet.

Jodelkurse

Chiemgau Tourismus e. V. Ge-
schäftsführer Stephan Semmel-
mayr: „Wir versuchen beim Al-
mumtrieb ein Programm zusam-
menzustellen, bei dem jeder das
Passende für sich findet. Die Jo-
delkurse mit Josef Ecker und Ta-
keo Ischi, die Alm- und Gipfeltour
oder die meditative Wanderung,
um nur einige Beispiele zu nen-
nen, sind alle wieder sehr gut auf-
genommen worden“. Besonders

viele junge Gäste sah man bei den
Alpaka-Wanderungen und auch
beim Stockbrot-Backen, zu dem
Dr. Darga vom Naturkunde- und
Mammutmuseum Siegsdorf ein-
geladen hatte. Sein Mammut Öa-
win war an diesem Tag das größte
Tier auf der Winklmoos-Alm.
Beim Biathlon-Zentrum Fritz Fi-
scher konnte man seine Zielge-
nauigkeit testen beim Schießen
mit der Laserpistole, und die Fir-
ma Meindl informierte über den
passenden Wanderschuh. Beson-
ders viel im Einsatz waren an die-
sem Tag die Segways, die sogar
von sämtlichen Ehrengästen gete-
stet wurden. 

Regionale Spezialitäten

Die Gastronomen auf der
Winklmoos-Alm versorgten die
Gäste mit regionalen Spezialitä-
ten, dazu gab es allerorts Live-
Musik, dabei waren von Austro-
Pop bis Alphorn die unterschied-
lichsten Klänge zu hören.

Mit dem Chiemgauer Almum-
trieb startet der Chiemgau Touris-
mus  auch in diesem Jahr in den
Wanderherbst.  Im September und
Oktober können sich Gäste und
Einheimische im Chiemgau  auf

ein besonders abwechslungsrei-
ches Wanderprogramm freuen.
Stephan Semmelmayr: „Im
ganzen Landkreis werden geführ-
te Wanderungen zu unterschiedli-
chen Themen angeboten. Darun-
ter ist eine große Auswahl an
Almwanderungen, bei denen die
Teilnehmer viel über das Leben
auf der Alm erfahren. Aber auch
im flacheren Gelände gibt es bei
Kultur- und Stadtspaziergängen
eine Menge über unsere Heimat
zu erfahren.“ 

Das Bild zeigt von links: Landrat a. D. Siegfried Walch, Hermann
Steinmaßl (1. Vorsitzender Chiemgau Tourismus e. V.), Miss
Chiemgau 2014 Manuela Mügge, Stephan Semmelmayr (Ge-
schäftsführer Chiemgau Tourismus e. V.), Josef Heigenhauser
(Bürgermeister Reit im Winkl) und den Vorsitzenden der Alm-
genossenschaft Winklmoos-Dürrnbachhorn Sepp Speicher. 

RENEXPO HYDRO 2014 in Salzburg:

Innovative 
gewässerverträgliche Wasserkraft

Vom 27. bis 29. November findet die RENEXPO HYDRO 2014,
die Wasserkraftmesse für Österreich, Deutschland, die Schweiz
und Südtirol im Messezentrum Salzburg statt. Das Interesse der
Aussteller ist europaweit sehr stark, aus allen großen Produkt-
gruppen sind zahlreiche Firmen angemeldet, Turbinenhersteller
dominieren derzeit vor Rohrtechnik und Messen/Regeln. Aber
auch spezielle Lösungen wie Fertigteil-Fischwanderhilfen oder
eine mobile elektronische Fischzählanlage werden auf der Mes-
se zu finden sein.

Im Innovationspavillon Wasser-
kraft sind die Spezialisten versam-
melt, die technische Innovation,
Ökonomie und Ökologie am Bes-
ten kombinieren können. Im Ge-
meinschaftsstand Ökologische
Wasserkraft sind Planungsbüros,
Gutachter, Behörden, Natur- und
Umweltverbände, aber auch die
technisch-ökologischen Profis für

Fische und Gewässerökologie ver-
treten. Erfahrungsaustausch und
Wissenstransfer sind hier auf di-
rektem Weg und auf kollegialer
Basis möglich.

Der Internationale Kleinwas-
serkraftkongress für Neuentwick-
lung, Renovierung und Revitali-
sierung bringt am ersten Messetag
technische Highlights über Was-
serkraftmaschinen, Wehr- und Re-
chenanlagen und neueste Ent-
wicklungen zur Erhöhung der Ef-
fizienz, aber auch Gedanken-
sprünge zu  alternativen Lösun-
gen, die man nur umsetzen muss.

Das Seminar über Rohrsyste-
me für Wasserkraftanlagen infor-
miert über den aktuellen Stand
der Technik sowie über die Prü-
fung bestehender Leitungen und
ihre mögliche Revitalisierung.

Der Fachkongress Gewässer-
verträglicher Wasserkraftausbau
bietet am zweiten Messetag ei-
nen spannenden Einblick in die
Kunst „aufsteigende Fische am
Kraftwerk abzuholen und sicher
ins Oberwasser zu bringen“. 

Einer der teuersten Fehlgriffe
beim Bau oder der Nachrüstung
von Wasserkraftwerken ist die in
Beton gegossene, falsch geplan-

te Fischwanderhilfe. Wichtig
wird dann die Schuldfrage. Die
ökologische Sanierung von stark
veränderten Wasserkörpern nach
dem „System der ökologischen
Trittsteine“ ist das zweite ökolo-
gische Schwerpunktthema des
Tages. 

Die technische Exkursion zum
Flusskraftwerk Lehen an der
Salzach im Anschluss an den
Fachkongress zeigt die Technik
modernster Fischauf- und Abstie-
ge, ein Umgehungsgerinne mit
Fischlaichplätzen und eine einge-
baute Fischzählanlage, die auf- und
absteigende Fische getrennt fängt.
Zudem werden die Ergebnisse von
Aufstiegsuntersuchungen an drei
FAH’s vorgetragen.

Die Wasserkraftberatung des
Landes Salzburg wird an allen drei
Messetagen kostenlos eine Bera-
tung über technische, wasserwirt-
schaftliche und ökologische Sanie-
rungsmaßnahmen anbieten, die ei-
ne Steigerung der Stromproduktion
und eine Verbesserung des Gewäs-
serzustandes ermöglichen können.

Zu den möglichen Revitalisie-
rungsmaßnahmen gehören die
Modernisierung, Erweiterung und
Nachrüstung der bestehenden An-
lagenteile, aber auch die ökologi-
sche Anpassung an den Stand der
Technik mit dem Ziel einer op-
timalen wasserwirtschaftlichen
Nutzung des Gewässers. Die Mes-
se bietet dafür das geballte techni-
sche Know-how vor Ort.
Weitere Informationen unter:
www.renexpo-austria.at 
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort:

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen:
Constanze von Hassel
Telefon 08171.9307-13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:
Theresa von Hassel

Telefon 08171.9307-10
hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim • www.langer-georg.de
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Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen Kommunale Energieberatung

2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

6. Nov. 2
014

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 08724 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Friedhofsysteme
Telefon (0 21 61) 9 30 - 3

www.paul-wolff.com

Friedhofsausstattung

Weihnachtsbeleuchtung

Abfallbehälter

B e c k  G m b H  &  C o .  K G  ·  T e l e f o n  0 7 1 9 5 / 6 9 3 - 3 0 0
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

B e s t e n s  a u s g e S T A D T e t

Loisachhalle
Wolfratshausen

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 9. Oktober 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Umweltschutz . Abfall . Recycling
Kommunale Energiethemen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge . Grünanlagen
Bestattungswesen . Friedhof

Interkultureller Integrationsbericht: 

„München lebt Vielfalt“
Die Landeshauptstadt München hat den mittlerweile zweiten
interkulturellen Integrationsbericht (2013) vorgelegt. Der Be-
richt beleuchtet neben den statistischen Grundlagen ein-
schließlich des Münchner Integrationsbarometers auch die
verschiedenen Handlungsfelder städtischer Politiken wie die
interkulturelle Öffnung der Verwaltung, die Förderung gesell-
schaftlicher Teilhabe, Bildung und Weiterbildung sowie Aus-
bildung und Arbeitsmarkt. Der Report informiert damit so-
wohl über die Lage der Menschen mit Migrationshintergrund
in München, er belegt aber auch, wo Integration in München
gut gelingt und wo noch Defizite vorhanden sind.

München wächst. Die Bevöl-
kerung hat seit 2009 von 1,38
Millionen auf 1,44 Millionen
Menschen zugenommen. Der
Zuwachs erfolgte durch eine
positive Geburtenrate und durch
verstärkte Zuwanderung aus
dem In- und Ausland. 2011 und
2012 sind je knapp 22.000 Aus-
länderinnen und Ausländer  zu-
gewandert. Eine überwiegende
Mehrheit von ihnen kam aus
Ländern der Europäischen Uni-
on. Dies hat viele positive Ef-
fekte. Doch nicht alle, die mit
der Absicht, für sich und ihre
Familien eine gute Zukunft in
Deutschland aufzubauen, nach
München kommen, können auf
dem Arbeitsmarkt und dem heiß
umkämpften Wohnungsmarkt
Fuß fassen.

„Wohl“ bis „sehr wohl“ fühlen
sich knapp 90% der Münchnerin-
nen und Münchner mit und ohne
Migrationshintergrund mit dem

interkulturellen Klima in der
Stadt. Die Bürgerbefragung des
Direktoriums nahm dazu erst-
mals für den Interkulturellen In-
tegrationsbericht 2013 entspre-
chende Fragen auf. Integrati-
onspolitik und interkulturelle
Öffnung in München erzielen
damit nicht nur bundesweit ho-
he Anerkennung, sondern wer-
den auch von der Bevölkerung
anerkannt.

Interkulturelle Öffnung

Wie ein Blick auf das Hand-
lungsfeld Interkulturelle Öff-
nung zeigt, hat sich der Anteil
der ausländischen Beschäftigten
der Landeshauptstadt München
über die Jahre nur minimal von
9,8% 2006 auf 10,3% im Jahr
2012 verändert. Vor allem in
den höheren Qualifikationsebe-
nen und in Führungspositionen
ist ihr Anteil mit jeweils um die

2% nach wie vor gering. Erst-
mals konnte über eine Befra-
gung („Great place to work“)
auch der Migrationshintergrund
der Beschäftigten erhoben wer-
den. Da sich an der Befragung
nur 44% der Belegschaft betei-
ligt haben, müssen die Ergeb-
nisse mit Vorsicht interpretiert
werden. Den Ergebnissen zufol-
ge sind 7,5% der Befragten
Deutsche mit Migrationshinter-
grund.

Großer Handlungsbedarf

Bildung und Weiterbildung
bleiben nach wie vor die Berei-
che, in denen der größte Hand-
lungsbedarf besteht. Frühkindli-
che Bildung und Erziehung
können ungünstige Startbedin-
gungen ausgleichen und sozia-
ler, ethnischer und struktureller
Benachteiligung entgegenwir-
ken. Die gute Nachricht ist, dass
die Versorgung der 3- bis 6-
jährigen Kinder zufriedenstel-
lend ist. Für alle Kinder liegt die
Versorgungsquote bei nahezu
90 %. 

Aktuell haben annähernd 49 %
der 3- bis 6-Jährigen in den Ki-
tas einen Migrationshinter-
grund. Bei den unter Dreijähri-
gen besteht nach wie vor Hand-
lungsbedarf. Während 39% der
0- bis 3-Jährigen einen Betreu-
ungsplatz haben, trifft dies nur
auf 32,4 % der Kinder mit Mi-
grationshintergrund zu, obwohl
deren Anteil in diesem Bevölke-
rungssegment bei 53 % liegt.
Die Stadt München strebt eine
Versorgungsquote von 

60 % für alle Kinder in dieser
Altersgruppe an. Auffällig ist
weiterhin, dass fast doppelt so
viele ausländische Kinder spä-

ter eingeschult werden wie
deutsche Kinder (14,3 % zu 6,7
%). Fehlende Sprachkompetenz
im Deutschen könnte hierfür ein
Grund sein. 

Eine erfreuliche Entwicklung
ist bei den Übertrittsquoten ins
Gymnasium zu konstatieren.
Immer mehr ausländische Kin-
der schaffen in München den
Sprung. Gelang dies 2007 erst
26%, konnten 2011 bereits 32
% auf ein Gymnasium wech-
seln. Allerdings kann noch nicht
von einer Angleichung die Rede
sein; von den deutschen Kin-
dern gelingt dies über 60%.

Überproportional sind auslän-
dische Schülerinnen und Schüler
auch in den Förderschulen bzw.
Sonderpädagogischen Förderzen-
tren, deren Förderschwerpunkt
Lernen und Sprache ist, vertreten.
Von den 2.847 Schülerinnen und
Schülern an den staatlichen För-
derschulen, deren Sachaufwand
von der Stadt München getragen
wird, hatten 47,8% eine ausländi-
sche Staatsangehörigkeit. Bei den
Sonderpädagogischen Förderzen-
tren liegt der Anteil ausländischer
Kinder noch höher – bei 53,5 %. 

Schulabschlüsse

Eine Entwicklung in die rich-
tige Richtung gibt es bei den
Schulabschlüssen. Die Zahl der
ausländischen Jugendlichen, die
ohne einen Abschluss die Schu-
le verlassen, sank in den letzten
Jahren kontinuierlich. Verließen
im Schuljahr 2002/03 noch fast
20% aller ausländischen Absol-
ventinnen und Absolventen die
Schule ohne Abschluss, so ging
der Anteil im Schuljahr 2009/10
auf 12,6 % zurück. 

Die beeindruckendsten Ent-
wicklungen im Berichtszeit-
raum spielten sich auf dem Ar-
beitsmarkt ab. Neuzuwanderin-
nen und Neuzuwanderer, die
nach München kommen, finden
einen aufnahmebereiten Ar-

beitsmarkt vor, mit den niedrig-
sten Arbeitslosenzahlen seit
über 10 Jahren. Die Arbeitslo-
senquote lag Ende 2012 mit 
4,9 % um zwei Prozentpunkte
unter der bundesdeutschen
Quote. In München sind mit 8,7
% die Ausländerinnen und Aus-
länder weit weniger von Ar-
beitslosigkeit betroffen als die
14,3 % im Bundesdurchschnitt.
Allerdings sind sowohl in
Deutschland als auch in Mün-
chen die Arbeitslosenquoten
von Ausländern etwa doppelt so
hoch wie die der Deutschen.
Auffällig ist ein starker Zu-
wachs von ausländischen Ar-
beitskräften in den unteren Lohn-
segmenten. Eigene Migrations-
erfahrung erhöht dabei das Risi-
ko, arbeitslos zu werden. 

Berufsfindung
und Ausbildung 

Die intensiven Anstrengun-
gen aller Akteure im Bereich
von Berufsfindung und Ausbil-
dung zeigen langsam Fortschrit-
te. Der Anteil der ausländischen
Jugendlichen an allen Auszubil-
denden im dualen System be-
trug im Schuljahr 2011/12 15
%; das sind 2 % mehr als drei

Jahre zuvor. Der Anteil derer,
die direkt in die Arbeitslosigkeit
gehen, ist gegenüber dem
Schuljahr 2008/09 von 52 % auf
40 % gesunken, dafür hat sich
ihr Anteil am Berufsvorberei-
tungsjahr auf ca. 40 % verdop-
pelt. Insgesamt haben es diese
Jugendlichen nach wie vor
schwerer, einen Ausbildungs-
platz zu bekommen als Jugend-
liche ohne Migrationshinter-
grund. Das ist auch ein Resultat
niedrigerer Schulabschlüsse. 

Sprachförderung

Fakt ist: Sprachförderung
kann nicht früh genug anfangen.
Die Anzahl der Kinder, die ei-
nen „Vorkurs Deutsch“ besucht
haben, ist von 2.373 Kindern
2007/08 um erfreuliche 30 Pro-
zentpunkte auf 3.510 Kinder im
Kindergartenjahr 2012/13 ge-
stiegen. 90 % der Kinder, die in
einem solchen Kurs gefördert
worden waren, konnten regulär
eingeschult werden. Integrati-
onskurse sind nach wie vor die
Grundvoraussetzung, um aktiv
am gesellschaftlichen und poli-
tischen Leben teilzunehmen.
Sie werden immer noch stark
nachgefragt. DK

Mit dem Chauffeur
zum Oktoberfest

Bis 5. Oktober: Wiesnservice im Landkreis München
Auch in diesem Jahr bietet der Landreis München in Zu-

sammenarbeit mit dem MW einen „Wiesn-Shuttle“ an.
Die zwölf zusätzlichen MVV-Regionalbuslinien starten an

S- und U-Bahnstationen im Landkreisgebiet und bedienen die
Kommunen zum Teil bis 1 Uhr nachts. In den eingesetzten
Regionalbussen liegen Minifaltpläne bereit, aus denen die je-
weiligen Abfahrtszeiten entnommen werden können.

Informationen über diese Fahrten sind auf der MVV-
Internetseite http://www.mvv-muenchen.de/de/aktuelles/
fahrplanaenderungen/mvv-regionalbus/landkreismuenchen/
detail/datum/2013/09/11/wiesnbus-2014-1466/index.html
einsehbar.


